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GERHARD MARSCHÜTZ

WENN DER KINDERWUNSCH UNERFÜLLT BLEIBT

Reproduktionsmedizin als ethische Herausforderung

Ao. Univ.-Prof. Dr. Gerhard Marschütz, geb. 1956 in Wien. Studium der
katholischen Theologie in Wien und Tübingen. Promotion zum Dr. theol.
1991 und Habilitation für das Fach Moraltheologie 1999 in Wien. Seit
1989 am Institut für Moraltheologie der Katholisch-Theologischen Fakultät
der Universität Wien tätig.
Publikationen: Die verlorene Ehrfurcht. Über das Wesen der Ehrfurcht
und ihre Bedeutung für unsere Zeit (Würzburg 1992); Familie humanöko-
logisch. Theologisch—ethische Perspektiven (Münster 2000).

Die altbekannte Redeweise „Von der Wiege bis zur Bahre — Formulare,
Formulare“ trifft im Zeitalter standardisierter medizinischer Schwanger-
schaftsbetreuung kaum mehr zu und ist daher auszuweiten. Jene Paare
im reproduktionsfähigen Alter, die ungewollt kinderlos bleiben (ihr Anteil
beträgt in Mitteleuropa schätzungsweise 12 — 15%)1 und sich deshalb zu
einer reproduktionsmedizinischen Behandlung entschließen, sind bereits
vor der (ärztlich assistierten) Zeugung mit Formularen konfrontiert, die
ihre Einwilligung in eine entsprechende Behandlungstechnik festhalten
und ihnen zugleich Zeichen der Hoffnung sind, dass der Weg zur Zeugung
und von der Zeugung bis zur Wiege ermöglicht wird.

Dieser Weg erweist sich für betroffene Paare, insbesondere für Frauen,
als sehr belastend — in körperlicher, psychischer und seelischer Hinsicht.
Zudem ist er mit einer relativ geringen Erfolgsrate ausgestattet. Ihn den—
noch beschreiten zu wollen, ist Ausdruck des starken Kinderwunsches,
der vielfach auch sozialem Druck unterliegt. Aus medizinischer Sicht stel-
len reproduktionstechnische Verfahren die einzige und nicht selten als Se-
gen gepriesene Möglichkeit dar, Paaren mit diagnostizierter Sterilität bzw.
Infertilität2 zu einem Kind zu verhelfen. Darüber hinaus ist die seit zwei

1 Vgl. M. STAUBER: Kinderlosigkei/Kinderwunsch (2000), S. 380.
2 In der Reproduktionsmedizin werden unter Sterilität Störungen bei Frauen zusam-

mengefasst, die eine Befruchtung und folglich Schwangerschaft verhindern. Sterilität
bezeichnet somit das Unvermögen, schwanger zu werden. Infertilität bezieht sich auf
das Unvermögen, schwanger zu bleiben, d. h. eine Schwangerschaft bis zur Geburt ei—
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Jahrzehnten weltweit etablierte Methode der In-vitro-Fertilisation (IVF)
auch Voraussetzung für ganz andere mögliche Anwendungsbereiche (z. B.
Präimplantationsdiagnostik, Herstellung von Embryonen zu Forschungs-
zwecken oder zur Gewinnung von embryonalen Stammzellen), deren lega-
ler Einsatz mit zunehmender Vehemenz gefordert wird. In nicht wenigen
Ländern wird dieser Forderung bereits in unterschiedlichem Ausmaß und
unter bestimmten Bedingungen stattgegeben. Die ethische Diskussion um
die IVF ist daher bis heute lebendig. Von Beginn an haben sich an ihr
auch theologische Ethiker beteiligt.

Die folgenden Überlegungen wollen zentrale Herausforderungen und
Probleme der modernen Reproduktionsmedizin aus theologisch—ethischer
Perspektive markieren. Als Integrationswissenschaft hat theologische
Ethik hierbei das Ensemble aller relevanten Sach— und Sinneinsichten zu
berücksichtigen. Vonnöten ist eine möglichst umfassende Betrachtungs-
und Argumentationsweise. Ethische Fragen und Urteile zur IVF betreffen
nämlich nicht nur die medizintechnische Ebene, sondern zugleich die
Ebene des ungewollt kinderlosen Paares, die soziale Verortung von Kin-
derwunsch und Reproduktionsmedizin usw. Dabei erfolgen die sowohl in—
dividual- wie sozialethisch herausgeforderten Fragen und Urteile zur IVF
stets im Hinblick auf die Wahrung der Menschlichkeit des Menschen.

I. EMPIRISCHE GRUNDLAGEN

1. Methoden der Reproduktionsmedizin

Die medizinischen Reproduktionstechniken sind vielfältig und ihr Einsatz
ist abhängig ‘von der diagnostizierten. Fertilitätsstörung. Im Mittelpunkt
des Interesses und der Diskussion stehen die extrakorporalen Techniken
der In—vitro-Fertilisation und die damit gegebenenfalls zusätzlich indizier-
te Intrazytoplasmische Spermainjektion (ICSI). Andere Techniken wie z. B.
die intrauterine Insemination (IUI), der intratubare Gametentransfer
(GIFT) oder intratubare Zygotentransfer (ZIFT) seien hier nur erwähnt.

Diese drei Techniken gelten als für die Betroffenen „einfachere“ Möglichkei-
ten und weisen etwas bessere Schwangerschaftsraten als die IVF auf, vermut—
lich deshalb, weil weniger therapeutische Teilschritte vonnöten sind und so ei-
ne gewisse „Natürlichkeit“ des Befruchtungsvorganges erhalten bleibt. Nach

nes lebensfähigen Kindes auszutragen. Beim Mann hingegen werden die Begriffe Steri-
lität und Infertilität synonym verwendet.
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vorangehender hormoneller Stimulation der Ovarien (Eierstöcke), die allen
drei Techniken zugrunde liegt, wird bei der IUI, die nur leichtere andrologi-
sche oder gynäkologische Problematiken zur Voraussetzung hat, aufberei-
tetes Spermienkonzentrat etwa 40 Stunden nach dem Zeitpunkt des
Eisprunges in den Uterus (Gebärmutter) platziert. Bei der Methode GIFT
(Gamete Intra Fallopian Transfer), die wie die ZIFT (Zygote Intra Fallopian
Transfer) zumindest einen funktionsfähigen Eileiter zur Voraussetzung hat,
werden unmittelbar nach der Follikelpunktion die Eizellen gemeinsam mit
dem aufbereiteten Spermienkonzentrat transvaginal mit einem Katheter in den
Eileiter eingebracht. Das ZIFT-Verfahren verläuft analog, jedoch werden ex-
trakorporal befruchtete Eizellen (Zygoten) in den Eileiter eingespült.

Seit ihrer erstmals erfolgreichen Anwendung durch Robert G. ED-
WARDS und Patrick C. STEPTOE im Jahr 19783, gilt die IVF mit an-
schließendem Embryotransfer (IVF/ET) mittlerweile als „eine der erfolg-
reichsten Behandlungsmethoden“4 bei vornehmlich tubarer Sterilität

(funktionsunfähige Eileiter), aber auch bei endometrisch bedingter (Ge—
bärmutterschleimhautstörungen) und i'diopathischer (ungeklärter) Steri-
lität sowie bei andrologischer Subfertilität (verminderte Spermienqua-
lität). Jeder IVF-Behandlungszyklus umfasst mehrere Schritte. Er beginnt
mit einer ovariellen Stimulation, durch die mehrere Follikel zur Reifung
gebracht werden, um genügend befruchtungsfähige Oozyten (Eizellen) für
die Fertilisierung in vitro (Vereinigung von Ei— und Samenzelle im Rea-

genzglas) zu erhalten. Die Follikelpunktion geschieht heute in der Regel
nicht mehr durch die sehr belastende Laparoskopie (Bauchspiegelung un-
ter Narkose), sondern ultraschallkontrolliert transvaginal. Je nach Reife-

grad der Eizellen erfolgt mitunter erst 4 — 6 Stunden nach der Eizellenge-

winnung5 die Insemination. Hierbei wird das zuvor durch Masturbation
oder (sofern nötig) Punktion gewonnene und speziell aufbereitete Sperma
mit den Eizellen unter Zugabe eines Kulturmediums im Reagenzglas kulti-
viert. Etwa 16— 20 Stunden nach der Insemination werden die Eizellen
unter dem Mikroskop auf das Vorhandensein von Vorkernen untersucht
(Pronukleusstadium). Danach werden — entsprechend den rechtlichen
Vorgaben in Deutschland6 — maximal drei Zygoten in frischem Kulturme-

3 Vgl. P. C. STEPTOE/R. G. EDWARDS: Birth after the reimplantation of a human em-
bryo (1978).

4 L. METTLER: Die In-vitro-Fertilisation als etablierte Therapie (1995), S. 173.
5 Unreife Eizellen werden in dieser Zeit zur Nachreifung in einem speziellen Kultur-

medium in einem Brutschrank bei 37° Celsius gelagert.
6 Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich vornehmlich auf die gesetzliche La-

ge in Deutschland, die jener in Österreich intentional relativ ähnlich ist. Rechtliche Fra-
gen der Reproduktionsmedizin sind in Deutschland durch das „Embryonenschutzgesetz“
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dium weiter kultiviert, während die gegebenenfalls überzähligen fertili-
sierten Eizellen im Pronukleusstadium kryokonserviert (Tiefgefrierung bei
—196° Celsius) werden. 40 — 48 Stunden nach der Insemination befinden
sich die Embryonen im Vier— bis Acht-Zell-Stadium und werden mit einem
Katheter durch die Scheide in die Gebärmutter transferiert. Sodann bleibt
die Hoffnung, dass sich wenigstens einer der Embryonen einnistet und die
Schwangerschaft ihren weiteren Verlauf nehmen kann.

Die im Jahr 1992 erstmals von G. PALERMO et al. beschriebene und
heute weltweit praktizierte ICSI—Technik7 findet vor allem bei androlo-
gisch bedingter Infertilität Anwendung. Weitere Indikationen sind z. B.
Oozyten mit verdickter Membran oder erfolglose IVF-Versuche trotz reifer
Eizellen. ICSI setzt den beschriebenen IVF-Behandlungsverlauf voraus, im
Unterschied dazu erfolgt die Insemination derart, dass ein einzelnes Sper-
mium aus dem Ejakulat direkt in das Zytoplasma der Eizelle injiziert wird.
Ist die Gewinnung von befruchtungsfähigen Spermien auf diesem Wege
nicht möglich, so stehen mittlerweile auch die mikrochirurgischen Verfah-
ren der MESA (Microsurgical epidymal sperm aspiration) und TESE (Testi-
cular sperm extraction) zur Verfügung. Bei der MESA werden Spermien
aus dem Nebenhoden gewonnen, während bei der TESE direkt Hodenge-
webe biopsiert wird.

Spezifische Risiken und Problematiken der IVF/ET—Technik sind vor al-
lem Überstimulationssyndrome im Rahmen der Stimulationstherapie,
mögliche Verletzungen und Infektionen durch die Follikelpunktion, die (in
Abhängigkeit der Anzahl transferierter Embryonen) erhöhte Wahrschein-
lichkeit einer Mehrlingsschwangerschaft und damit verbundene Kompli-
kationen (höhere Frühgeburten- und Totgeburtenraten, Geburtskomplika-
tionen, Fehlbildungen)‚ das Problem des Anfallens überzähliger Embryo-
nen sowie hinsichtlich ICSI eine mögliche Weitergabe von andrologischer
Infertilität sowie anderer geschlechtschromosomaler Anomalien.8 Die mit

(1990) und in Österreich durch das „Fortpflanzungsmedizingesetz“ (1992) geregelt.
Während das Embryonenschutzgesetz verbietet, „innerhalb eines Zyklus mehr als drei
Embryonen auf eine Frau zu übertragen“ und zugleich auch „mehr Eizellen einer Frau
zu befruchten, als ihr innerhalb eines Zyklus übertragen werden sollen“ (EschG g1,
Abs. 1, Nr. 3; 5), dürfen dem Fortpflanzungsmedizingesetz entsprechend „nur so viele
Eizellen befruchtet werden, wie nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft und
Erfahrung innerhalb eines Zyklus für eine aussichtsreiche und zumutbare medizinisch
unterstützte Fortpflanzung notwendig sind“ (FmedG ä 10). De facto läuft diese offenere,
weil nicht numerisch begrenzte Regelung gleichfalls auf eine Anzahl von in der Regel
höchstens drei zu transferierenden Embryonen hinaus.

7 Vgl. G. PALERMO et al.: Pregnancies after intracytoplasmic sperm injection (1992).
8 Vgl. W. ENGEL et al.: Genetik und mikroassistierte Reproduktion durch intrazyto-
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einer IVF/ET verbundenen psychischen Belastungen bleiben in der repro-
duktionsmedizinischen Literatur zumeist unterbelichtet.

2. Erfolgsrate der IVF/ET

Es ist unmöglich, die Frage nach der Erfolgsrate der IVF/ET eindeutig zu
beantworten, da die Designs der Auswertungsverfahren oft uneinheitlich
und nicht ausreichend transparent sind. Allgemein gilt, dass die Erfolgs-
rate z. B. mit steigendem Alter der Frau sinkt, sich durch die Qualität und
die Anzahl der transferierten Embryonen erhöht und auch abhängig von
psychischen Faktoren der Patientinnen ist, die in der Statistik aber un-
berücksichtigt bleiben.

Die Erfolgsrate sinkt bei über 35-jährigen Frauen deutlich ab. Die Qualität
der transferierten Embryonen korreliert vor allem mit einer höheren bzw.
niedrigeren Abortrate. Bezüglich der Anzahl findet eine relevante Steigerung
der durchschnittlichen Erfolgsrate bei drei transferierten Embryonen eine
Grenze. Die Übertragung von vier oder mehr Embryonen, wie das in den USA
bei über 35—jährigen Frauen häufig der Fall ist (in 47% aller Behandlungszy—
klen werden hier vier oder mehr Embryonen transferiert)9, erhöht diese Rate
zwar altersspezifisch, zugleich aber auch das Risiko einer höhergradigen
Mehrlingsschwangerschaft, die nicht selten eine Mehrlingsreduktion durch
Fetozid zur Folge hat. Zur Senkung dieses Risikos (bei drei transferierten Em-
bryonen ist in etwa 20 — 25% der Fälle mit Zwillingen, in bis zu 4% mit Dril-
lingen zu rechnen) werden in Österreich und Deutschland heute vermehrt nur
noch zwei Embryonen transferiert. Im Vergleich zu den USA ergeben sich da-
durch niedrigere Erfolgsraten, die freilich auch ein geringeres Risiko (weniger
aggressive Hormonstimulation, deutlich verringerte Mehrlingsrate) implizie-
ren. Der Einfluss psychischer Faktoren auf die Erfolgsrate ist unbestritten,
aber schwer in messbaren Kategorien zu erfassen.

Zentral ist die Frage, was unter Erfolg verstanden wird. Aus medizini-
scher Sicht werden hierfür die einzelnen Behandlungsschritte der IVF
herangezogen und evaluiert.10 Häufig beziehen sich die ausgewiesenen
Zahlen auf erzielte klinische Schwangerschaften pro Embryotransfer. Das
Deutsche IVF-Register präsentiert hier eine durchschnittliche Erfolgsrate
von 24 — 25%." Aus der Sicht der Paare ist das aber nur ein Teilerfolg.

plasmatische Spermieninjektion (1998); M. LUDWIG/ K. DIEDRICH: In-vitro-Fertilisation
und intrazytoplasmatische Spermieninjektion (1999).

9 National Center for Chronic Disease Prevention and Health Promotion: 1998 — As-
sisted Reproductive Technology Success Rates (2000), S. 26.

10 Vgl. U. WIESING: Success rates in IVF (1998), S. 165.
Il Vgl. R. E. FELBERBAUM: Das Deutsche IVF-Register (1999).
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Die für sie primär relevante Rate, die „baby-take-home“-Rate, ist weitaus
niedriger. Berücksichtigt man, dass zumindest 15% dieser Schwanger-
schaften in einer Fehlgeburt enden und beachtet zudem, dass die hormo-
nelle Stimulation nicht bei allen Frauen zur Gewinnung befruchtungsfähi—
ger Eizellen führt und auch nicht in allen Fällen eine Befruchtung im Rea-
genzglas erfolgt (die Fertilisierungsrate pro Follikelpunktion beträgt ca.
80%), dann fällt die Erfolgsrate — bezogen auf alle Behandlungsschritte ei-
ner IVF und auf die Geburt eines Kindes — auf etwa 14— 15% pro Ver-
such. Es zeigt sich also, dass ein Erfolg im Selbstverständnis der Medizin
nicht schon ein Erfolg aus der Sicht der Paare sein muss. Im Durchschnitt
kann nur eine von sieben Frauen, die sich der mühsamen Prozedur eines
IVF-Behandlungszyklus unterziehen, mit der Geburt eines Kindes rechnen.
Zu beachten ist freilich, dass statistische Daten keine individuelle Progno-
se ersetzen, die bei jüngeren Paaren in der Regel besser als bei älteren
Paaren ausfällt.

3. Ursachen der ungewollten Kinderlosigkeit

Unfruchtbarkeit stellt keineswegs ein rein medizinisches Faktum, sondern
ein multifaktorielles Geschehen dar. Körperliche Ursachen bei Frau und
Mann sind medizinischerseits die am leichtesten nachweisbaren Ferti-
litätsstörungen.12 Neben außergenitalen Sterilitätsursachen (z. B. Stoff-
wechselerkrankungen, Bestrahlungsfolgen nach einer Krebstherapie) be-
stehen die wichtigsten gynäkologischen Ursachen in Störungen im Bereich
der Eileiter (z. B. Verwachsungen durch Endometriose, Tubenspasmen),
der Eierstockfunktion (z. B. Ausbleiben der Regel, Zyklen ohne Eisprung),
der Gebärmutter (z. B. Myome, Missbildungen, Entzündungen nach Emp-
fängnisverhütung durch Spirale) und der Gebärmutterhalsfunktion (z. B.
anatomische Veränderungen, Infektionen, hormonelle Fehlregulation).
Die wichtigsten andrologischen Ursachen sind durch eine unzureichende
Spermienqualität (hinsichtlich Konzentration, Motilität und Morphologie)
bedingt, verursacht vor allem durch entzündliche Erkrankungen, durch
permanenten Stress und andere Umwelteinflüsse. Auch genetische Stö-
rungen kommen als Ursache in Frage.13

12 Isolierte Sterilitätsursachen liegen zu etwa gleichen Teilen bei Frauen und Män-
nern vor. Bei etwa 10—20% der Paare sind Störungen bei beiden Partnern vorhanden,

13 Vgl. M. STAUBER: Infertilität/Sterilität (2000), S. 302.
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Umweltfaktoren sind in ihren direkten Auswirkungen auf die menschli-
che Fruchtbarkeit schwer nachzuweisen, da sie sich oft erst nach Jahren
oder Jahrzehnten manifestieren und in ihren mitunter additiven Effekten
nur äußerst schwierig analysiert werden können. Unbestritten ist aber,
dass Schadstoffe wie Schwermetalle (z. B. Blei, Cadmium, Quecksilber),
Lösungsmittel, Pestizide und Genussmittel (Alkohol, Nikotin, Koffein) das

Fertilitätsvermögen negativ beeinflussen.14
Ferner können auch Schäden durch Abtreibungen sowie die Zunahme

leichter Formen der so genannten Sexual-Transmitted-Diseases (sexuell
übertragbare Krankheiten wie z. B. Chlamydia oder Gonorrhoe, die bei
Frauen entzündungsähnliche Erscheinungen im Genitalbereich auslösen)
eine ungewollte Kinderlosigkeit bewirken.

Idiopathische Sterilität verweist häufig auf psychisch-seelische Ursachen
— deren Anteil wird je nach fachlicher Ausrichtung der Ärzte zwischen 10
und 30% eingeschätzt — und somit darauf, dass Unfruchtbarkeit nicht nur

an somatischen Aspekten festgemacht werden kann. Allerdings gerät „im
körperzentrierten gynäkologischen Alltag leicht aus dem Blick, dass das
Nicht-Können ein geheimes Nicht-Wollen sein könnte“15. Unbewusste
Konflikte und unbewusste Ablehnung eines Kindes können, trotz eines
nach außen hin geäußerten Kinderwunsches, Unfruchtbarkeit bewirken —

oftmals auch nur vorübergehend.
Aus soziologischer Sicht liegt eine wichtige Ursache für ungewollte Kin-

derlosigkeit in der zunehmenden Verschiebung der Realisierung des Kin-
derwunsches in ein höheres Alter.16 Das durchschnittliche Alter von
Frauen bei der Erstgeburt liegt bei nahezu 28 Jahren — mit steigender

Tendenz. Auf dem Hintergrund späterer Übergänge in Ausbildung und
Erwerbstätigkeit gelangt das Projekt Familiengründung für immer mehr
Paare in eine zeitliche Phase, in der das (biologische) Konzeptionsopti-
mum bereits überschritten und somit die Konzeptionswahrscheinlichkeit —-

mitunter deutlich — verringert ist.17 Hinzu kommt das mit steigendem Al-
ter höhere Risiko medizinisch und psychosomatisch bedingter Fertilitäts-
störungen.

14 Vgl. D. SPITZER: Stellenwert von Umwelteinflüssen (1995).
15 G. ZELLER—STEINBRJCH: Wenn Paare ohne Kinder bleiben (1995), S. 79.

16 Vgl. C. ONNEN-ISEMANN: Wenn der Familienbildungsprozess stockt (2000), S. 7 ff;
R. NAVE-HERZ/U. OßWALD: Kinderlose Ehen (1989).
17 Das Konzeptionsoptimum liegt bei Frauen vor dem 25. Lebensjahr. Die Wahr-

scheinlichkeit, dass geschlechtlicher Verkehr zum Konzeptionsoptimum, zur Geburt ei—
nes Kindes, führt liegt bei 15 bis 20%. Sie verringert sich bei 30-jährigen Frauen auf ca.
11%, bei 40—jährigen Frauen auf ca. 3%. Vgl. M. STAUBER: Psychosomatik der unge-

wollten Kinderlosigkeit (1993), S. 22.
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4. Umgang mit ungewollter Kinderlosigkeit

Die Diagnose Unfruchtbarkeit löst bei betroffenen Paaren vielfach eine tie-
fe Krise aus, die Frauen oft gravierender erfasst als Männer. Das schein-
bar Natürlichste der Welt, die Fähigkeit ein Kind zu zeugen und zu gebä—
ren, bleibt versagt und damit ein wichtiges Lebensziel unerfüllt. Resigniert
muss zur Kenntnis genommen werden, dass zwar das Nicht-Kommen von
Kindern planbar (geworden) ist, nicht aber in gleicher Weise ihr Kom—
men. Sofern die Fertilitätsstörung bei Frauen vorliegt, entwickeln diese
häufig eine Aggression gegenüber dem eigenen Körper, da er — wie ein
„beschädigtes Auto“18 — nicht „funktioniert“, wie er soll. Eine zunehmend
technisch perspektivierte Körperauffassung korreliert wiederum mit ho-
hen Erwartungen an eine medizintechnische Lösung des Problems. Auch
bei Männern stellt die Diagnose Infertilität häufig eine schwere Kränkung
des Selbstwertgefühls dar. Viele erleiden einen Verlust von Männlichkeit,
andere reagieren kompensatorisch und demonstrieren, wie männlich man
trotz dieser Diagnose sein kann.19

Als Paar begeben sich viele in die soziale Isolation zu zweit, um schwie-
rigen Gefühlen (der Anblick eines Kinderwagens oder einer schwangeren
Frau kann ein Gefühlschaos auslösen) und Fragen („Wann bekommt ihr
endlich ein Kind?“) möglichst zu entgehen. Darüber hinaus sind mitunter
plötzliche Veränderungen in der Paarbeziehung (gegenseitige Schuldvor—
Würfe bis hin zur Angst, den Partner aufgrund des uneinlösbaren Kinder-
wunsches zu verlieren) und der gemeinsamen Sexualität (Wozu noch,
wenn sie zu keinem Ergebnis, sprich Kind führt?) zu ertragen. Zu bewälti-
gen ist auch die weithin noch gegebene „soziale Stigmatisierung der Kin—
derlosigkeit“2°, durch die ungewollt kinderlose Paare in Legitimations-
druck gegenüber Verantwortungslosigkeits-, Egoismus— und Unreife-Vor-
würfen geraten. Die soziale (und in der Regel auch individuelle) Norm
„Zum Paar gehört (zumindest) ein Kind“ verstärkt das „Drama der unge-
wollten Kinderlosigkeit“21. Sie versetzt Betroffene nicht nur in enormen
Stress, sondern offeriert zugleich eine Reproduktionsbehandlung als letz-

18 U. AUHAGEN-STEPHANOS: Wenn die Seele nein sagt (1992), S. 156.
19 Vgl. R. KÖNNECKE/J. KÜCHENHOFF: Die Bewältigung des unerfüllten Kinderwun-

sches (1998), S. 125 f.
20 S. DAVIES-OSTERKAMP: Sterilität als Krankheit? (1990), S. 49. Vgl. hierzu auch C.

ONNEN-ISEMANN: Wenn der Familienbildungsprozess stockt (2000), S. 38 ff.
21 A. BAUER: Ist das medizinisch Machbare auch psychologisch vertretbar? (1996) S281. ' '
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ten Weg, um der erwarteten Einlösung des Kinderwunsches nachkommen
zu können.

Die Verarbeitung der Diagnose Unfruchtbarkeit wird modellhaft anhand
verschiedener Phasen der Bewältigung zu verdeutlichen gesucht.22 Diese
Phasen (1: Schock und Verzweiflung, 2: Verneinung der Diagnose, 3: Är-
ger und Wut, 4: Schuld— und Schamgefühle, 5: soziale Isolierung, 6: De—
pressionen, 7: Trauer, 8: Akzeptanz) werden freilich stets partnerschaft-

lich und individuell, d. h. nicht in jedem Fall einheitlich und vollständig
durchlebt. Corinna ONNEN-ISEMANN hat aufgezeigt, dass die Mehrheit
der Paare nicht zur wichtigen Phase 8 vordringt. Wo aber eine zumindest
anfängliche Akzeptanz der Diagnose Sterilität/ Infertilität nicht gegeben
ist — sie wird nicht zuletzt bereits durch das reproduktionstechnische An-
gebot erschwert —, verbleibt den Paaren zumeist nur noch eine Option:
Eintritt in die reproduktionsmedizinische Behandlung. Andere Alternati-
ven (Adoption/Pflegschaft oder Leben ohne Kind) gelangen als Option
nicht mehr in den Blick.23 Infolge einer solch reduzierten Perspektive ent-
wickelt sich nicht selten eine Fixierung bzw. Überwertigkeit des Kinder-
wunsches, welche die in der Regel jedem Kinderwunsch innewohnende
Ambivalenz nicht mehr zulassen kann. Oft schwindet damit ein realisti—
sches Bewusstsein davon, was Kinderhaben bedeutet, da vornehmlich nur

das Baby oder Kleinkind ins Blickfeld gelangt. Die Auslassung der Akzep-
tanzphase transformiert den Kinderwunsch „von einem ‚ich möchte‘ zum

‚ich muss‘ “24 und führt dazu, dass dem Eintritt in eine IVF-Behandlung
oftmals keine bewusst gereifte Entscheidung (zwischen mehreren Möglich—
keiten) zugrunde liegt. Derart verschärft sich aber meist die Unfruchtbar—
keitskrise im Verlauf der Behandlung.

5. Erfahrungen mit der IVF

Eine IVF—Behandlung wird insbesondere von Frauen als sehr belastend

und schamverletzend erfahren. Eine extrakorporale Romantik gibt es
nicht. Der öffentliche Befruchtungsvorgang bedroht vielmehr die intime

Fortpflanzungsidentität. Bereits die Abklärung der endgültigen Diagnose

22 Vgl. R. KÖNNECKE/J. KÜCHENHOFF: Die Bewältigung des unerfüllten Kinderwun-
sches (1998); C. ONNEN-ISEMANN: Wenn der Familienbildungsprozess stockt (2000).
23 C. ONNEN-ISEMANN: Wenn der Familienbildungsprozess stockt (2000), S. 99;

125 f.
24 U. AUHAGEN—STEPIIANOS: Wenn die Seele nein sagt (1992), S. 143.
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Sterilität/Infertilität kann sich über Monate, wenn nicht Jahre hinziehen.
Die am Beginn einer IVF—Behandlung stehende hormonelle Stimulation ist
— abgesehen von der Gefahr einer Überstimulation und des hohen Zeitauf-
wandes (regelmäßige Kontrollen mit Ultraschalluntersuchungen und Blut-
abnahmen) — häufig von Hitzewallungen, Bauchschmerzen, Übelkeit und
Erbrechen, Schwindel und Kopfschmerzen sowie depressiven Erschöpfun—
gen begleitet. Sollte die ebenso belastende und keineswegs risikofreie Fol-
likelpunktion glücken und befruchtungsfähige Oozyten gefunden werden,
verbleibt die bange Hoffnung, dass eine Insemination in vitro stattfindet
und ein Embryotransfer möglich wird. Am schlimmsten, weil nur noch
passiv zu ertragen, ist sodann der Stress des Wartens bis zur nächsten
Menstruation oder dem Eintreten der erhofften Schwangerschaft.25

Insgesamt ist für Patientinnen die „psychische Belastung durch die ex-
trakorporale Fertilisation größer als die organische Belastung“? Viele
Paare geraten in eine „Achterbahn der Gefühle“27 — zwischen Hoffen und
Bangen, zwischen Euphorie und Depression. Eine betroffene Frau
schreibt: „Es ist psychisch so schwierig, dass man eigentlich die Sache ab-
lehnt, sowohl vom Kopf als auch von der Seele her.“28 Dass eine Ableh-
nung bzw. ein Abbruch der Behandlung dennoch in vielen Fällen nicht er-
folgt, hängt — zumeist auf der Basis der erwähnten Fixierung des Kinder-
wunsches — eng mit der persuasiven Macht der medizintechnischen Mög-
lichkeiten zusammen. Das vielfältige IVF-Angebot wird zum Gebot, nichts
unversucht zu lassen — insbesondere auch aus Angst vor späteren Selbst-
vorwürfen oder Vorwürfen anderer, zu früh resigniert zu haben. Je mehr
„Kosten“ zur Realisierung des Kinderwunsches investiert werden, desto
mehr scheint die Hoffnung auf Erfolg nicht aufgegeben werden zu dür.
fen. Eine Fortsetzungsdynamik entsteht, der mitunter ein „Suchtcharak—
ter‘“29 zugrunde liegt. Der empirischen Studie von ONNEN—ISEMANN zu-
folge bejahen 77% der Frauen das Statement „aus jedem einzelnen Schritt
(im Behandlungszyklus) schöpfe ich neuen Mut für den nächsten“. Zu-
gleich geben 60% der Frauen an, dass sie keine weiteren Behandlungen
eingegangen wären, wenn nicht der behandelnde Arzt bzw. die Ärztin
(aufgrund vorangegangener Teilerfolge) ihnen so viel Mut gemacht hät-

25 Vgl. Chr. HÖLZLE: Die psychische Bewältigung der In-vitro-Fertilisation (1990).
26 I. KOWALCEK: Reproduktionsmedizin und Psychosomatik (1998), S. 279.
27 E. BECK—GERNSHEIM: Alles aus Liebe zum Kind (1990), S. 163.
28 U. WINKLER: Er nannte mich Nummer 27 (1989), S. 104.
29 Chr. BRÄHLER: Fertilitätsstörung — Kränkung und Herausforderung (1995), S.

183.
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te.30 Auf der Kehrseite fortgesetzter Behandlungsversuche steht jedoch
die Gefahr einer Verschärfung der Infertilitätskrise, zumal seitens des me-

dizinischen Personals weithin nur die somatische, nicht jedoch die psy-
chologische Behandlung beachtet wird. Es gibt zu denken, wenn eine Kli—
nikpfarrerin angesichts der enormen psychischen Belastungen den Gedan-
ken äußert, der „Weg der In—vitro—Fertilisation wäre besser nicht vorhan-
den, weil dann vielleicht die Chance bestünde, mit der vorhandenen Le-
benssituation angemessen umzugehen‘m. Ist somit IVF eine unangemesse-
ne Therapie für das Leiden ungewollt kinderloser Paare?

II. ETHISCHE HERAUSFORDERUNGEN

1. Reproduktionsmedizin als Technologie

Die enormen Fortschritte innerhalb des medizinischen Systems haben vor
allem in den letzten zwei Jahrzehnten neue Technologien von gesamtge-
sellschaftlicher Relevanz hervorgebracht, die zugleich mit zentralen ethi-
schen (und hier nicht zu behandelnden rechtlichen) Fragen und Proble-
men einhergehen. Der Reproduktionstechnologie kommt hierbei auch als
Schnittstelle zur Humangenetik, wiewohl mit dieser nicht gleichzusetzen,
eine wesentliche Bedeutung zu.

Systemtheoretisch betrachtet bilden soziale Systeme auf der Ebene des
Operierens -— und somit auch die (hier allein im Blick stehende) Reproduk-
tionsmedizin als Teil des medizinischen Systems — eine relativ autonome
Eigenlogik aus, die sich grundsätzlich durch keine systemimmanenten
Stoppregeln an der Verfolgung ihrer Ziele (Erweiterung des Wissens und
der Anwendungsmöglichkeiten) hindern lässt. Der entsprechende techno-
logische Imperativ hierzu lautet, dass alles, was gemacht werden kann,
auch gemacht werden soll (im Sinne der Anwendung des Machbaren). Das
birgt zum einen die Gefahr, dass die Frage, ob das anzuwendende Mach-
bare in angemessener Weise im Dienst der Humanität des Menschen
steht, entweder undifferenziert (d. h. nur systemspezifisch) bejaht oder
weithin ausgeblendet wird. Auf sozialer Ebene bestimmt zum anderen

„nicht mehr die Gesellschaft ,ihr‘ medizinisches System, dessen Ziel, die
Wege und den Preis, um den diese Ziele zu erreichen sind. Es sind viel

30 C. ONNEN-ISEMANN: Wenn der Familienbildungsprozess stockt (2000), S, 90 ff.

31 H. DÜLL: In—vitro-Fertilisation (1990), S. 75‚
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mehr die Medizin und deren Potentiale an Medikalisierung, die zur Sozio-
genese von Werten in der Gesellschaft führen.“32

Diese Gefahren sind ernst zu nehmen, intendiert doch die technologische
Lösung nicht nur „die Unabhängigkeitserklärung der Mittel von den Zwe-
cken; letztlich ist sie die Ankündigung der Herrschaft der Mittel über die
Zwecke“33. Derart kann auf der Ebene der Reproduktionstechnologie vie-
les als äußerst sinnvoll und vernünftig ausgegeben werden, was auf ande-
ren Ebenen (z. B. auf der Ebene ungewollt kinderloser Paare) sich nur als
bedingt sinnvoll oder in größeren Zusammenhängen als gar nicht so
vernünftig erweist.

Brisant ist beispielsweise die Frage, ob die Einführung und Etablierung der
IVF eher den Interessen und Bedürfnissen der involvierten Ärzte und Wissen-
schaftler oder den ungewollt kinderlosen Paaren entspricht. Dass es sich hier—
bei um eine keineswegs konstruierte Frage handelt, verdeutlicht ein im Jahr
1998 gehaltener Vortrag von Robert G. EDWARDS, einem der beiden Väter
des ersten Retortenkindes. Retrospektiv erwähnt er hier im Hinblick auf die
ursprünglichen Intentionen der Einführung der IVF nicht, dass es ihm primär
darum ging, mittels der Reproduktionsmedizin ungewollt kinderlosen Paaren
zu einem Kind zu verhelfen, sondern vor allem darum, ausgedehnte For-
schungen im Bereich der menschlichen Fortpflanzung zu ermöglichen, um et-
wa Methoden zur genetischen Diagnose von Embryonen entwickeln oder em-
bryonale Stammzellen produzieren zu können.34

Die ethische Frage ist somit umfassend situiert und lässt sich keines-
wegs nur als bereichsethische (etwa als medizinethische) begreifen. Kon-
trär zum technologischen Imperativ lautet sie: Soll alles gemacht werden,
was gemacht werden kann? Sie wäre missverstanden, wenn sie technolo-
giefeindlich gesehen wird. Im Horizont anthropologischer Leitvorstellun-

32 B. MAIER: Ethik in Gynäkologie und Geburtshilfe (2000), S. 4.
33 Z. BAUMAN: Postmoderne Ethik (1995), S. 281 f. Bauman spricht in diesem Zusam-

menhang von „ungebundenen Mitteln“, die keiner Legitimation mehr bedürfen, viel-
mehr zu ihrer eigenen Legitimation geworden sind.
34 R. G. EDWARDS: Introduction and development of IVF (1998).

Edwards führt folgende „Original purposes of the introduction of IVF“ an (a. a. 0., S. 6);
- Gain fundamental lmowledge on human conception
- Investigate the ethics of human conception involved in studies of IVF, contraception,

gamete donation, embryo research, etc.
— Attempt t0 alleviate infertility
- Understand and improve methods of contraception
- Identify the causes of human chromosal disorders
- Design methods for diagnosing and avoiding genetic disease before implantation
- Produce human stem cells in vitro for analyses on differentiatiou and transplamatiom
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gen, die auch sozialer Anerkennung bedürfen, fragt Ethik vielmehr da-
nach, was von dem, was gemacht werden kann, auch gemacht werden soll
(im Sinne des Verantwortbaren). Die Antwort darauf ist, wie bereits die
Frage, komplex und wird zudem je nach zugrunde liegender Anthropolo-
gie unterschiedlich ausfallen. Weitgehende Einigkeit besteht darin, dass
die Reproduktionsmedizin vielfältige ethische Probleme aufwirft, da dem
medizinischen Fortschritt per se nicht a priori ein hinreichender humaner
Sinn unterstellt werden kann. Differenzen gibt es jedoch in der Einschät-
zung der verschiedenen Problembereiche, die mit mehr oder weniger
großen ethischen Bedenken versehen werden. Wie eingangs erwähnt, wer—
den nachfolgend primär theologisch-ethische Überlegungen einbezogen.

2. Kategorische Ablehnung durch das Kirchliche Lehramt

Jede Form der Insemination, die nicht aus dem natürlichen Zeugungsvor—
gang hervorgeht, wird seitens des Lehramtes der Katholischen Kirche als
moralisch unzulässig zurückgewiesen.35 Die IVF wird erstmals in der In-
struktion der Glaubenskongregation „Donum vitae“ aus dem Jahr 1987
zum Thema.36 Sie wird in ihrer heterologen Anwendungsmöglichkeit (Ei—
und Samenspende, Leihmutterschaft) mit der Begründung, dass die Zeu-
gung menschlichen Lebens „Frucht und Zeichen des gegenseitigen perso—
nalen Sich-Schenkens der Eheleute“37 sein muss, abgelehnt. In enger Aus-
legung impliziert dieses Argument zugleich die Absage an die homologe
IVF, wenngleich diese „nicht von all der ethischen Negativität belastet“38
ist, die man in der heterologen IVF vorfindet. Um die Möglichkeit einer
weiteren Auslegung, derzufolge die Zeugung im Rahmen einer homologen
IVF zumindest indirekt als Zeichen und Frucht ehelicher Liebe und Treue
angesehen werden könnte, zu unterbinden, wird im Rückgriff auf die En-
zyklika „Humanae vitae“ zudem das Argument beigebracht, dass der
Mensch die „von Gott bestimmte unlösbare Verknüpfung der beiden Sinn-
gehalte — liebende Vereinigung und Fortpflanzung —, die beide dem eheli-

35 Einen knappen Überblick hierzu bietet H. ROTTER: Verantwortung für das Leben
(1997), S. 41 ff.
36 Da zeitlich nachfolgende Dokumente (Katechismus der Katholischen Kirche, Nr.

2379; Enzyklika „Evangelium vitae“, Nr. 14) zur Thematik nichts wesentlich Neues ein-
bringen, konzentrieren sich die folgenden Ausführungen auf „Donum vitae“.
37 DV II A1. An dieser Stelle wird auch betont, dass „das Kind ein Recht darauf hat,

innerhalb der Ehe empfangen, auf die Welt gebracht und erzogen zu werden“.
38 DV II B5.
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chen Akt innewohnen nicht eigenmächtig auflösen“39 darf. Demnach
muss die Zeugung menschlichen Lebens stets auch „Frucht des ehelichen
Aktes“40 sein. Bestimmend ist hier eine Anthropologie, die das Zueinander
von Person und Natur in der genannten Weise ethisch zur Sprache brin-
gen lässt.“

Über diese deontologisch eingebrachten Primärargumente“2 hinaus,
werden ergänzend weitere Argumente angeführt. So wird auf die Gefahr
hingewiesen, dass bei der IVF „das Leben und die Identität des Embryos
der Macht der Mediziner und Biologen“ anvertraut und derart „eine Herr-
schaft der Technik über Ursprung und Bestimmung der menschlichen
Person“43 errichtet wird. Insofern der Ursprung einer menschlichen Per-
son „in Wirklichkeit Ergebnis einer Schenkung”4 ist, gibt es auch kein po—
sitives Recht auf ein Kind, das von ungewollt kinderlosen Ehepaaren im
Hinblick auf eine IVF eingefordert werden könnte.45 Zentrale Aufmerk-
samkeit wird der Achtung bzw. Missachtung des menschlichen Embryos,
der vom ersten Augenblick seines Daseins als Person anzuerkennen ist,
zuteil. Deutliche Worte werden daher gegen die verbrauchende Embryo—
nenforschung, gegen die Möglichkeiten biologischer oder genetischer Ma—
nipulation, gegen die Kryokonservierung und hinsichtlich des Problems
der als überzählig bezeichneten Embryonen vorgetragen.46

3. Bedingte Bejahung der homologen IVF durch theologische Ethiker

Trotz der bedingungslosen Ablehnung durch das Kirchliche Lehramt, der-
zufolge es keinen noch so wichtigen Grund gibt, der eine IVF moralisch
rechtfertigen könnte“, spricht sich dennoch die Mehrheit der katholi-

39 DV II B4 (Zitat aus HV ‘12).
40 Ebd.
41 Vgl. J. RATZINGER: Anthmpologische Aspekte (1987). Für eine kritische Reflexion

zum Thema vgl. F. BÖCKLE: Was bedeutet „Natur“ in der Moraltheologie? (1987); K.
DEMMER: Natur und Person (1990).
42 Hierzu gehört auch, wenngleich in nachgeordneter Weise, das Argument der mora-

lischen Unzulässigkeit der Masturbation. Vgl. DV II B6.
43 DV II B5.
44 DV II B4.
45 Vgl. DV II B8.
46 Vgl. DV I.
47 Das Lehramt spricht in diesem Zusammenhang von Handlungen, die in sich

schlecht sind (intrinsece malum), weshalb jegliche Form der IVF „in sich unerlaubt“
(DV II B5) ist.
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schen (wie auch evangelischen)48 Ethiker für eine bedingte Bejahung der
homologen IVF aus. Stellvertretend kann mit Johannes GRÜNDEL festge-
halten werden, dass sich die IVF „homolog zwischen Ehepartnern ethisch
verantworten (lässt), wenn sie recht motiviert (ist) und keine Vernichtung
von Embryonen“49 mit einschließt. Entscheidend für eine solche Position
ist, dass das in „Humanae vitae“ eingebrachte Argument der unlösbaren
Verknüpfung von Liebe und Zeugung in jedem ehelichen Akt nicht als
zwingend und somit nicht als unbedingt verpflichtend angesehen wird.50
Statt dessen wird mit Verweis auf „Gaudium et spes“ (Nr. 50) argumen—
tiert, dass der personale Anspruch hinsichtlich dieser beiden Sinngehalte
menschlicher Sexualität sich auf die Ehe und eheliche Liebe als ganze er-
streckt und nicht auf jeden ihrer einzelnen Akte. Demnach lässt sich — das
„Bemühen um eine komplexere Anthropologie und Hermeneutik des sittli-
chen Aktes“51 ist hierbei unverkennbar — di im letzten Abschnitt genannte
weitere Auslegung unter bestimmten Voraussetzungen als ethisch zulässig
verstehen, insofern durch die intentionale Einheit der Ehepartner auch ei-
ne Zeugung via IVF die personale Relation nicht notwendig gefährdet,
vielmehr aus ihr entspringt und somit in diese integriert bleibt und das
Kind folglich als unter medizinischer Assistenz hervorgegangene Frucht
der ehelichen Liebe begriffen werden kann. Die diesbezüglich von Diet-
mar MIETH eingebrachte Maxime, dass „die beteiligten Personen im Hin-
blick auf ihre personalen Beziehungen identifizierbar bleiben“52 sollten,
verbindet sich daher mit der seitens der theologischen Ethik einheitlichen
Ablehnung jeglicher Form einer heterologen IVF.

Eine bedingte Bejahung der homologen IVF unter bestimmten Voraus-
setzungen ist aber keineswegs frei von bleibenden, mitunter äußerst
schwerwiegenden ethischen Problemen und Bedenken. Im Folgenden
wird zunächst auf die Themen „IVF als Therapie?“ und „Status des
menschlichen Embryos“ eingegangen.

48 Vgl. M. HONECKER: Wissen und Handeln (1997), S. 207: „Evangelische Ethik hat
die Insemination im homologen System akzeptiert, die heterologe Insemination jedoch
sehr kritisch bewertet.“
49 J. GRÜNDEL: In-vitro-Fertilisation (1996), Sp. 575.
50 Auf die diesbezügliche Diskussion kann hier nicht eingegangen werden. Vgl. stell-

vertretend: P. HÜNERMANN (Hg.): Lehramt und Sexualmoral (1990); D. MIETH: Gebur-
tenregelung (1990). Explizit im Zusammenhang mit der Reproduktionsmedizin reflek.
tiert diese Diskussion: A. HOLDEREGGER: Reproduktionsmedizin und Menschenwürde
1995 .

(51 K). DEMMER: Ein Kind um jeden Preis? (1985), S. 226,

52 D. MIETH: Geburtenregelung (1990), S. 97.
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4. IVF als Therapie?

Eine bedingte Bejahung der homologen IVF erfordert ein erweitertes The-
rapieverständnis, da die Ursache der Unfruchtbarkeit durch eine IVF—Be-
handlung nicht behoben wird. Eine IVF-Therapie ist daher als „subsidiär—
therapeutische Maßnahme“53 zu bezeichnen, die eine organische Funkti-
onsstörung technisch ersetzt. Zahlreiche theologische Ethiker halten ein
solches Therapieverständnis — trotz vielfältiger Bedenken -- für grundsätz—
lich gerechtfertigt, sofern das Leiden an ungewollter Kinderlosigkeit an-
ders nicht behebbar ist.54 Da jede medizinische Therapie eine Krankheits-
diagnose voraussetzt, stellt sich zugleich die Frage, inwiefem Sterilität als
Krankheit begriffen werden kann. Der organische Befund Sterilität verur-
sacht als solcher weder Schmerzen, noch ist er lebensbedrohlich. Eine
Notwendigkeit ärztlicher Intervention besteht somit nicht. Jenseits eines
unerfüllten Kinderwunsches würde Sterilität in der Regel gar nicht dia-
gnostiziert und erst durch die Diagnose entsteht das Leiden an der Kinder-
losigkeit und ein Krankheitsbewusstsein. Das Leiden an der Sterilität ist
demnach „nicht ein Leiden an diesem Symptom, sondern ein Leiden dar-
an, dass ein Wunsch sich nicht erfüllen lässt“55. Diese Form des Leidens
verweist jedoch auf psychosoziale Ursachen und Bewertungen, die gerade
nicht im Zentrum reproduktionsmedizinischer Routinemaßnahmen ste-
hen. Da aber das Leiden am unerfüllten Kinderwunsch als primäre Hand-
lungslegitimation der Reproduktionsmedizin ausgegeben wird, ist zu fra-
gen, ob und inwieweit sie diese Form des Leidens in ihrer Therapie ange-
messen berücksichtigt. Wird Sterilität vornehmlich auf organische Ursa-
chen hin analysiert und diagnostiziert, dann bleiben psychosoziale Fakto-
ren der Entstehung und Verarbeitung nicht nur unterbelichtet, sondern
werden auch primär auf der technischen Ebene der IVF zu lösen gesucht.
Eine derart inadäquate Antwort auf das Leiden — in besonderer Weise gilt
das für die idiopathische Sterilität — verstärkt aber oftmals die Inferti-
litätskrise. Vonnöten ist daher eine

„integrative somatische und psychologische Behandlung. Ein die Sterilität
bedingender somatischer Befund ist noch keine Voraussetzung zum ärzt-
lichen Handeln. Erst die subjektive Wertung und die Inanspruchnahme

53 A. HOLDEREGGER: Reproduktionsmedizin und Menschenwürde (1995), S. 209.
54 Vgl. etwa K. DEMMER: Ein Kind um jeden Preis? (1985), S. 227 f.; A. HOLDEREG-

GER: Reproduktionsmedizin und Menschenwürde (1995), S. 209 f.
55 S. DAVIES-OSTERKAMP: Sterilität als Krankheit? (1990), S. 52.
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professioneller Hilfe erhebt den unerfüllten Kinderwunsch zur Krank-
heit.“56

Weil Sterilität als Krankheit nicht auf die physische Dimension reduziert

werden kann, stellen sowohl eine differenzierte psychosomatische Ab-

klärung vor jeder IVF—Behandlung als auch eine soziokulturelle Analyse

von Sterilitätsursachen zwei wichtige ethische Kriterien dar, denn die um-

fassende Ermittlung und Beseitigung von Ursachen hat Vorrang vor der

(mitunter allzu rasch intendierten) Umgehung durch reproduktionsmedizi—

nische Zeugungsverfahren (vgl. hierzu Abschnitt 6 und 7).

Die provozierende Frage, ob eine IVF-Behandlung überhaupt als Thera-

pie oder nicht eher als Experiment anzusehen ist, sei zumindest einge-

bracht!”7 Bereits die gängige Rede von „IVF-Versuchen“ verweist auf die
Legitimität dieser Frage. Vereinzelt wird sogar medizinischerseits kritisch

eingebracht, dass die für die Reproduktionsmedizin relevanten und sehr

jungen Techniken in ihren positiven und negativen Auswirkungen bislang

nur unzureichend beurteilt werden können, weshalb — vor allem auch

hinsichtlich der ICSI — allen Beteiligten (Ärzten und Patientinnen) bewusst

sein muss, dass es sich hierbei „um ein klinisches Experiment mit weitge-

hend unklarem Ausgang handelt“58. Darüber hinaus gibt es insbesondere

im Kontext der feministischen Debatte wiederholt Aussagen, die den the-

rapeutischen Charakter der IVF-Behandlung vehement bestreiten und statt

dessen deren experimentellen Status betonen, der nur durch medizinisch

geschönte Erfolgsraten (Schwangerschaftsraten) im Hintergrund bleibt.

Die Reproduktionsmedizin wird hier oftmals grundsätzlich abgelehnt, weil

sie nur scheinbar eine zusätzliche Option der Entscheidungsfreiheit für

Frauen darstellt, in Wirklichkeit diese aber unterminiert, weil die mit ei—

ner IVF verbundene Unterwerfung unter vorgegebene Behandlungsbedin—

gungen einen weitgehenden Verlust der Selbstbestimmung von Frauen

über ihren Körper bedeutet. In Summe verweisen die medizinische In-

strumentalisierung des weiblichen Körpers, die geringe Geburtenrate so-

wie die enormen physischen und psychosozialen Auswirkungen der Be-

56 I. KOWALCEK: Reproduktionsmedizin und Psychosomatik (1998), S. 278,

57 Vgl. Chr. HÖLZLE/U. WIESING: In-vitro-Fertilisation —- ein umstrittenes Experiment

1991)
(58 G. BETTENDORF: Gedanken zur Reproduktionsmedizin (1996), S. A-530. Betten-

dorf, ehemaliger Direktor des Zentrums für Reproduktionsmedizin an der Universitäts-

frauenklinik Hamburg-Eppendorf, kritisiert bezüglich der ICSI: „Die Vereinigung der

Gameten ist ein höchst komplexer Vorgang, dessen einzelne Mechanismen wir nur im

Ansatz kennen. Wir wissen nicht, welche biochemischen und biophysikalischen Abläufe

bei der Injektion umgangen werden und welche Bedeutung diese für den Befruchtungs-

vorgang haben“ (a. a. 0., S. A-529).
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handlung für die Frau darauf, dass IVF „ein Experiment an lebendigen
Frauen“59 ist und dieser Methode zudem handfeste Interessen der Medi-
zin und Pharmaindustrie zugrunde liegen, „denen sich unter der vorder-
gründigen Rechtfertigung, unfruchtbaren Paaren zu einem Kind zu ver-
helfen, ein bequemes Experimentierfeld eröffne“6°.

5. Status des menschlichen Embryos

Die Frage nach dem Status des menschlichen Embryos gehört im feministi—
schen Diskurs über die IVF nicht zu den „moralisch gesehen vorrangi-
gen“61, insofern dadurch die von vielen Autorinnen vertretene, auf dem
Selbstbestimmungsrecht der Frau basierende Rechtfertigung von Abtrei-
bung unmöglich oder zumindest erschwert würde. Um so mehr erweist
sich diese Frage im theologischen Kontext als zentral und stellt den „ei-
gentlichen Angelpunkt der Beurteilung der Verantwortbarkeit“62 einer IVF
dar. Hier wird nicht in Zweifel gezogen, dass der Mensch von seinem An-
fang an, also von der Befruchtung an, als eine Person zu achten und in
seinem vollen Lebensrecht zu schützen ist. Eine solche Auffassung ist —
entgegen anderslautenden Aussagen (z. B. von Peter SINGER63) — nicht
nur in einem bloß religiösen Kontext begründbar und daher nicht nur als
Sondermoral anzusehen, die innerhalb einer pluralen Gesellschaft nicht
mehr vernünftig vermittelt zu werden vermag. Vielmehr gibt es für diese
Position auch angemessene philosophische Zugänge“, die von Autoren
mit anderer Auffassung freilich oft gar nicht oder nur unzureichend rezi-
piert werden. Unzweifelhaft werden hier unterschiedlich zugrunde liegen-
de Anthropologien wirksam. Ein umfassender und unbedingter Lebens-
schutz ist einem theologischen Ansatz adäquater als einem utilitaristi-
schen Ansatz.

Auch wenn die gesetzlichen Rahmenbedingungen in Österreich und
Deutschland sehr strenge Schutzbestimmungen für den Embryo festlegen,
so verbleiben dennoch gravierende ethische Bedenken.65 Bereits die Ent-

59 R. KLEIN: Zum „Recht“ auf Reproduktion im Patriarchat (1990), S.155,
60 H. PAUER—STUDER: Ethik und Geschlechterdifferenz (1996), S. 114.
61 S. SHERWIN: Feministische Ethik und In-vitro-Fertilisation (1993), S. 226,
62 K. HILPERT: In-vitro-Fertilisation (2000), S. 295.
63 Vgl. P. SINGER: Praktische Ethik (1994).
64 Vgl. H. M. BAUMGARTNER et al.: Menschenwürde und Lebensschutz (1998), S.

161 — 242.
65 Diese Bedenken verschärfen sich angesichts der Tatsache, dass in anderen europä-
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wicklung des IVF-Verfahrens kann nicht jenseits verbrauchender Embryo-
nenforschung begriffen werden. Aber auch die mittlerweile etablierte Pra-
xis kommt angesichts des (internationalen und zugleich der systemimma—
nenten Logik entspringenden) Drucks zur Methodenoptimierung nicht
daran vorbei, den menschlichen Embryo einer äußerst hohen, technisch
erzeugten Riskiertheit auszusetzen. Auf grundsätzlicher ethischer Ebene
ist hier einzubringen, dass nicht allein die Zulässigkeit der Zwecke, son-
dern gleichursprünglich auch die Mittel zu deren Realisierung beachtet
und reflektiert werden müssen.

Der Problemüberhang hinsichtlich der Schutzwürdigkeit des menschli—
chen Embryos ist gewaltig und wird zudem durch die rechtliche Straffrei—
heit der Abtreibung unter bestimmten Voraussetzungen verschärft.

Entgegen dem schlüssig erscheinenden und deshalb auch häufig eingebrach—
ten Argument, dass die bestehende Abtreibungsregelung einen restriktiven
Embryonenschutz nicht vernünftig begründen lässt, ist zu sagen, dass der Em-
bryonenschutz im reproduktionsmedizinischen Zusammenhang mit dem The-
ma der Abtreibung — zumindest in Österreich und Deutschland — nicht auf
der gleichen Ebene angesiedelt werden kann. Abgesehen davon, dass in diesen
Ländern Abtreibung grundsätzlich verboten ist und sie nur unter bestimmten
Voraussetzungen straffrei gestellt wird (weshalb der Widerspruch zwischen
dem Schutz des ungeborenen menschlichen Lebens und tolerierter Abtrei-
bungspraxis eher als Argument gegen die Abtreibung einzubringen wäre),
liegt im reproduktionsmedizinischen Zusammenhang keine ähnlich gelagerte
Konfliktsituation vor, wie sie möglicherweise für eine schwangere Frau be-
steht. Der hier gegebene Konflikt entsteht vielmehr durch Forschungsinteres-
sen, die im Hinblick auf vermutete und erhoffte therapeutische Fortschritte
(aktuelles Stichwort: Klonen zu therapeutischen Zwecken) einen Verschleiß
von menschlichen Embryonen gerechtfertigt erscheinen lassen. Lässt man
außer Acht, dass der therapeutische Nutzen von Embryonenforschung zur
Zeit nur hypothetisch ist, bleibt dennoch die ethisch zentrale Frage, ob der
Zweck Mittel legitimiert, die menschliche Embryonen als bloßes Material be-
greifen und sie derart Bestimmungen unterworfen werden, die ihnen selbst
nicht eigen sind. Auch wenn die zu Beginn des Absatzes angesprochene Geset-
zeslage in vielen anderen Ländern weitaus liberaler ist, entlastet das die ethi-
sche Problematik nicht. Forschungs- und Standortargumente können ethische
Argumente nicht per se verdrängen, diese drängen vielmehr auf eine höchst
notwendige gesellschaftliche Grundsatzdiskussion über gewollte bzw. nicht ge-
wollte Ziele (und damit gleichzeitig über die Legitimation der zur Realisierung
dieser Ziele vorgeschlagenen Mittel) genetischer Grundlagenforschung.

ischen Ländern (etwa in Frankreich, Großbritannien, Italien) und in den USA weitaus li-
beralere Gesetze hinsichtlich des Umgangs mit menschlichen Embryonen bestehen.
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Im Rahmen einer IVF—Behandlung ist das Wohl des menschlichen Em-
bryos zum einen im Hinblick auf die Kryokonservierung anfallender über—
zähliger Embryonen bedroht. Obwohl es überzählige Embryonen gesetz-
lich gar nicht geben dürfte“, besteht dennoch die Möglichkeit von Kom-
plikationen, die einen Embryotransfer verhindern. Die ethische Problema-
tik der damit verbundenen Kryokonservierung ist vielschichtig. Sie um—
fasst eventuelle Schädigungen von Embryonen (mindestens 20% überle-
ben den Auftauprozess nicht oder weisen für einen Transfer eine morpho-
logisch zu schlechte Qualität auf), bis hin zu ungeklärten „Besitzverhält-
nissen“ nach einer Trennung, Scheidung oder dem möglichen Tod der „El-
tern“ und impliziert auch die schier unlösbare Frage, was nach der (län—
derweise unterschiedlich) zeitlich begrenzten Aufbewahrungsfrist mit
menschlichen Embryonen geschehen soll, die nicht benötigt werden. Eine
ethisch einwandfreie Lösung des Problems ist nicht in Sicht, da ein völli-
ger Verzicht auf Kryokonservierung das Problem anfallender überzähliger
Embryonen nicht beseitigt und die Möglichkeit einer „Embryoadoption“ —
abgesehen von der geringen Nachfrage — weitere Probleme aufwirft.
Nicht vernachlässigt werden dürfen auch eventuelle Angste und Befürch-
tungen von Frauen und Männern, was möglicherweise mit ihren nicht-
transferierten Embryonen geschieht.

Zum anderen besteht unter dem Druck der Erfolgsrate die mögliche
Tendenz, nicht nur fertilisierte Eizellen im Pronukleusstadium, sondern
Embryonen nach ihrer morphologischen Qualität zu selektieren. Hinsicht-
lich einer genetischen Diagnostik wird bereits seit einiger Zeit die Zulas-
sung der Möglichkeit einer Präimplantationsdiagnostik unter bestimmten
Voraussetzungen gefordert.67 Unter ethischem Gesichtspunkt läuft das
aber auf eine positive genetische Selektion menschlichen Lebens hinaus,
da die Präimplantationsdiagnostik in keinem Fall therapeutischen Zwe-
cken dient.68 Das Argument, dass die Möglichkeit gentherapeutischer
Maßnahmen eines Tages den selektiven Charakter der Präimplantations-
diagnostik überflüssig machen wird, beruht nicht nur auf zur Zeit hypo-
thetischen Annahmen, sondern riskiert zudem, dass auf dem Weg dorthin
unzählige menschliche Embryonen vernichtet werden und zudem die Tür

66 Der moralische Status von Pronukleusstadien ist nicht ausreichend geklärt, der Um—
gang mit ihnen aber keineswegs ethisch unproblematisch.
67 Vgl. die Stellungnahme der deutschen Bundesärztekammer: Diskussionsentwurf zu

einer Richtlinie zur Präimplantationsdiagnostik (2000). Für kritische Anmerkungen
hierzu vgl. J. RÖMELT: Präimplantationsdiagnostik (2000).
68 Vgl. hierzu aus jüngerer Zeit: J. REITER: Bioethik (2000); E. SCHOCKENHOFF: Ein

gesundes Kind um jeden Preis? (2000).
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zur Keimbahntherapie geöffnet wird. Weiterhin ist zu erwarten, dass sich
durch die Präimplantationsdiagnostik die Indikation des Zugangs zur IVF
verändert, indem auch fruchtbare Paare zur Sicherstellung eines gesun-
den Kindes zugelassen werden. Ob die gegenwärtig diskutierten streng
und äußerst restriktiv zu fassenden Zulassungskriterien, die nur Paare mit
hohen genetischen Risikofaktoren einschließen, dauerhaft halten können,
steht dahin.

Insgesamt besagen die in diesem Abschnitt vorgetragenen Problemberei-
che, dass auch einer bedingten Bejahung der homologen IVF schwerwie-
gende ethische Bedenken gegenüber stehen, da selbst restriktive gesetzli-
che Rahmenbedingungen den Schutzanspruch von menschlichen Embryo-
nen nicht ausreichend gewähren können.69

6. Umfassende Aufklärung und psychologische Beratung

Die enormen Belastungen, denen vor allem Frauen im Rahmen reproduk—

tionsmedizinischer Interventionen ausgesetzt sind, sprechen — sofern man
angesichts der zuletzt genannten Problematik eine bedingte Bejahung der
homologen IVF noch als ethisch vertretbar erachtet70 — nicht per se gegen
eine IVF, sondern implizieren als Konsequenz die Notwendigkeit einer

umfassenden Aufklärung und qualifizierten psychologischen Beratung.
Wenn die humane Dimension im Rahmen einer IVF-Behandlung „nicht zu

einer bloßen Randbedingung einer technischen Problemlösung verkom-

men“71 soll, dann ist die psychosoziale Situation der an ungewollter Kin—
derlosigkeit leidenden Paare in das Therapiekonzept zu integrieren. Denn

„Fortpflanzungstechnologien ohne anthropologische Konzepte und ohne
psychologische Betreuung führen in der Praxis zu einer inhumanen medi-
zinischen Handlungsweise. Psychologische und soziologische Kritik sind
notwendig, um eine einseitige Medikalisierung der weitaus komplexeren
Unfruchtbarkeitsproblematik zu verhindern”?

69 Aus diesem Grund ist für Roland Graf die IVF „als ethisch in sich verwerflich“ zu
betrachten und zugleich „die ‚Unsicherheit‘ in der sittlichen Bewertung ..., die sich

selbst unter katholischen Moraltheologen breit macht“ als „völlig unbegründet“ aufzu-
weisen. R. GRAF: Ethik in der medizinischen Forschung (1999), S. 148; 162.

70 Selbst der Moraltheologe Andreas Leim, der im Sinne des kirchlichen Lehramtes
jegliche Form der IVF strikt ablehnt, kommt nicht umhin, sich auf „die besonderen Ver-
hältnisse“ einzulassen und diesbezüglich „pragmatisch-rechtliche Überlegungen zum
‚kleineren Übel‘“ einzubringen. Vgl. A. LAUN: Thesen zur ethischen Bewertung der In-
Vitro—Fertilisation (1992), S. 143 ff.

71 D. MIETH: Geburtenregelung (1990), S. 99.

72 B. MAIER: Ethik in Gynäkologie und Geburtshilfe (2000), S. 76.
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Auf die soziologische Kritik wird im nächsten Abschnitt eingegangen. Eine
psychologische Betreuung bzw. Beratung ist vor, während und nach einer
(insbesondere erfolglosen) IVF-Behandlung vorzusehen. Eine verantworte-
te, aus reflektierter Entscheidung hervorgehende Einwilligung des Paares
zur IVF bedarf zunächst einer umfassenden Aufklärung („informed con—
sent“). Dem Paar sind sämtliche Informationen zum Sachbestand unmiss-
verständlich zu unterbreiten. Hierzu gehören vor allem die mit der
IVF—Technik verbundenen somatischen Risiken (etwaige Komplikationen,
medikamentöse Nebenwirkungen, mögliche Mehrlingsschwangerschaft
und daraus sich ergebende Folgen) und psychischen Belastungen (Stress,
Gefühlsschwankungen, eventuelle partnerschaftliche Auswirkungen) so-
wie der „ehrliche“ Hinweis auf die relativ niedrige Geburtenrate pro Be-
handlungszyklus und der riskierte Schutzanspruch von menschlichen Em-
bryonen (Kryokonservierung, „...)

Da für ein solches Aufklärungsgespräch in einer Klinik zumeist nur ein
zeitlich sehr begrenzter Rahmen zur Verfügung steht (zumeist nicht mehr
als eine Stunde) und deshalb existenziell relevante Themen des Paares nur
bedingt zur Sprache kommen können, ist darüber hinaus eine psychologi-
sche Beratung vor der Aufnahme erster Behandlungsschritte dringend an-
gezeigt. Dringend deshalb, weil die oftmals nicht oder ungenügend bewäl—
tigte Akzeptanzphase im Umgang mit Kinderlosigkeit sehr leicht in eine
IVF-Therapieabhängigkeit (Fortsetzungsdynamik) hineinführt. Der hier oft
zugrunde liegende unbedingte Kinderwunsch verweist wiederum nicht
selten auf seelische und psychische Konflikte. Häufig trifft zu: „Je drän-
gender das Verlangen nach Kindern erlebt wird, desto größer ist die
Wahrscheinlichkeit, dass das Kind gebraucht wird, um eigene Lebensdefi-
zite auszugleichen.“73 Derart erhöht sich wiederum die Wahrscheinlich-
keit, dass mit der eventuellen Geburt eines Kindes die Sterilitätskrise kei-
neswegs abgeschlossen ist, und das Kind mitunter zu wenig um seiner
selbst willen angenommen werden kann, sondern vielmehr für die Wün-
sche der Eltern einzustehen hat.

Zentrale Ziele und entsprechende Inhalte einer Paarberatung sind da-
her:74

- Erreichen einer adäquateren Verarbeitung der Fertilitätskrise
- Aktivierung der Bewältigungsressourcen des Paares

73 G. ZELLER-STEINBRICH: Wenn Paare ohne Kinder bleiben (1995), S. 62.
74 Vgl. T. WISCHMANN et al.: Inhalte und Effekte psychologischer Paarberatung

(1999), S. 39.
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- Entscheidungshilfen bezüglich einzelner medizinischer Behandlungs-
schritte

— Versuch der Klärung der Kinderwunschmotivation
- Verbesserung der Kommunikation miteinander und mit Außenstehen-

den
- Thematisierung möglicher Paarkonflikte und Konflikte mit der Her-

kunftsfamilie
— Bearbeitung möglicher sexueller Störungen
— Erarbeitung von alternativen Perspektiven ohne leibliches Kind.

Nur im Rahmen einer derart inhaltlich umfassenden Beratung kann vom
Paar das multifaktorielle Bedingungsgefüge der Fertilitätskrise existenziell
bearbeitet, die Kinderwunschmotivation nüchtern angesehen, ein Betrau-
em und die Akzeptanz der ungewollten Kinderlosigkeit ermöglicht und so-
mit auch die Ablehnung einer IVF als ernsthafte Möglichkeit ins Auge ge-
fasst werden. Auf jeden Fall muss zwischen einer solchen Beratung und
dem Eintritt in eine IVF—Behandlung eine angemessene Bedenkzeit liegen.

Während einer IVF—Behandlung besteht die Notwendigkeit einer psycho-
logischen Begleitung vor allem im Hinblick auf eine möglichst adäquate

Bewältigung der mit der Therapie verbundenen psychischen Belastungen
(vornehmlich die Frau, aber auch den Mann und die Paarbeziehung be-
treffend) und eine mitunter angezeigte (auch endgültige) Beendigung der
Therapie. Für das Paar kann Erfolg auch heißen, nein zu einem neuerli-
chen, vielleicht wieder erfolglosen IVF-Zyklus sagen zu können. Grund-
sätzlich sollte bereits vor dem Eintritt in reproduktionsmedizinische Maß-
nahmen die Anzahl der Versuche auf ein für das jeweilige Paar sinnvolles
Maß begrenzt werden.

Nach einer mitunter mehrere Versuche umfassenden IVF-Behandlung
bedürfen vor allem jene Paare einer Beratung, die ohne Erfolg aus dieser
herausgehen. Insofern Erfolglosigkeit — statistisch gesehen — häufiger als
Erfolg ist, verwundert es, dass eine solche Nachbetreuung in der Regel
nicht angeboten wird, zumal sich die Infertilitätskrise nach erfolglos blei-
benden Versuchen mitunter dramatisch verschärft. Kritisch vermerkt Bar-

bara MAIER hierzu:

„Während vor der Therapie das Leiden die wichtigste Handlungsanwei-
sung für Ärztlnnen in der Reproduktionsmedizin ist, scheint nach den me-
dizinischen Interventionen das womöglich vermehrte Leiden der Patientin-
nen keine ExpertInnen mehr auf den Plan zu rufen. Nachgehende psycho-
logische und psychosoziale Begleitung nach frustranen IVF-/ICSI-Zyk1en



138 Gerhard Marschütz

wäre aber menschliches wie moralisches Erfordernis einer ganzheitlich
orientierten Reproduktionsmedizin.“7'5

Insofern die Sorge für eine humane Ausgestaltung der IVF einem zentra-
len ethischen Anliegen entspricht, stellt sich die Frage, inwieweit auch
ethische Aspekte in eine Beratung einzubinden sind. Das zur Wahrung
der Entscheidungsautonomie der Klienten hochgehaltene nichtdirektive
und ergebnisoffene Prinzip professioneller Beratung scheint zunächst
eher die Notwendigkeit einer „ethischen Abstinenz“ (Josef RÖMELT) nahe
zu legen. Andererseits verweist der Anspruch ethischer Neutralität in der
Beratung in den Bereich der Illusion, sofern Verlauf und Ergebnis einer
Beratung in einem nicht zu unterschätzenden Ausmaß von moralischen
Überzeugungen des Beraters präformiert werden. Es ist leicht nachvoll-
ziehbar, dass eine Beratung bei einer Person, die den Möglichkeiten der
Reproduktionsmedizin sehr positiv gegenübersteht, eine andere Richtung
nehmen wird, als wenn diese Person etwa von der feministischen Kritik
an diesen geprägt ist.76 Die Frage nach der ethischen Orientierung in der
professionellen Beratung ist deshalb unumgänglich. Sie ist zum einen
durch die ethisch motivierten gesetzlichen Rahmenbedingungen zur Re-
produktionsmedizin vorgegeben. Zum anderen ist sie durch nicht nur exi-
stenzielle, sondern auch ethisch-existenzielle Fragen der Klienten heraus—
gefordert.77 Wird das Bedürfnis nach ethischer Orientierung in einer Be-
ratung ausgeklammert, dann hat das nicht nur zur Konsequenz, dass „der
einzelne mit seinem Gewissen allein bleibt“, sondern auch die Verken-
nung dessen, dass „in der Rückwirkung des technischen Wissens und der
gesellschaftlichen, kulturellen Entwicklungen auf die Entscheidungssitu-
ation die persönliche moralische Einstellung nicht selten in Bedrängnis“78
kommt.

Die Notwendigkeit der Integration ethischer Aspekte in die Beratung
darf die Entscheidungsautonomie der Klienten nicht unterminieren. Anzu-
streben ist somit ein Beratungsmodell, das — ausgehend von einer umfas-
senden Information zum Sachbestand — in einer zweiten Phase zur exis-
tenziellen und auch ethisch-existenziellen Bewertung dieser Information
durch das Paar führt. Eine dritte Phase hat die Wahrnehmung objektiver

75 B. MAIER: Ethik in Gynäkologie und Geburtshilfe (2000), S. 58.
76 Vgl. W. LESCH: The illusion of neutrality in counselling practice (1998), S. 153.
77 Diese Unterscheidung betont Hille Haker, weil existenzielle Konflikte und Entschei-

dungen auch ethisch-existenzielle Implikationen haben können, nicht aber in jedem Fall
haben müssen. Vgl. H. HAKER: Genetische Beratung und moralische Entscheidungsfin—
dung (1998), S. 248 f.
78 J. RÖMELT: Lebenshilfe und ethische Konflikte (2000), S. 274.
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ethischer Prinzipien und Kriterien zu ermöglichen, die sodann in einer
vierten Phase nochmals ethisch-existenziell vom Paar geprüft werden kön-
nen.79 In einem solchen mehrphasigen, ganzheitlich orientierten Bera-
tungsprozess (Sachinformation, existenzielle und ethisch-existenzielle Ver-
arbeitung, normative Wahrnehmung und paarhafte Adaption) sind mitun-
ter auch explizit religiöse Fragen relevant. So kann beispielsweise ein
kirchlich geprägtes Paar den unbedingten Kinderwunsch auch deshalb
entwickeln, weil es der Auffassung ist, dass ohne Kind ihre Ehe nicht
christlich sein könne. Für die Entscheidungsfindung zur oder gegen eine
IVF-Behandlung wäre daher (in der dritten Phase) die mitunter entlasten-
de Information bereitzustellen, dass nach katholischer Auffassung die Ehe
„nicht nur zur Zeugung von Kindern eingesetzt“ ist und deshalb in dem
Fall, wo „das — oft so erwünschte — Kind fehlt, die Ehe dennoch als volle
Lebensgemeinschaft bestehen (bleibt) und ihren Wert (behält)“ (Gaudium
et spes, Nr. 50).

7. Sozialethische Aspekte

Medizinische Reproduktionstechniken gehören mittlerweile zum etablier-
ten Bestand moderner Gesellschaften. Als Angebot verheißen und ermögli-
chen sie die Option der späten Elternschaft und generieren auf diese Wei-
se tiefgreifende Bewusstseinsänderungen. So verbirgt sich hinter dem
primär durch spätere Übergänge in Ausbildung und Erwerbstätigkeit be-
dingten steigenden Erstgeburtsalter von Frauen vermehrt auch die Zuver-
sicht, dass der Kinderwunsch (auf der Basis zuverlässiger Kontrazeptiva)
in ein höheres Alter verschoben werden kann, ohne deshalb das im Gefol-
ge sinkender Konzeptionschancen steigende Risiko ungewollter Kinderlo-
sigkeit als unabwendbares Schicksal hinnehmen zu müssen. Die den
menschlichen Fortpflanzungsbereich betreffenden medizinischen Angebo-
te schaffen sich so ihre eigene Nachfrage und intensivieren sie zugleich.
Was Kontrazeptiva jahrelang verhindern sollen, kann im Falle des Auftre-
tens unerwünschter Dauerfolgen mittels Konzeptionstechnik dennoch
vollbracht werden. Die zunehmende Medikalisierung des Kinderwunsches
ist aber nicht nur eine Auswirkung der rasanten medizintechnischen Ent—
wicklungen, die allein durch Technikfolgenabschätzung kontrolliert wer-
den könnte; sie ist auch nicht nur auf geänderte individuelle Ansprüche

79 Vgl. H. I-IAKER: Genetische Beratung und moralische Entscheidungsfindung
(1998), S. 251 — 253; J. ROMELT: Lebenshilfe und ethische Konflikte (2000), S. 277.



140 Gerhard Marschütz

zurückzuführen, die allein durch moralische Einredungen zu überwinden
wären. Sie verweist vor allem auch auf die Frage, wie es um die Kinder-
freundlichkeit und damit zugleich Eltemmöglichkeit einer modernen Ge-
sellschaft bestellt ist. In dem Maß, in dem die ‚Ursachen von Sterilität vor-
wiegend auf organische Erkrankungen reduziert werden, gelangt die Ent-
stehung, Ermittlung und Beseitigung von Sterilität in ihren äußerst kom-
plexen pychosozialen Ursachen nur marginal in den Blick. Es ist daher of-
fensichtlich irreführend, wenn deren Anteil aus medizinischer Sicht rela—
tiv gering eingeschätzt wird.

Vielmehr besteht Anlass zu besorgtem Nach- und Umdenken, wenn die
primär an politische und gesellschaftliche Verantwortungsträger adres-
sierten Familienberichte aus Deutschland und Österreich zu dem Ergeb-
nis gelangen, dass speziell Wirtschaft und Staat eine „strukturelle Rück-
sichtslosigkeit gegenüber Familien“ entfalten und daher „die Gesellschaft
einer grundlegenden Umorientierung hin zu mehr Familienfreundlichkeit
bedarf“8°, um weithin bestehende „kinder— und eltemfeindliche Gesell-
schaftsstrukturen“81 aufbrechen und weitestgehend beseitigen zu können.
Herausgefordert ist ein breiter Konsens aller gesellschaftlichen Kräfte zu-
gunsten umfassender familienpolitischer Maßnahmen, die Paaren eine
frühzeitigere und zugleich nicht mit den gegenwärtig bestehenden Nach-
teilen verbundene Einlösung des Kinderwunsches ermöglichen. Insbeson-
dere gilt es dabei, den widersprüchlichen Wertorientierungen von Frauen
zwischen Familie und Beruf Rechnung zu tragen, was zugleich eine stär-
kere familiale Einbindung der Männer und somit eine grundsätzliche Neu-
verteilung und Neubewertung familialer Betreuungsarbeit erforderlich
macht. Unter wirklich familienfreundlichen Bedingungen wären dann
wohl

„in der Zielgruppe für IVF-Behandlungen nicht mehr die Paare, die auf-
grund des nicht eingelösten Problems der Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie ihren Kinderwunsch bis an die Grenze der Konzeptionsperiode hin-
ausgeschoben haben, sondern nur noch diejenigen, die hauptsächlich auf-
grund organischer Befunde ungewollt kinderlos sind. Die sowohl psychisch
wie auch physisch stark belastenden und letztlich mit wenig Erfolg gekrön-
ten Reproduktionsbehandlungen wären dann zwar noch weiter notwendig,
aber nicht mehr in dem quantitativen Umfang wie bisher.“82

.L'ivp.

80 Fünfter Familienbericht aus Deutschland (1994), S. 22; VI.
81 Vierter Österreichischer Familienbericht (1999), S. 299.
82 C. ONNEN-ISEMANN: Wenn der‘Familienbildungsprozess stockt (2000), S, 168.
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Die im Kontext moderner Lebensbedingungen entstehende Sogwirkung
medizinischer Kontrazeptions- und Konzeptionsangebote kann überdies
bewirken, dass Wunschkinder immer mehr zu „Planungskindern“83 wer—
den, d. h. Paare verstärkt dem Diktat der Planbarkeit des Kinderwunsches
unterworfen sind und so in ein komplexes Entscheidungslabyrinth hinein-
geraten, in welchem der Geschenkcharakter eines Kindes nur noch unter-
geordnet zur Geltung zu gelangen vermag. Es stimmt nachdenklich, wenn
viele Eltem „schamhaft berichten, ihr Kind sei nicht geplant gewesen, so
als gebe es ein ungeschriebenes Gesetz, dass nur solche Eltern gute Eltern
sind, die ihre Kinder vorausberechnet gezeugt haben“84. Wird hier nicht
eine Variante der „Modernisierungsfalle“ (Klaus WAHL) offenkundig, wel-
che die „emotionale und triebhafte Seite des Wünschens als unberechen-
bares und widerständiges Moment der Kinderfrage“85 weithin zu vemach—
lässigen gebietet und zugleich auch die psychosozialen Ursachen von Un-
fruchtbarkeit in ihrer Bedeutung verschleiert? Neu nachzudenken wäre
über Bedingungen einer Humanökologie, die der vielfältig wachsenden
Entfremdungsdynamik des Kinderwunsches gegensteuern.86

Schließlich kann der durch reproduktionsmedizinische Angebote entste-
hende Druck, als ungewollt kinderloses Paar nichts unversucht zu lassen,
um ein eigenes Kind bekommen zu können, erneut dazu beitragen, dass
biologische Elternschaft alsbald auf biologische Mutterschaft reduziert
wird und derart weibliche Identität und Selbstverwirklichung primär über
Schwangerschaft und Geburt definiert wird. Die Tatsache, dass es vor al-

lem „der Kinderwunsch der Frauen ist, der als ,Motor‘ des Behandlungs-
wunsches der Kinderlosigkeit wirkt“37, verweist stets auch auf normative
gesellschaftliche Bedingungen, die den Frauen nur erschwert die Möglich-
keit offen halten, nicht kinderlos zu bleiben, im Gegensatz zu den Män-
nern. Zugleich wird dadurch eine akzeptierende Haltung zur ungewollten
Kinderlosigkeit oftmals in ihrer Entwicklung verhindert und damit ebenso
die Perspektive, Kinderlosigkeit auch als Chance und neue Herausforde-
rung zu begreifen.

83 Vgl. E. BECK—GERNSHEIM: Alles aus Liebe zum Kind (1990), S. 145 ff.

84 G. ZELLER—STEINBRICH: Wenn Paare ohne Kinder bleiben (1995), S. 132,
85 K.-P. HUBBERTZ: Was treibt uns zum Kind? (1997), S. 260. Hubbertz weist in die-

sem Zusammenhang darauf hin, dass trotz guter Verhütungsmöglichkeiten zumindest

ein Drittel, wahrscheinlich aber fünfzig Prozent aller Schwangerschaften ungeplant ent-
hen.

8:6 Vgl. G. MARSCHÜTZ: Familie humanökologisch (2000).

87 C. ONNEN-ISEMANN: Wenn der Familienbildungsprozess stockt (2000), S. 76,
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Die hier angesprochenen und zum Teil weithin vernachlässigten Aspek-
te bekunden die „problematische Eigendynamik“88 einer medizinischen
Technologie und verweisen zugleich auf die Dringlichkeit einer ethischen
Grundsatzdiskussion über die Ziele der Reproduktionsmedizin. Bestünden
diese primär in der Therapie des Leidens an ungewollter Kinderlosigkeit,
dann dürfte die IVF keineswegs die vorrangige und somit nur mit äußers-
ter Zurückhaltung zur Anwendung gelangende Problemlösungsstrategie
sein. Da dem in der Regel nicht so ist, muss vermutet werden, dass es der
Reproduktionsmedizin eher um die ungehinderte Entwicklung ihrer eige-
nen Technologie geht, dass sie also „ihre technologische Entwicklung als a
priori vorteilhaft ansieht, ohne Bezug auf den Patienten und damit als ei-
genständigen, zu erstrebenden Wert“89, der freilich als im Dienst an die-
sem und auch anderen Leiden stehend verkündet wird. Die vielfältigen
Möglichkeiten, welche die IVF-Technik jenseits einer strikt therapeutisch
indizierten Anwendung eröffnet, unterstreicht nochmals die Unumgäng-
lichkeit einer ethischen Grundsatzdiskussion, die nicht nur theologisch,
sondern auch gesamtgesellschaftlich von höchster Relevanz ist.

Zusammenfassung
MARSCHÜTZ, Gerhard: Wenn der Kin-
derwunsch unerfüllt bleibt... Reproduk-
tionsmedizin als ethische Herausforde—
rtmg, ETHICA; 9 (2001) 2, 115 — 147
Die In—vitro-Fertilisation (IVF) stellt eine
mittlerweile etablierte Therapie für unge—
wollt kinderlose Paare dar. Nichtsdesto-
trotz impliziert sie vielschichtige Pro-
blemfelder, die auch ethisch relevant
sind. Im ersten Teil werden wichtige em-
pirische Grundlagen vorgestellt: Metho-
den der Reproduktionsmedizin, Erfolgs-
rate der IVF, Ursachen und Umgang mit
ungewollter Kinderlosigkeit sowie Erfah-
rungen von Paaren mit der IVF-Thera-
pie. Darauf aufbauend markiert der
zweite Teil zentrale ethische Herausfor-
derungen auf der Mikro-, Meso- und Ma-
kroebene. Unter anderem wird das The-
rapieverständnis der Reproduktionsmedi-
zin kritisch angefragt, der Status des
menschlichen Embryos reflektiert sowie
die Notwendigkeit einer qualifizierten
psychologischen Beratung und einer ge—

Summary
MARSCHÜTZ, Gerhard: If the wish for
children remains unfulfilled... Repro-
ductive medicine as an ethical chal-
lenge, ETHICA; 9 (2001) 2, 115 - 147
In-vitroofertilisation (IVF) has become an
established therapy for couples who
would like to, but cannot have children.
Nonetheless, IVF involves a variety of
complex problems, which are of ethical
relevance, too. In the first part of the
paper, important empirical data are
surveyed, such as methods of repro-
ductive medicine, the success rate of
IVF, reasons for involuntary childless-
ness and ways of dealing with it, as Well
as the experiences of couples with IVF.
The second part confronts the central
ethical challenges on the level of micro,
meso and macro enquiry. So it is criti-
cally analysed what reproductive medi-
cine understands by theraplh the status
of the human embryo is reflected and the
necessity of qualified psychological ad-
vice as well as of an increasing public

88 Vgl. J. REITER: Problematische Eigendynamik (1998).
89 U. WIESING: Ethik, Erfolg und Ehrlichkeit. (1989), S. 79.
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samtgesellschaftlichen Verortung des The- awareness of the arising problems is
mas verdeutlicht. pointed out.

Reproduktionsmedizin Reproductive medicine
Ungewollte Kinderlosigkeit lnvoluntary childlessness
Ethische Herausforderungen Ethical challenges
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KOPFTRANSPLANTATION?

Nachdem die Verpflanzung einzelner Organe mittlerweile
schon fast zur Routine geworden ist und auch die Trans-
plantation von Körperteilen, etwa Händen, zunehmend
praktiziert wird, sei es doch nur eine Frage der Zeit, das—
selbe auch mit Köpfen zu tun!

So jedenfalls die Meinung des weltweit anerkannten Ge-
hirnchirurgen Robert White aus Cleveland/USA, der be-
reits vor 30 Jahren den Kopf eines Affen auf den Körper
eines anderen verpflanzt hat. Wenngleich die damals
15-stündige Operation, an der ca. 30 Ärzte beteiligt waren,
abgesehen von den einzuholenden Genehmigungen, einen
ungeheuren Aufwand erforderte, so vertritt White doch
die Meinung, das Ganze sollte auch am Menschen erprobt
werden.

Seine Vorstellungen gehen dabei dahin, dass z. B. Patien-
ten, in deren Körper unausrottbar der Krebs Platz gegrif-
fen hat, einen neuen Körper erhalten könnten, der etwa
von einem himtoten Unfallopfer stammt. Allerdings müss-
ten diese „neuen Menschen“ ihr restliches Leben als Quer-
schnittgelähmte fristen, weil es bislang noch nicht gelun-
gen ist, Rückenmark wieder zusammenwachsen zu lassen.
Daher, so White, kämen solche Operationen nur für be-
reits gelähmte Patienten in Frage, die aufgrund ihres hin-
fälligen Körpers nicht mehr lange zu leben hätten.
Derlei Experimente sind sowohl aus medizinischer als
auch aus ethischer Sicht äußerst umstritten. Kritiker spre-
chen von Renommiersucht bzw. vom unstillbaren Verlan-
gen, Gott spielen zu wollen.

Informationen zum Thema bzw. zu dem unlängst beim Hirzel
Verlag, Stuttgart, erschienenen Buch von Christian Jungblut: Mei-
nen Kopf auf deinen Hals, das ausführliche Gespräche mit Robert
White enthält, siehe:

http://www.frankensteins.de
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Bindestrich-Ethiken sind an der Tagesordnung: Bio—Ethik, Wirtschafts-
Ethik, Medien-Ethik. Ethikkommissionen und Ethikunterricht gehören
zum politischen und pädagogischen Lehr- und Lernangebot. Zur Gentech-
nik, Globalisierung oder Internetnutzung äußern sich MoralphiIOSOphen
zuhauf in Feuilletons und Nachtstudios. Ethik scheint zum Beratungsge—
schäft geworden zu sein, aber die Freude des Philosophen über medien—
wirksame Nachfrage verdeckt nur oberflächlich ein Defizit plausibler
Rahmenrichtlinien für moderne Lebensbereiche.

Im Handlungsbereich' der Medien sollen Funktionen und Strukturen
erörtert und Schlüsselfragen einer Bereichsethik aufgezeigt werden, die
nicht als Sonderethik missverstanden werden darf.

I. EINLEITUNG

1. Ethik im Defizit

Die Erwartung, Ethik müsse Richtlinien für individuelle Lebensplanung
finden und die Basis für gelingende Kommunikation vorgeben, wird schon
bei ARISTOTELES ausgesprochen und bei KANT und HEGEL auch für jede
noch so aufgeklärte Epoche bzw. noch so entwickelte Freiheit gefordert.1

1 Vgl. I. KANT: Der Streit der Fakultäten (1917), S. 15 — 75; G. W. F. HEGEL: Grund.



150 Alexius J. Bucher

Ob diese Erwartung erfüllt werden kann unter den Bedingungen spätmo-
demer Unübersichtlichkeit und postmodemer Prinzipienkonkurrenz zu
Beginn des dritten Jahrtausends, werden viele moralisch sensible Zeitge-
nossen bezweifeln. Ethischer Skeptizismus führt nicht selten in morali-
schen Indifferentismus. Dass zum Themenkomplex der elementaren zwi-
schenmenschlichen Kommunikation ein „Diskurs-Vakuum“ besteht, fällt
spätestens dann auf, wenn Kommunikation selbst in bischöflichen Doku-
menten zunehmend auf technisch vermittelte Kommunikation reduziert
wird.2

p

Möglicherweise stellt sich die gegenwärtige Ethikdiskussion aber nicht
nur deswegen so verwirrend defizitär und unübersichtlich dar, weil un-
terschiedliche moralische Grundhaltungen innerhalb einer Handlungsge-
meinschaft konkurrieren bzw. die postulierte Wertegemeinschaft ihren
Wertfundus — siehe Menschenrechte, Lebensrechte etc. — sehr disparat
und kontrovers inhaltlich füllt. Selbst ehedem einheitlich geschlossene
Fundamentalethiken sahen sich am Ende der Moderne durch neue Hand-
lungsbereiche gefordert, für die sie keine Praxistradition entwickelt hat-
ten.

Wie in neuen Bereichen moderner Handlungsfelder vormals gültige
Ethikgrundsätze zu transformieren wären bzw. wie allgemein akzeptierte
ethische Prinzipien in konkrete Handlungsnormen übersetzt werden könn-
ten, ergibt sich nicht unkritisch von selbst. Fast selbstverständlicher
drängt sich die Frage auf, ob eine neue Qualität möglichen Handelns nicht
sogar neue Ethikgrundsätze fordert. Im Entscheidungsbereich der ange-
wandten Human— und Tiermedizin drückt jedem von uns derzeit das Defi-
zit allgemein vermittelbarer, notwendig verbindlicher und konkretisierba—
rer Handlungsvorgaben beängstigend auf das Gemüt. Im Entscheidungs-
bereich einer global agierenden Wirtschaft besteht zwar Einigkeit da-
rüber, dass globale Armut und verbrecherische Ungerechtigkeit nicht sein
sollten, aber wie Wirtschaftsabläufe von ethischen Prinzipien beeinflusst,
korrigiert und formatiert werden können und dürfen bzw. sollten, ist kei-
neswegs nur eine Frage des „gewusst wie“. Ein dritter Handlungsbereich,
jener der Information, scheint zwar vor allem wegen der Dominanz der
Medien und ihrer Massenwirksamkeit in seiner ethischen Relevanz er-
kannt zu sein, doch zentriert sich der ethische Diskurs meist nur um die
ethische Qualität der Informationsinhalte.

Iinien der Philosophie des Rechts oder Naturrechts und Staatswissenschaften im
Grundrisse (1970), ä 270, S. 415 - 431.

2 Vgl. D. KLENK: „Gegenwartsverlust“ in der Kommunikationsgesellschaft (1998).
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2. Öffentlichkeit durch Information

Leider stimmt die Funktionsbeschreibung des modernen Journalisten
nicht mehr, die noch Emil DOVIFAT in seiner Zeitungslehre anbietet:

„Erste und älteste journalistische Aufgabe ist die Nachrichtensammlung.
Ihr Träger ist der Reporter“.3

Die Bedingungen der Nachrichtenerzeugung haben sich grundlegend
geändert. Die Produktion von Information hat sich nicht nur quantitativ
entwickelt, sie hat auch qualitativ den Begriff ,Information‘ neu definiert.

— Der Strukturwandel im Entstehen von Nachrichten unter den Bedin-
gungen politischer, wirtschaftlicher und interessenbezogener Mas-
senkommunikation,

— die Bedeutung von Public Relations als Urheber regionaler wie glo-
baler Informationstendenzen‚ daneben auch

— die Öffentlichkeitsarbeit und gezielte Informationsauswahl in Len-
kungsabsicht

wurden das neue Forschungsfeld von Kommunikations- und Medienwis-
senschaftlern.

Der professionelle Kommunikator, der Journalist, ist nicht mehr der in-
dividuelle einsame Akteur und verantwortliche Wolf im Blätterwald. Er
wurde zum Rädchen im Kommunikationssystem, dessen Leistung rückge—
koppelt ist an unübersichtlich und kaum kontrollierbar gewordene Infor-
mationssysteme. Öffentlichkeit entsteht mittels Informations—Produktion.
Wer trägt die Verantwortung und welche Verantwortung in einer infor-
mationsproduzierten Öffentlichkeit?4 Die mediale Struktur moderner
Kommunikation, verbunden mit der Auflösung traditioneller Rezeptions—
weisen, verändert die Informationsethik in eine transzendentale Medien—
ethik, insofern Medienethik die Möglichkeitsbedingung für jegliche Infor-
mationsethik definiert. Vorarbeiten für eine Medienethik, die sich diesen
Aufgaben widmet, fordern zunächst, den Begriff des Mediums und dessen
strukturelle Analyse aufzubereiten.

3 E. DOVIFAT/ J. WILKE: Zeitungslehre, Bd. l. (1976), S. 39.
4 Vgl. G. BENTELE / M. HALLER (Hg.): Aktuelle Entstehung von Öffentlichkeit (1997).
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II. KRITERIEN EINES MEDIENBEGRIFFES

1. Bedeutungsspektrum des Mediums

Das Wort ‚Medium‘ ist die substantivierte Ableitung eines Neutrums vom
Adjektiv ‚medius‘, d. h. Mitten, mittleres, dazwischenliegend. Medium be-
zeichnet Mitte, Zentrum. Schon im Sprachgebrauch der Römer benennt
Medium einen ‚öffentlichen Platz‘. ‚In medium proferre aliquid‘ bedeutet:
bekannt machen, zur Sprache bringen. ,Aliquid in medium dare‘ wurde
verstanden als ‚öffentlich etwas gebrauchen‘.5

Der deutsche Sprachgebrauch fächert die Wortbedeutung breit auf. Me-
dium meint den Träger parapsychologischer Phänomene ebenso wie den
Patienten bei Hypnoseversuchen, aber auch Unterrichtshilfen, Schreib-
normen oder den Punkt einer Ekliptik. Der Wirtschaftstheoretiker nennt
das Geld Medium, der Techniker spezialisiert sich bei Medium auf den
Funktionsbereich zwischen Sender und Empfänger, der Philosoph schließ-
lich benennt die Vermittlungsinstanz zwischen Sprache und Bewusstsein
Medium.

Meines Wissens gelingt es K. WIEGERLING zum ersten Mal, aus den
historischen Medienbegriffen jene Elemente herzmszufiltem, die einen für
eine Medienethik sinnvollen Begriff vorbereiten.6 In Anlehnung und Wei-
terentwicklung des Medienbegriffes von WIEGERLING sollen Strukturlini-
en einer Bedeutung von Medium vorgestellt werden, die einen ethischen
Diskurs über das Medium als Medium möglich machen. Auf sechs Struk-
turmomente des Mediums soll verwiesen werden, deren Relevanz auch
die Strukturen einer möglichen Medienethik bestimmen müsste.

2. Strukturmomente des Mediums

a) Das holistische Moment

Das Medium kann nicht in ideelle und materielle Bestände geschieden
werden. Es gibt kein Medium ohne sinnliche Materialität, ebenso wenig
gibt es ein Medium ohne ideelle Formalität. Das Medium ist als technische
Einrichtung zugleich ein Gefüge übermittelnder Sinnkonstruktion.

5 Vgl. H. MENGE: Lat.-Dt. Schulwörterbuch (1907).
6 K. WIEGERLING: Medienethik (1998), S. 8 ff.
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b) Das transzendierende Moment

Das Medium überspringt räumliche und zeitliche Materialität. Ohne me-
diale Transzendierung wäre diachrone und synchrone Sinnvermittlung
unmöglich. Das Medium entbindet von unmittelbarer physischer Erfah—
rungsgegebenheit und entgrenzt mittelbar den konkreten Spielraum des—
sen, der das Medium gebraucht.

c) Das Öffentlichkeitsmoment

Das Medium schafft eine Öffentlichkeit an Orten und zu Zeiten, die ohne
mediale Technik nicht erschließbar wäre. Neue Öffentlichkeit schaffen be-
deutet, neue Orte und Zeiten versammelnder Orientierung zu konstituie-
T811.

d) Das transformative Moment

Neue Öffentlichkeit zu konstituieren, schafft zusätzliche Unmittelbarkeit.
Das in Öffentlichkeit Vermittelte wird nicht als es selbst vermittelt, son-
dern transformiert. Notwendigerweise geschieht die Vermittlung in ein je-
weils neu vorgegebenes Bedingungsgefüge.

e) Das Moment der künstlichen Nähe

Das Medium konstituiert Präsenz und Distanz vom Übermittelten. Da—
durch wird eine künstliche Nähe zwischen vermitteltem Inhalt und Emp-
fänger der Mitteilung geschaffen. In zweifacher Weise ist diese Nähe
künstlich, d. h. bewusst konstituiert. Künstlich ist diese Nähe zunächst,
weil sie die natürlichen Grenzen eines Gegebenen von Raum und Zeit
überschreitet, und dies nicht zufällig, sondern strategisch. Künstlich ist
diese Nähe aber auch, weil dieser Nähe ein Vektor zugeordnet ist. Nicht
der Empfänger einer medialen Information nähert sich einem Ereignis,
sondern das dezidierte Ereignis wird dem Empfänger näher gebracht.

f) Das konservierende Moment

Das Medium hält Abwesendes als Information verfügbar. Das Medium
präpariert ein Sinnszenarium. Es setzt das Vermittelte in eine Szene, die

vom Empfänger sinn— und sinnenfällig aufgenommen werden kann. Die-
sem vordergründig eher passiven Moment des Mediums könnte medien—
ethiSCh die größte Bedeutung zukommen. Denn dadurch gelingt es dem
Medium, Bedeutung zu konstituieren, weil es — und nicht nur ‚insofern‘ es
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— immer Sachverhalte in einen prinzipiell verstehbaren Verweisungszu—
sammenhang einordnet.

Weil das Medium sich nie als abstrakte Gegebenheit präsentiert, son-
dern im definierten kulturellen Kontext angesiedelt ist, muss der Bedeu-
tungskomplex von Medium hinsichtlich seiner strukturellen Bedingtheit
immer neu überprüft werden. Das Entwicklungspotential eines Mediums
ist selbst Gegenstand nicht nur technischer, sondern ethischer Reflexion.

Die aufgezeigten Strukturmomente sollen helfen, den Bedeutungsgehalt
des Mediums in je größtmöglicher Exaktheit für eine medienethische Re-
flexion zu nutzen und dennoch das Evaluationspotential moderner Medi-
en nicht außer Acht zu lassen.

III. MEDIENETHIK ALS WISSENSCHAFTLICHE DISZIPLIN

1. Ein dipoler Forschungsbereich

Medienethik untersucht medienbedingtes Handeln auf Verantwortbarkeit
hin und erforscht die konkrete Medienwirklichkeit unter der Rücksicht
ethischen Handelns. Sie wählt als ihren Forschungsgegenstand sowohl das
medienethische Subjekt als auch die medienethischen Objektivationen.
Weil Medienethik sich auf ein Handeln bezieht, beschreibt ihr For-
schungsgegenstand eine Verhältnisbeziehung zwischen handelndem Sub-
jekt und konstituierter Objektivität. Der Forschungsbereich einer Bezie-
hung, die dann auch mit gut oder schlecht, gesollt, verboten oder erlaubt
qualifiziert wird, wäre unzulänglich mit ,Forschungsobjekt‘ bezeichnet.

Der Dipolcharakter eines Verhältnisses, in dem zwei gleichrangige Fak-
toren zur Voraussetzung einer ethischen Normierung gehören, charakteri-
siert den ethisch relevanten Handlungsbezug. Damit zeigt sich Medien-
ethik als jene wissenschaftliche Disziplin, die in systematischer Absicht
untersucht, wie sich die Prinzipien einer normativen Ethik unter den Be-
dingungen der Medien auf das Handeln verantwortlicher Handlungssub-
jekte auswirken. Bedingungen ethischen Handelns im Kontext der Medien
werden erforscht und auf mögliche Widersprüche bzw. ungelöste Verant-
wortungsproblematik bestehender Medientheorien hingewiesen. Die Be-
zeichnung Bereichsethik darf nicht zum Missverständnis führen, Mediene-
thik sei eine Sonderethik als Ausnahmeregelung von generell akzeptierten
Prinzipien einer anerkannten Verbindlichkeit. Genau das Gegenteil strebt
jede Bereichsethik an: Die normierenden und wertenden Handlungskrite-
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rien sollen von jeglicher isolierenden Sichtweise befreit und im Horizont
bestmöglicher Universalität des Erkennens und Wollens beurteilt werden.
Als Theorie eines eigenverantwortlichen qualifizierten Handelns wird die
Medienethik sowohl emanzipatorisch aufklärend als auch autonom orien-
tierend verfahren. Sie wird damit zu einer permanenten Kritik der Me-
dienmoral.

2. Ein kritisches Projekt

Als Disziplin einer normativen Ethik ist Medienethik eine kritisches Pro—
jekt. Sie wird vor allem die Sprach- und Bilderpraxis, d. h. generell die
Ausdruckspraxis der Medien auf die sie direkt und indirekt beherrschen-
de Ethik hin untersuchen. Die kritische Reflexion der gelebten Medienmo—
ral und die postulierte Suche nach Erkenntnissen und Wertungen, die ver-
antwortliches Handeln im Medienbereich möglich machen, gehören zum
Forschungsbereich der Medienethik. Das umfasst auch so praktische
Überlegungen wie Folgenuntersuchung medialen Handelns.

Es geschieht nicht zum ersten Mal in der Wissenschaftsgeschichte, dass
die Eule der Athene erst nach der Alltagsarbeit ihre Flügel ausspannt und
systematische Übersicht gewinnt. Medienethik drängt sich erst auf, als
mediales Handeln fallweise in die Kritik des individuellen oder kollektiven
ethischen Bewusstseins geriet. Dieser Problematisierungsgeschichte ver-
dankt sich eine meist nachträgliche Zuordnung konkreter medienethischer
Diskursfragen zu den formalen Strukturen des modernen Medienbegriffs.
Nützliche Impulse für eine erst noch zu konstituierende gegenwartssensi—
ble Medienethik wurden gegeben und werden erhofft, wenn die prakti-
schen Fragen des medienethischen Diskurses analysiert werden.

IV. GRUNDFRAGEN MEDIENETHISCHER DISKURSE

1. Die Mixtur unterschiedlicher Erfahrungsebenen

Die sittliche Qualität menschlichen Handelns bestimmt die Wirklichkeit
des Menschen, insofern sie als aufgegebene, gesollte Wirklichkeit durch
Handeln erst noch zu verwirklichen ist. Weil Medien für die Bestimmung
gegenwärtiger Wirklichkeit sowohl konstitutiv sind als auch eine perma-
nente Herausforderung darstellen, diese Bestimmungen zu verändern,
führt jede Medien-Reflexion in eine ethische Erörterung.7
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Neue Wirklichkeitsebenen werden durch mediale Informationen ge-
schaffen und neue Zugänge eröffnet, die vordem den Handlungsspielraum
des Menschen nicht oder nicht entscheidend beeinflusst haben. Unbe-
stimmbare, diffuse Wirklichkeitsebenen irritieren das menschliche Han-
deln. Keineswegs lässt sich der Geltungsbereich medialer Information im-
mer sofort handlungsrelevant übersehen. Die situative, aber auch mögli—
cherweise prinzipielle Unauflöslichkeit von Inszenierung und Vorgabe,
von Nähe und Distanz, von Spiel und Ernst, Unterhaltung und Bedrohung,
Fakten und Deutung, Bild und Schnittfolge im medialen Informationsmix
führt zu einer schwer kontrollierbaren Überlagerung und Durchdringung
unterschiedlichster Erfahrungszugänge und Wirklichkeitsebenen.

2. Die präzise Ordnungsstruktur des Mediums

Wenn sich Wirklichkeitsebenen nicht mehr zweifelsfrei unterscheiden las-
sen, dann verliert jedes verantwortliche Handeln seinen Orientierungs—
rahmen. Wenn nicht mehr unterscheidende Kriterien vermittelt werden,
dann verliert jedes Handeln sein Entscheidungsmaterial. Dieses mediale
Diffusat wird seitens des Mediums dennoch in einer sehr präzisen infor-
mativen Ordnungsstruktur angeboten.

Welche Ordnungsstruktur übermittelt das Medium bzw. mit welcher
Verbindlichkeit wird sie vermittelt? Schließlich hängt die ethische Rele-
vanz dieser vorgegebenen Ordnungsstruktur an der Möglichkeit, diese
Ordnungsstruktur zu verifizieren bzw. an der Möglichkeit zu falsifizieren.
Wird bzw. kann diese Möglichkeit per Medium übermittelt werden? An-
ders gefragt: Welche Möglichkeit hat der Mediennutzer, die übermittelte
Ordnungsstruktur als Wirklichkeit zu bestätigen oder als nur behauptete
Wirklichkeit zu entlarven? Die Unterscheidung zwischen einer Wirklich-
keit, wie sie tatsächlich ist, und einer Wirklichkeit, wie sie sein sollte, wä-
re sonst nicht möglich. Handeln würde zur Beliebigkeit, zum belanglosen
Spiel degradiert, eine ‚so genannte‘ Wirklichkeit von Illusion ununter-
scheidbar.

Der Verdacht eines quasirealistischen Reklame-/Manipulations-Szenari-
ums bedroht weniger die bezeichneten Reklamesendungen, sondern zieht
sich wie ein Grauschleier auf jede vermittelt konstituierte vorgegebene
Wirklichkeit. Was ist medienvermittelt „der Fall“?

7 Vgl. G. W. HUNOLD: Gelenkte Kommunikation (1986), S. 291 - 309.
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Der ehedem ethisch relevante Handlungsraum wird zum Spielraum will-
kürlicher Manipulation. Ethisches Handeln verliert sich in beliebiges Re-
konstruieren und Dekonstruieren; und dies alles gegebenenfalls in der Il-
lusion ethischer, konstruktiver Betroffenheit bei möglichem unverant-
wortlichen unethischen Aktionismus. Leider haben weder verantwortliche
Politik noch praktische Ethik den Zusammenhang von Katastrophenbe-
richterstattung, appellativer Spendenmoral und Gebermotivation darauf-
hin untersucht, welche Mixtur an faktischer und illusionärer Wirklichkeit
motivierend und als ethisch relevant in die Hilfsentscheidung einwirkten.
Das oft beeindruckend hohe Niveau individueller wie sozialer Resonanz
derartiger medialer Hilfsappelle — leider oft im Gegensatz und gelegent-
lich auch schlecht vereinbar mit dem niedrigen Niveau unmittelbarer,
nicht medialisierter Noterfahrung — hält die Frage offen, wo die ethische
Verantwortung beginnen kann bzw. wo die mediale Ordnungsstruktur am
Ende ist.

3. Kultur als medialisierte ethische Selbstbestimmung

Das Medium ist nicht nur die Schale, die einen informativen Kern über-
mittelt. Das Medium ist Teil der Vermittlung. Es ist das Medium als Mittel
der Vermittlung selber, das auch den Inhalt bildet. Die vom Menschen in-
itiierte, qualifizierte und verantwortete Vermittlung vermittelt ihrerseits
nicht weniger als die transzendierende Existenz des Menschen. Die Ver-

mittlungspotenz des Menschen transzendiert dessen sinnliche Unmittel-
barkeit. Das Medium ist alles andere als nur ein ‚verlängerter Arm‘, ein
,ausgefahrenes Auge‘, ein ‚Sieben-Meilen—Stiefel‘, ein ‚globales Ohr‘ oder
ein ‚universeller Lautsprecher‘. Die Medienfähigkeit des Menschen zeigt

ihn als Subjekt, das bewusst und initiatorisch Wirklichkeiten neu entwirft,
gestaltet, konserviert und verändert. Die mediale Potenz des Menschen er-
reicht medial eine neue Qualität — und nicht nur beeindruckende Quanti-
tät — ethischer Handlungsmöglichkeiten.

Das Handeln des Menschen definiert sich von seiner Möglichkeit her,
die materiell-leibliche Unmittelbarkeit zu transzendieren und Teil einer
mitteilbaren und mittelbaren Welt zu sein. Diese Möglichkeit schafft Kul-
tur und bestimmt das Ethos zum Initiator von Kultur. Kultur ist mediali-
sierte ethische Selbstbestimmung. Dies führt zu einer Identifikation von
Mediengeschichte und Kulturgeschichte, weil das Subjekt der Geschichte
in ethischer Selbstbestimmung nur medial seine Welt als Inbegriff kulti-
vierter Wirklichkeit überhaupt gestalten kann.
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4. Handlungsbegleitende Medienethik

Der medienethische Diskurs der Gegenwart bezieht sich selbst nur sehr
vermittelt auf die prinzipielle mediale Kultur des Menschen. Die derzeiti-
ge ethische Diskurs-Kultur konzentriert sich meist auf den Umgang mit
modernen Medien, ohne damit bereits das Niveau dieser Diskurskultur
sonderlich hoch einschätzen zu wollen. Ethische Konflikte werden er—
kannt bei der Produktion, der Vermittlung und der Nutzung von Informa-
tion. Insofern das Medium dem Konfliktfeld der Vermittlung zugeordnet
wird, soll zumindest anfänglich der Boden dieser Problemzone angezeigt
werden. Dabei gilt zu berücksichtigen, dass Fragen der Vermittlung nicht
ohne Rückbindung an Produktion und Nutzung des Vermittelten zu beant-
worten sind. Drei Handlungssubjekte kommen ins Visier, wenn die Frage
gestellt wird: Wer trägt die Verantwortung? Auf der Mikroebene: das ein-
zelne Individuum; auf einer Mesoebene: die Institution; auf einer Makro-
ebene: die Weltgesellschaft.

Im Artikel 19 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte heißt es:

„Jeder Mensch hat das Recht auf freie Meinungsäußerung; dieses Recht
umfasst die Freiheit, Meinungen unangefochten zu vertreten und Informa-
tionen und Ideen mit allen Verständigungsmitteln ohne Rücksicht auf
Grenzen zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten. “8

Die Frage: ‚Wer trägt Verantwortung im medialen Handeln?‘ ist nicht zu
trennen von der Frage: ‚Wem gegenüber wird welche Verantwortung ge-
schuldet?‘ Eine normative Ethik wird schon durch allgemeine ethische
Grundlagen der verfassten Gemeinwesen und der Weltgemeinschaft vor-
gegeben. Die Bestimmung der Menschenwürde, das Recht auf Vertrau-
lichkeit, Gleichheit, Privatheit und das Recht auf Beteiligung am kulturel-
len Leben sowie das Recht auf den Schutz der materiellen und geistigen
Arbeit bilden Orientierungslinien für medienethische Überlegungen.9 Die
Umsetzung dieser Richtlinien in präzisere Gesetzesbestimmungen und die
Interpretation für konkrete Handlungssituationen sind Themen einer
handlungsbegleitenden Medienethik. Keine legalistische Vorgabe kann die
ethische Qualität einer Handlung verbürgen. Keine medienethische Ratio-
nalität kann eine normative Entscheidung garantieren. Beide, Gesetz und
Kritik, können jedoch optimale Bedingungen im Verantwortungsbereich
medialen Handelns schaffen.

8 Vereinte Nationen, Allgem. Erkl. d. MR — 10.12.1948, (1974) (2), S. 1 — 77.
9 Vgl. N. BRIESKORN: Menschenrechte (1997).
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5. Medienet unter den Bedingungen einer globalen Netzkultur?

a) Globale Hypermedien

Der Evaluationssprung von einer traditionellen Informationskultur zur
modernen Informationstechnik signalisiert mehr als nur eine quantitative
Informationsexplosion. Alte Bildungsmonopole in Sachen Information
wurden überrollt, weil durch neue Techniken traditionelle Macht-Barrie-

ren der Information sich nicht mehr verteidigen ließen. Neue Wissens-
und Kommunikationsmonopole wurden etabliert. Alte Kontrollverhältnis-
se innerhalb bestehender Kulturtraditionen wurden abgebaut, neue
Machtregulatoren einer Informationsindustrie sind entstanden. Das Inter-
net und Cyberspace, die digitale Weltvernetzung entmachtet traditionelle
staatliche Kulturinstanzen und etabliert bzw. fordert neue kollektive
Handlungsstrukturen.10

Hypermedien sind im Entstehen, in denen bislang bekannte Medien ver-
knüpft werden, angefangen von nonverbalen Ausdrucksformen über Zei-
chensprache, Schrift bis zu auditiven und visuellen digitalen Techniken.
Diese Hypermedien sind keineswegs nur eine funktionale Addition tradi-
tioneller Informationstechniken, sondern erreichen durch neue Kombina-

tionsverbunde eine neue Qualität möglicher Information und Kommunika-
tion. Die Cyperspace-Gemeinschaft sprengt die Grenzen des modernen Na-

tionalstaates. Dies führt bereits heute zur Konsequenz, dass nicht mehr
ein Staatsapparat, etwa ein Informationsministerium oder ein Bundesge-
richt gewisse kulturelle Medien—Freiheiten garantiert, schützt oder ge-

währt. Traditionelle Kulturinstitutionen sehen sich gezwungen, ihrerseits

Freiheiten gegenüber globaler Medienmacht zu erkämpfen bzw. ihre Bür-
ger vor medialen globalen Mächten zu schützen.

Der Zweifel ist begründet, ob demokratische Herrschaftsformen bereits
einen plausibel verbindlichen Kanon für derartige medienpolitische Ent-
scheidungen gefunden haben. Die Machtvemetzung zwischen politischen
Entscheidungsträgern und Medienmoguln trägt parasitäre Züge. Die wirk-
mächtigen Akteure einer Cyberspace-Kultur entziehen sich traditioneller

juristischer, legalistischer und ethischer Kontrollmächte.

10 Vgl. R. CAPURRO: Leben im Informationszeitalter (1995).
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b) Kein Ethos, keine Heimstatt nirgends

Traditionelle Konfliktstrategien scheitern deshalb im Cyberspace. Ethische
Streitfragen lassen sich nicht durch global verbindliche Richtlinien lösen.
Welche Instanz könnte ethische Erkenntnisse global verbindlich durchset-
zen? Hilflos und ohnmächtig scheint die Forderung von B. DEBATIN, der
einen ‚fortwährenden Dialog‘ zum Thema Ethik im Cyberspace einsetzen
möchte.“ Diskursethische Methoden sind sicher richtige Schritte zu einer
Ethik im Cyberspace. Entscheidend aber wird sein, ob und welche norma-
tive globale Verbindlichkeit aufgewiesen werden kann und wem die
Durchsetzungsmacht zukommt. Aber ein neuer Ort des Ethos, eine neue
Heimstätte kultivierter Kommunikation wurde innerhalb der Cyberspace—
Gemeinschaft noch nicht geschaffen. Welche Zuordnung von Selbstorgani-
sation und intersubjektiven Kontrollmaßnahmen dafür erst noch entwi-
ckelt werden muss, kann derzeit bestenfalls als Aufgabe erahnt werden.
Die aufgegebene Vermittlungsleistung steht unter mannigfacher Spannung
und Gefährdung:

— Die Spannung zwischen Kommunikationsfreiheit und dem Schutz
der Privatsphäre;

— die Spannung zwischen uneingeschränktem Zugriff auf Information
und dem Recht auf Schutz der materiellen und geistigen Arbeit;

— die Spannung zwischen den Informationsreichen und Informations-
armen;

— die Spannung zwischen Wirtschaftsinteressen des Informanten und
dem demokratischen Recht auf ungehinderten Informationszugang;

— die Spannung zwischen globalen und regionalen Informationsmärk—
ten;

— die Spannung zwischen einem globalen Anspruch der Cyberspace-
Kultur und dem Recht auf Bewahrung medialer Traditionen.

V. SCHLUSS: OFFENE HERAUSFORDERUNG

Eine Medienethik der Zukunft wird sich nicht nur diesen bereits erkann-
ten Handlungsfeldem stellen müssen, sondern wird im kritischen Umgang
mit neuen technischen Entwicklungen vor allem offen sein müssen für
neue spannende, ethische Herausforderungen. Wenn Leben gelingen soll,

11 B. DEBATIN: Ethik und Internet, in: http:/www.uni—leipzig.de/-—debatin/home.html
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wäre es schon sonderbar, wenn die Urerfahrung zwischenmenschlicher
Kommunikation nicht unter den neuen Bedingungen der Medienrealität
auch neue normative Entscheidungen forderte. Auch wenn die Zeiten
großer traditioneller, allgemein plausibler Orientierungsvorgaben vorbei
sind, ist Orientierung notwendig, soll individuelles wie kollektives Leben
gelingen. Ob dadurch der Ethikdiskurs ‚Not wendender Weise‘ schwächer
wird, wenn Letztbegründungsfragen derzeit storniert werden zu Gunsten
‚auf den Nägeln (Gewissen?) brennender‘ Tagesfragen, ist kein ethisches
Problem, eher ein wissenschaftstheoretisches.

Der Bereich einer problematisierten Medienethik drängt sich unserem
Alltag auf, bedrängt kulturelles, kultiviert verantwortetes Weiter— und
Überleben, und diejenigen, die sich den Tagesfragen stellen, wissen, wie
vorläufig und provisorisch ihre Methoden und normativen Erkenntnisse
sein können. Wie anders aber ist derzeit Verantwortung realisierbar?

Zusammenfassung

BÜCHER, Alexius 1.: Medienethik als
Zukunftsaufgabe, ETHICA; 9 (2001) 2,
149 — 163
Medienethik ist jene wissenschaftliche
Disziplin, in der systematisch untersucht
wird, wie sich Prinzipien einer normati-
ven Ethik unter den Bedingungen der
Medien auf Handeln auswirken.
Das Medium erzeugt Öffentlichkeit und
Nähe. Es prägt den Begriff der Informati-
on neu, weil die Bedingungen der Nach-

richtenerzeugung sich grundlegend än-
dern.
Das Spannungsgefüge von künstlicher
Öffentlichkeit und gestalteter Wirklich-
keit prägt den medienethischen Diskurs
unter den Bedingungen der Postmoder-
ne.
Die alltägliche Not zum Handeln und
nicht mehr universal plausible Orientie-
rungsvorgaben wenden (verweisen) den
medien-ethischen Diskurs auf provisori-
sche, vorläufige bescheidene Handlungs-
modelle und auf noch offene epistemolo-
gische Grundlagenforschung. .
Medienethik ist daher als Bereichsethik
weder eine Sonderethik noch schlichte
Anwendungsethik.

Medienethik
Medium
Information

Summary
BUCHER, Alexius 1.: Media ethics as a
task for the future, ETHICA; 9 (2001) 2,
149 — 163
Media ethics is an academic discipline
which systematically examines what ef-
fect principles of normative ethics have
on behaviour in the context of the media.
The media generate a public arena as
well as nearness. They give the concept
of information a new meaning because
the conditions of news production are
fundamentally changed.
The tension between artificial public and
organized reality characterizes the post-
modern discourse in media ethics.
The daily need to act as well as orien-
tation guidelines that are no longer uni-
versally plausible turn the discourse in
media ethics to provisional, temporary
and modest behaviour models and to still
open basic research in the field of episte-
mology.
Media ethics as the ethics applied to a
specific field is, therefore, neither a
special ethics nor a simple application
ethics.

Media ethics
Medium
Information
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sistent am Lehrstuhl für Christliche Gesellschaftslehre an der Theologi-
schen Fakultät Paderborn.

1. Einleitung

Mit dem Anfang 1997 veröffentlichten Gemeinsamen Text „Für eine Zu-
kunft in Solidarität und Gerechtigkeit“1 haben sich der Rat der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland (EKD) und die Deutsche Bischofskonferenz
(DBK) erstmals gemeinsam zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in
Deutschland geäußert. Nun sind Außerungen der beiden Kirchen zu wirt-

schafts- und sozialpolitischen Fragen an sich nichts Neues. Die katholi-
sche Kirche kann auf eine lange Tradition von Sozialenzykliken und Hir-

tenworten zurückblicken. Gleiches gilt für den evangelischen Bereich, der
seinerseits eine Reihe von Denkschriften hervorgebracht hat. Auch stellen

Gemeinsame Texte kein Novum dar. Sie werden von den beiden Kirchen
bereits seit Beginn der 1990er Jahre verantwortet.2 Was aber ist nun das

1 Kirchenamt/Sekretariat (1997), nachfolgend GW abgekürzt.
2 Die Reihe Gemeinsamer Texte begann 1990 mit der Problematik der Organtrans—

plantationen. Gemeinsame Erklärungen beider Kirchen liegen schon seit 1979 vor. Da-
mals hatte man sich zu Grundwerten und Gottesgebot geäußert. Des Weiteren hat die



164 Ulrich Kazmierski/Helge Wulsdorf

eigentlich Neue an diesem Text? Um auf den gesellschaftlichen Sachver-
stand umfassend rekurrieren zu können, führen die Kirchen erstmalig ge-
meinsam ein Konsultationsverfahren durch, an dem sich alle Menschen
guten Willens unabhängig ihrer politischen, wirtschaftlichen und konfes-
sionellen Couleur beteiligen können. Die Durchführung solch eines Ver-
fahrens war für die Kirchen absolutes Neuland (GW 40). Mit dem sich
über gut zwei Jahre erstreckenden Prozess ist aber nicht nur der Dialog
zwischen den Kirchen und der Gesellschaft intensiviert worden, sondern
auch der zwischen den beiden Kirchen selber. Eine Bewertung des Ge-
meinsamen Wortes hat daher auf zwei unterschiedlichen Ebenen zu erfol—
gen: der zwischenkirchlichen und der kirchlich—gesellschaftlichen.

Auf der zwischenkirchlichen Ebene ist zu untersuchen, welche Wert—
grundlegen solch ein als ökumenisch zu bezeichnendes Papier ausmachen.
Ist der in dem Papier dargelegte Ökumenische Konsens unabhängig von
seiner wirtschafts- und sozialpolitischen Aussagekraft auch Jahre danach
noch tragfähig? Es scheint, als sei das gemeinsame ökumenische Sprechen
gerade im gesellschaftspolitischen Bereich nach der erfolgreichen Durch-
führung des Konsultationsprozesses leichter geworden. Reicht aber solch
ein bislang erzielter Konsens für weitere gemeinsame Stellungnahmen
aus? In einer Zeit, in der sich die Kirchen bei gesamtgesellschaftlichen
Themen oftmals nur noch sehr schwer Gehör verschaffen können, kommt
es darauf an, stringente, rational einholbare Argumentationslinien zu
zeichnen. Mit diesem Vorgehen ist zugleich die andere Ebene des gesell-
schaftlichen Dialogpartners angesprochen. Ob sich die entsprechenden
Partner mit ihren Anliegen in dem Papier wiederfinden und ob sie für ih-
ren jeweiligen Sachbereich Gewinne aus dem Papier ziehen können, gilt
es hier zu fragen, denn die Kirchen treten mit dem Anspruch an, einen
Beitrag für eine zukunftsfähige und zukunftsgerechte Gesellschaft leisten
zu wollen. Bildet das Gemeinsame Wort wirklich eine Gesprächsbasis spe-
ziell mit den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften oder versehen diese
es lediglich mit dem Stempel des Utopischen? Um die Bedeutung des Pa-
piers wertschätzen und mögliche Perspektiven sowie weitere Zukunfts-
szenarien aufzeigen zu können, sollen im Folgenden die zwischenkirchli-
che wie auch die kircMich-gesellschaftliche Ebene zum Untersuchungsge-
genstand gemacht werden.

Umweltschutzthematik die Kirchen zu einigen gemeinsamen Stellungnahmen veranlasst.
Vgl. bspw. Kirchenamt/ Sekretariat (1989).

3 Vgl. zur Entstehung und Chronologie des Gemeinsamen Wortes M. HEIMBACH-
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2. Die ökumenische Dimension

Der Konsultationsprozess war ursprünglich — dies sei an dieser Stelle
noch einmal in Erinnerung gerufen - nicht als ein ökumenischer geplant.3
Auf Initiative ihres Vorsitzenden entscheidet die Kommission VI der DBK
für gesellschaftliche und soziale Fragen Ende Juni 1993, für die Erarbei-
tung eines grundlegenden Wortes zur wirtschaftlichen und sozialen Lage
umfangreiche Konsultationen durchzuführen. Die durchweg positiv be-
werteten Konsultationen, die im Vorfeld des US—amerikanischen Wirt-
schaftshirtenbriefes „Wirtschaftliche Gerechtigkeit für alle“ (1986) und
des Sozialhirtenwortes der katholischen Bischöfe Österreichs (1990) reali-
siert wurden, haben die deutsche Kirche bestärkt, sich ebenso dieser recht
neuen Ausdrucksform kirchlicher Sozialverkündigung anzunehmen.4
Nachdem die Evangelische Kirche auf Empfehlung des Ständigen Rates
der DBK eingeladen wird, sich an den Konsultationen zu beteiligen, folgt
sie der Einladung und sagt im November 1993 ihre Mitarbeit zu. Auch die
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK) wird mit ihren Mitglieds-
kirchen in das Verfahren eingebunden.

Im Herbst 1993 wird eine erste ökumenische Arbeitsgruppe eingesetzt,
um eine vorläufige Diskussionsgrundlage zu erarbeiten. Die sich nun ab-
zeichnende Ökumenische Zusammenarbeit ist als eine äußerst erfreuliche
Tatsache zu bewerten, die nicht unbedingt selbstverständlich und in die-
ser konkreten Ausrichtung einmalig ist. Allerdings werden auch schnell

STEINS/A. LIENKAMP: Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit (1997), S.
15 — 32.

4 Vgl. dies.‚ S. 11 — 15; ferner zu den anderen Verfahren H.-J. HÖHN/M. HONE-
CKER: Konzeptionelle wirtschaftsethische Implikationen (1999), S. 750 — 752; F.
HENGSBACH: Gegen Unmenschlichkeit in der Wirtschaft (1987). Bestärkt sah sich die
Kommission ferner durch die Textpassage aus dem Apostolischen Schreiben Octogesima
adveniens Papst Pauls VI. von 1971: Die einzelnen christlichen Gemeinschaften „müs-
sen die Verhältnisse ihres jeweiligen Landes objektiv abklären, müssen mit dem Licht
der unwandelbaren Lehre des Evangeliums hineinleuchten und der Soziallehre der Kir-
che Grundsätze für ihre Denkweise, Normen für die Urteilsfindung und Direktiven für
die Praxis entnehmen [...]. Diesen einzelnen christlichen Gemeinschaften also obliegt es,
mit dem Beistand des Heiligen Geistes, in Verbundenheit mit ihren zuständigen Bischö-
fen und im Gespräch mit den anderen christlichen Brüdern und [Schwestern sowie] al-
len Menschen guten Willens darüber zu befinden, welche Schritte zu tun und welche
Maßnahmen zu ergreifen sind, um die gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politi-
schen Reformen herbeizuführen, die sich als wirklich geboten erweisen und zudem oft
unaufschiebbar sind.“ (0A 4). Hinsichtlich der später dazu kommenden ökumenischen
Dimension spielt der ökumenisch angelegte konziliare Prozess „Gerechtigkeit, Frieden,
Bewahrung der Schöpfung“ eine wesentliche Rolle.
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erste Schwierigkeiten offenkundig, denn immerhin treffen zwei Traditi-
onsstränge aufeinander, deren verschiedene theologisch-sozialethische
Denlcmuster und Argumentationsfiguren sich vor allem in den Grund-
lagenteilen niederschlagen werden.5 Auch weisen evangelische Denk—
schriften einen anderen Charakter auf als katholische Hirtenworte, die ei—
nen bedeutend höheren Verbindlichkeitsgrad beanspruchen als erstere.
Trotz dieser vorhersehbaren Schwierigkeiten zeigt sich, dass es letztlich
nicht unüberwindbare konfessionelle Gegensätze sind, welche die erste
Diskussionsgrundlage prägen, sondern positionelle Unterschiede in der
Sache.6

Nach Beendigung der Konsultationen im Februar 1996 wird erneut eine
ökumenische Redaktionsgruppe bestellt, der die nicht gerade dankenswer-
te Aufgabe zukommt, ein Papier zu erstellen, das zum einen in Verantwor-
tung des Rates der EKD und der DBK stehen sollte und zum anderen die
Konsultationsergebnisse der so genannten Basis zu berücksichtigen hatte.
Um dem endgültigen Wort klare Konturen zu verleihen, entschließt man
sich, einen gänzlich neuen Text zu entwerfen, der die Vorgaben der alten
Diskussionsgrundlage verlässt und einen anderen Aufbau erhält.7 Nach
ausführlichen Beratungen der neuen Textgrundlage im Herbst 1996 und
einer hektischen letzten Redaktionsphase um die Jahreswende 1996 / 97
wird am 28.02.1997 das von beiden Kirchenleitungen verabschiedete Pa-
pier der Öffentlichkeit präsentiert. Von seinem Selbstverständnis und An-
spruch her ist der Text ein Hirten- und kein Herdenwort. Angesichts der
zu überwindenden interkonfessionellen Schwierigkeiten und des immen-
sen organisatorischen Aufwands lässt sich der Konsultationsprozess mit
den Worten von Landesbischof Wolfgang Huber sicherlich als eine „klei-
ne Revolution“8 bezeichnen. In der unmittelbar nachfolgenden öffentli-
chen Diskussion zeigt sich allerdings, dass gerade die ökumenische Di-
mension des Papiers kaum zur Geltung kommt. Ihr wird keine Eigenbe-
deutung beigemessen. Speziell in der Anfangsphase werden vor allem

5 Vgl. zu den beiden Soziallehren der Kirchen H.-J. HÖHN/M. HONECKER: KODZEP‘
tionelle wirtschaftsethische Implikationen (1999).

6 So M. HEIMBACH-STEINS/A. LIENKAMP: Für eine Zukunft in Solidarität und Ge-
rechtigkeit (1997), S. 17, unter Bezug auf die Ausführungen von Landesbischof Klaus
Engelhardt.

7 Mit diesem Vorgehen war eine Reihe von Enttäuschungen verbunden, da sich viele
Eingaben an der ersten Diskussionsgrundlage orientiert hatten und somit in der neuen
Textgrundlage keine Berücksichtigung fanden. Vgl. hierzu M. HEIMBACH-STEINS/A.
LIENKAMP: Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit (1997), S. 26.

8 Zitiert nach M. HEIMBACH-STEINS/A. LIENKAMP: Für eine Zukunft in Solidarität
und Gerechtigkeit (1997), S. 27.
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wirtschaftliche und soziale Fragestellungen rezipiert und entsprechend
der jeweiligen Couleur ausgelegt. „Totgelobt —- miesgemacht?“9, so lautete
eine erste, eher als ernüchternde Frage formulierte Reaktion kurz nach
dem Erscheinen des Gemeinsamen Wortes. Sie signalisiert, dass die erste
Reaktionsphase recht extreme Positionen zu Tage gefördert hat, die eine
konstruktive Kritik im Sinne einer inhaltlichen Weiterentwicklung vorerst
hat vermissen lassen.

Der Methodik des Konsultationsprozesses Sehen — Urteilen — Handeln
folgend, spiegeln die Kapitel 3 und 4 die eigentlichen Kernpassagen des
Gemeinsamen Wortes wider.10 Sie legen das ethische Urteilsraster dar für
eine zukunftsfähige Gesellschaftsgestaltung aus christlichem Glauben. Be-
dauerlicherweise ist es den Kirchen in der öffentlichen Diskussion nicht
gelungen zu vermitteln, dass diese beiden Passagen den ethischen Schlüs-
sel für den Text bilden und daher eine andere Verbindlichkeit beanspru-
chen als die anderen.11 Bei der Textauslegung dürfte es das größte Pro-
blem gewesen sein, dass die meisten kirchenexternen Dialogpartner je-
weils ausschließlich ihre Gesellschaftsproblematik herausgefiltert haben
und den Text damit haben zu einem Steinbruch werden lassen, in dem je—
der für seine Position passende Argumente findet. Dem ureigensten Anlie-
gen der beiden Kirchen, eine ökumenische Wertgrundlage für gesell-
schaftliches Handelns zu finden, wird dieses Verhalten jedoch nicht ge-
recht. Es zeigt eher, Wie schwer es den gesellschaftlichen Dialogpartnern
fällt, sich auf kirchliche Leitfragen und Argumentationslinien einzulassen.

Selbst in den nach der Präsentation des Textes erschienenen Wissen-
schaftspublikationen zum Konsultationsprozess wird die ökumenische Di-
mension, wenn überhaupt, nur als Randerscheinung thematisiert.12 Dies
ist um so verwunderlicher, als sie für das zukünftige Selbstverständnis
der beiden Kirchen mit Blick auf gesellschaftliche Problemstellungen von
zentraler Bedeutung sein dürfte. Auch für eine ökumenische Sozialethik
liefert der Text wichtige Anhaltspunkte, die systematisch noch nicht ver-
tieft worden sind. Die ökumenischen Problemstellungen sowie deren
Reichweite, die ihre Wurzeln speziell im eigentlichen ökumenischen Herz-
stück Kapitel 3 haben, geraten erst in jüngster Zeit in das Blickfeld theolo-

9 So der Titel der Ausführungen von M. HEIMBACH—STEINS: Totgelobt — miesge-
macht? (1998) zur Rezeptionsgeschichte.
10 Vgl. zur Methodik M. HEIMBACH-STEINS: Sehen — Urteilen — Handeln (1995); B.

EMUNDS: Auf der Suche nach einem ethischen Schlüssel (1997), S. 46 —- 49.
11 Vgl. G. KRUIP: Die Kompetenz der Kirche für die Politik (1999), S. 126.
12 Vgl. bspw. die Publikationen von K. GABRIEL/W. KRÄMER (Hg.): Kirchen im ge-

sellschaftlichen Konflikt (1997) und B. NACKE (Hg.): Sozialwort der Kirchen (1997).



168 Ulrich Kazmierski /Helge Wulsdorf

gischer Betrachtung. Sie gilt es ebenso wie den diakonischen Auftrag der

Kirche erneut zu reflektieren, um auch in Zukunft gemeinsam in der öf-

fentlichen Diskussion Stellung beziehen zu können. Denn hinsichtlich Ge-
meinsamer Worte zu gesellschaftspolitischen Fragen wird ausdrücklich
gesagt, dass der vorliegende Text kein letztes Wort sei. Weitere Stellung-
nahmen werden folgen. Die Gemeinsame Erklärung „Verantwortung und
Weitsicht“ zur Reform der Alterssicherung im Jahr 2000 ist ein erster
Schritt, diese Vorgabe einzulösen.

a) Kapitel 3 des Gemeinsamen Wortes: Das ökumenische Herzstück

Aus ökumenischer Sicht ist speziell das dritte Kapitel — überschrieben mit
„Perspektiven und Impulse aus dem christlichen Glauben“ — von zentraler

Bedeutung. In ihm wird mit am deutlichsten, dass es sich bei dem Ge-
meinsamen Wort um ein Konsenspapier handelt, das bestimmte Kompro-

misse erfordert. Ökumenischer Ausgangs— und Zielpunkt jeglicher Gesell-
schaftsaktivität ist der Mensch:

„Er ist als Bild Gottes, als das ihm entsprechende Gegenüber geschaffen
und so mit einer einmaligen unveräußerlichen Würde ausgezeichnet. [...]
Zugleich ist er mit der Verantwortung für die ganze Schöpfung betraut; der
Mensch soll Sachwalter Gottes auf Erden sein [...]. So ist der Mensch ge-
schaffen und berufen, um als leibhaftes, vemunftbegabtes, verantwortli-
ches Geschöpf in Beziehung zu Gott, seinem Schöpfer, zu den Mitmen-
schen und zu allen Geschöpfen zu leben. Das ist gemeint, wenn vom Men-
schen als Person und von seiner je einmaligen und unveräußerlichen Wür-
de als Person die Rede ist“ (GW 93).

Im weiteren Textverlauf wird der Mensch ferner beschrieben als ein sei-
ner ursprünglichen Bestimmung entfremdetes Wesen, das bereits durch
Jesus Christus erlöst ist. Als Individuum und Gemeinschaftswesen sowie
als das zur Freiheit befreite Wesen hat der Mensch sein Leben eigen-
verantwortlich zu gestalten.13 Insgesamt präsentiert der Text ein Men-
schenbild, das sehr breit angelegt ist, ohne dass die einzelnen Aspekte ver-
tieft und zueinander in Beziehung gesetzt werden. Das Menschenbild be-
steht, anders formuliert, aus einer Aneinanderreihung anthropologischer

Topoi, die einen roten Argumentationsfaden vermissen lässt. Konfessions-
spezifische Nuancen werden zwar aufgeführt — so verfolgt die katholische
Theologie traditionell eher eine substanzontologische Anthropologie, wäh-

13 Hierfür sind die Textpassagen GW 91 f. und 94 — 99 heranzuziehen.
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rend die evangelische einer relationsontologischen zugeneigt ist14 —‚ je—
doch nicht als solche ausgewiesen und schon gar nicht gewichtet. Ob sich
die konfessionsgebundenen Unterschiede gegenseitig ausschließen oder
möglicherweise ergänzt werden können, bleibt offen und deutet auf weite-
ren Iflärungsbedarf hin. Mittlerweile zeichnen sich in der ökumenischen
Diskussion deutliche Fortschritte ab, die nicht mehr von schroffen Gegen—
sätzen, sondern von eventuellen Konvergenzen bestimmt zu sein schei-
nen.15

Wie der obige Textabschnitt des Gemeinsamen Wortes zeigt, wird die
Definition des Menschen als Ebenbild Gottes relativ unvermittelt zusam-
mengefasst unter dem Personbegriff. Ebenbildlichkeit wie auch Personbe-
griff begründen, so der Text, die je einmalige und unveräußerliche
menschliche Würde. Für die christliche Rede vom Menschen spielt gerade
der Personbegriff eine, wenn nicht sogar die zentrale Rolle. Er ist bereits
1989 in der Gemeinsamen Erklärung des Rates der EKD und der DBK,
„Gott ist ein Freund des Lebens“, als ökumenische Grundlage angeführt,
aber in späteren Papieren nicht weiter vertieft worden.

„Der Begriff der Person ist dabei die in einem einzigen Wort konzentrierte
Zusammenfassung dessen, was die christliche Tradition über das Sein und
die Würde des Menschen zu sagen hat, und charakterisiert das qualitativ
Einmalige des menschlichen Lebens in seinem Zusammenhang mit dem Le-
ben der Natur wie in seiner Unterschiedenheit von der übrigen Natur.“16

Womöglich bietet dieser Textabschnitt einen geeigneten Ausgangspunkt
für das ökumenische Gespräch hinsichtlich eines gemeinsamen Person-
konzeptes, das wiederum die Grundlage für weitere ökumenische Texte

bildet. Soll der Personbegriff nicht zu einer „black box“17 verkommen, die
weiteren Begriffsverschleierungen und -aushöhlungen Vorschub leistet,
sind seine traditionsbedingten Unterschiede und dogmatischen Divergen-
zen systematisch aufzuarbeiten und zusammenzuführen.18 Es ist dabei

14 Vgl. hierzu und zu den nachfolgenden Gedanken M. HEIMBACH-STEINS: Christli-
che Sozialethik (2000). 80-
15 Vgl. bspw. die Publikationen von H. KREß: Der Begriff der Person (1995) und H.

SCHLÖGEL: Mensch — Person (1998); ferner auch M. HEIMBACH-STEINS: Mit einer
Stimme? (1999).

16 Kirchenamt/Sekretariat: Gott ist ein Freund des Lebens (1989), S. 42. Nach H.
SCHLÖGEL: Mensch — Person (1998), S. 22, ist nicht ohne weiteres davon auszugehen,
dass diese Definition Kernbestandteil nachfolgender ökumenischer Texte ist.

17 M. HEIMBACH-STEINS: Christliche Sozialethik (2000), 80. Vgl. hierzu auch W.
THÖNISSEN: ,...zum Leben ermutigen‘ (2001).

18 Dieser Aufgabe hat sich eine ökumenisch zusammengesetzte wissenschaftliche Ex-
pertengruppe angenommen. Neben dem Menschenbild sind Fragen biblischer Hermeneu-
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insbesondere der Gefahr vorzubeugen, dass bestehende Lehrunterschiede
nicht mit abstrakten Kompromissformeln übertüncht werden. Für die öku-
menische Zusammenarbeit bedarf es also zuerst einmal einer systemati-
schen Neuvermessung des christlichen Menschenbildes. Möglicherweise
lässt sich der Personbegriff als ein „interpretationsoffenes Rahmenkon-
zept“19 konstruieren, das die verschiedenen Nuancen einbindet und deren
Stellenwert für eine ökumenische Gesamtkonzeption markiert. Hinsicht-
lich der methodischen Vorgehensweise im ökumenisch—sozialethischen Ge-
spräch bietet es sich eventuell an, auf die bei der Gemeinsamen Erklärung
zur Rechtfertigungslehre (31.10.1999) angewandte Methode des so ge-
nannten differenzierten Konsenses zurückzugreifen.

Ein tragfähiges Personkonzept ist allein schon deswegen wichtig, weil
das Menschenbild die wesentliche Gelenkstelle zu den weiterführenden
ethischen Perspektiven und gesellschaftlichen Leitbegriffen präsentiert.
Im Gemeinsamen Wort werden als solche das Doppelgebot der Gottes— und
Nächstenliebe, die vorrangige Option für die Armen, Schwachen und Be-
nachteiligten, Gerechtigkeit, Solidarität und Subsidiarität sowie Nachhaltig-
keit angeführt. Es ist durchaus begrüßenswert, dass sich hinsichtlich des
kirchlichen Auftrags zur Weltgestaltung aus Glauben ein Konsens bei den
ethischen Perspektiven abzeichnet.20 Der Gemeinsame Text legt für eine
ökumenische Sozialethik unverzichtbare Grundsteine. Eine zukunftsge—
rechte Gesellschaft wird womöglich auf den (Sozial-)Prinzipien der Perso-
nalität, Solidarität, Subsidiarität und Nachhaltigkeit aufzubauen sein."-1
Das Gemeinsame Wort lässt solch eine systematisierende Interpretation
gesellschaftlicher Gestaltungsprinzipien allerdings (noch) nicht in dieser
Stringenz zu. Da die Zuordnung der einzelnen Perspektiven zueinander

tik und ekklesiologischen Selbstverständnisses behandelt worden. Vgl. hierzu eine erste
Dokumentation von M. HEIMBACH-STEINS: Christliche Sozialethik (2000) sowie neuer-
dings das ZEE-Themenheft Nr. 2 (2001) zu Ansätzen einer gemeinsamen Ethik.

19 M. HEIMBACH-STEINS: Christliche Sozialethik (2000), 80. Von einem eindeutig um-
rissenen Konsensbegriff dürfte dagegen Abstand zu nehmen sein.
20 Eine Frage jedoch, „in der weder zwischen den Kirchen noch innerhalb der konfes—

sionellen Ekklesiologien Eindeutigkeit besteht, betrifft die Zuordnung von Verkündi-
gungsauftrag und Auftrag zur Weltgestaltung als Aspekte der Identität von Kirche; Ist
der Auftrag der Weltgestaltung eine Funktion des Verkündigungsauftrages‚ mithin die-
sem untergeordnet, oder handelt es sich um zwei gleichursprüngliche, dialektisch mit-
einander verwobene Aspekte des einen Auftrags zur Weitergabe des Evangeliums?“ (M,
HEIMBACHQSTEINS: Christliche Sozialethik (2000), 82 f.).
21 So R. MARX: Die Entwicklung eines neuen Wertekonsenses (2000), S. 103 — 105.

Wichtige Ansatzpunkte für eine mögliche ökumenische Sozialethik finden sich bei M.
HEIMBACHwSTEINS: Mit einer Stimme? (1999).
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im Text offen bleibt, werden ihre Anwendung und Vernetzung mit den an-
deren Textteilen erheblich erschwert.22

Die Schärfung des christlichen Menschenbildes und die systematische
Zuordnung gesellschaftsgestaltender Perspektiven sind aber nicht nur für
die zwischenkirchliche Ebene wichtig, auf der sie das ökumenische Fun-
dament für eine Gesellschaftsordnung aus christlichem Glauben darstel-
len. Sie sind genauso für die kirchenextemen Dialogpartner bedeutend, da
diese sich von der Stringenz theologisch-ethischer Argumentation über-
zeugen lassen müssen. Darüber hinaus agieren wirtschafts- und sozialwis-
senschaftliche Theorien mit ganz unterschiedlichen Menschenbildem. So
ist beispielsweise zu prüfen, inwieweit sich das von den Wirtschaftswis-

senschaften favorisierte Konstrukt des so genannten homo oeconomicus
mit dem christlichen Menschenbild verträgt oder zu einer Verkürzung
führt, die einer menschengerechten Gesellschaftsgestaltung womöglich so-
gar abträglich ist. Gerade weil der Mensch fundamentaler Bezugspunkt
von Wirtschaft und christlicher Weltgestaltung ist und weil sich Sinn und
Zweck wirtschaftlichen Handelns nicht vom Menschen abstrahieren las-
sen, sind bezüglich des Menschenbildes interdisziplinäre Gespräche un-
verzichtbar.

b) Der diakonische Auftrag der Kirche:
Der Dienst an Mensch, Gesellschaft und Schöpfung

Um die AbSiCht und Argumentation des Gemeinsamen Wortes zur wirt-
schaftlichen und sozialen Lage rekonstruieren zu können, ist danach zu
fragen, was die Kirchen mit ihrem Papier überhaupt bezwecken wollten.

In der ersten hinführenden These heißt es: „Die Kirchen wollen nicht
selbst Politik machen, sie wollen Politik möglich machen. “23 Die Kirchen

verstehen sich weder als eine politische Institution noch als Teil des politi-
schen Systems im engeren Sinn. Entsprechende Kompetenzen würden ih-
nen auch von der Gesellschaft nicht zugestanden. Die Kirchen sehen ih-

1'611

22 Ähnlich auch die Kritik von B. EMUNDS: Auf der Suche nach einem ethischen
Schlüssel (1997), S. 58 - 63. Für ihn stellen die Perspektiven lediglich ein unvernetztes

Sammelsurium dar.
23 GW 4. Mit anderen Worten: „Die Kirchen sehen es [...] nicht als ihre Aufgabe an,

detaillierte politische oder ökonomische Empfehlungen zu geben. Es ist auch nicht ihre
Sache, zu aktuellen politischen Streitfragen Stellung zu beziehen und eine SchiedsriCh.
terrolle zu übernehmen. Die Kirchen sehen ihren Auftrag und ihre Kompetenz vor al-

lem darin, für das einzutreten, was dem solidarischen Ausgleich und zugleich dem Ge-
meinwohl dient“ (Vorwort GW).
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„Auftrag und ihre Kompetenz [...] auf dem Gebiet der Wirtschafts— und So-
zialpolitik vor allem darin, für eine Wertorientierung einzutreten, die dem
Wohlergehen aller dient. Sie betrachten es als ihre besondere Verpflich-
tung, dem Anliegen jener Gehör zu verschaffen, die im wirtschaftlichen
und politischen Kalkül leicht vergessen werden, weil sie sich selbst nicht
wirksam artikulieren können: der Armen, Benachteiligten und Machtlosen,
auch der kommenden Generationen und der stummen Kreatur. Sie wollen
auf diese Weise Voraussetzungen für eine Politik schaffen, die sich an den
Maßstäben der Solidarität und Gerechtigkeit orientiert.“24

Das Gemeinsame Wort lässt sich daher nicht — wie immer wieder zu hö-
ren ist —— auf die Begriffe Sozialwort oder gar Wirtschaftswort verkürzen.
Es ist eine gesellschaftspolitische Stellungnahme, die auf die Politik insge-
samt ausgerichtet ist und damit sowohl sozial- als auch wirtschafts— und
umweltpolitische Aspekte beinhaltet. Gesellschaftspolitik in einem umfas-
senden Sinn ist also der Fokus für das eigentliche Verständnis des Textes.
Mit dieser Ausrichtung wird dann auch deutlich, dass es den Kirchen dar-
um geht, im Rahmen des Konsultationsprozesses einen gesellschaftlichen
Grundkonsens zu bilden. Die Kirchen gehen davon aus, dass Gesellschaft,
Politik und Wirtschaft auf einen ethischen Grundkonsens angewiesen
sind. Politik — egal ob als Wirtschafts-, Sozial- oder Umweltpolitik -— findet
niemals wertfrei statt. Sie ist wie alle anderen gesellschaftlichen Teilberei-
che ebenfalls immer wertgebunden.

Gerade in einer Zeit massiver gesellschaftlicher Umbrüche gilt es erst
einmal, den gesellschaftlichen Grundkonsens neu zu bestimmen und seine
Einzelaspekte auszuloten. Solch ein Konsens

„ermöglicht eine Verständigung unter den Bürgerinnen und Bürgern über
die wichtigsten Perspektiven einer zukunftsfähigen Gesellschaft und eröff-
net Wege zur Bewältigung der bedrängenden wirtschaftlichen und sozialen
Probleme. Grundkonsens meint nicht Harmonie, sondern ein ausreichen-
des Maß an Übereinstimmung trotz verbleibender Gegensätze. [...] Zu vie-
len Fragen gibt es keinen wirklichen Konsens in der Bevölkerung, sondern

24 GW 4. „Die zitierte Formel, die Kirchen wollten nicht selbst Politik machen, son.
dem Politik möglich machen und politische Handlungsspielräume erweitern, wird dann
problematisch, wenn dabei übersehen wird, dass dies nicht Aufgabe der Kirchen allein,
sondern aller Akteure in der Zivilgesellschaft ist. Auch staatliche Organe, Parteien, In-
teressengruppen und Vereine haben die Aufgabe, durch ihr ,Politik-Machen‘ und dar-
über hinaus, die Verständigung über Werte und Ziele in unserer Gesellschaft weiterzu-
entwickeln und voranzutreiben. Faires und konstruktives ,Politik-Machen‘ ist selbst die
wichtigste Bedingung der Möglichkeit von Politik. Es wäre fatal, wollten Kirchenleitun.
gen innerhalb demokratischer Gesellschaften sich anmaßen, allein für das Grundsätzli-che zuständig zu sein“ (G. KRUIP: Die Kompetenz der Kirche für die Politik (1999), S,
123)
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nur ein Hinnehmen von Kompromissen. Um so wichtiger wird jedoch eine
Übereinstimmung über bestimmte Grundelemente der sozialen Ordnung,
auf deren Grundlage dann geregelte Verfahren entwickelt werden können,
um die unterschiedlichen Überzeugungen und Lagebeurteilungen miteinan—
der zu einem Ausgleich zu bringen und Entscheidungen zu ermöglichen,
mit denen alle Beteiligten leben können“ (GW 126 f.).

Für die Kirchen setzt sich der ethische Grundkonsens einer zukunftsfähi—
gen Gesellschaft zusammen aus den Menschenrechten, einer freiheitlich-
sozialen Demokratie, einer ökologisch-sozialen Marktwirtschaft, einem (mo-
ralischen) Menschenrecht auf Arbeit und einem neuen Arbeitsverständnis,
einer erneuerten auf Solidarität basierenden Sozialkultur sowie einer inter-
nationalen Verantwortung. Diese in Kapitel 4 des Gemeinsamen Wortes
dargelegten Eckpunkte präsentieren sozusagen die profane Übersetzung
der christlich-ethischen Perspektiven aus Kapitel 3. Die Kirchen lassen
sich damit bewusst auf eine zunehmend durch Säkularisierung, Pluralisie-
rung und Individualisierung — um nur einige Schlagworte anzuführen —
gekennzeichnete Gesellschaft ein. Das Papier ist damit zugleich auch Aus-
druck eines sich wandelnden kirchlichen Selbstverständnisses. Die Kir-
chen müssen, um in der Öffentlichkeit überhaupt Gehör zu finden, ihre
Botschaft transformieren in die Sprache und in die Wertkategorien der ak—
tuellen politischen Landschaft.25 Nur so können sie in heutiger Zeit ihrem
Öffentlichkeitsauftrag26 nachkommen. Um diesen Auftrag erfüllen zu kön-
nen, müssen sie sich als offene und öffentliche Kirchen darstellen”, die
sich in besonderer Weise dem Dienst an Mensch, Gesellschaft und Schöp-
fung verpflichtet wissen. In einer pluralistischen Gesellschaft agieren die
Kirchen maßgeblich als regulative intermediäre Institutionen. Sie vermit-
teln sowohl zwischen dem Einzelnen und seinen gesellschaftlichen Zusam-
menhängen als auch zwischen dem Einzelnen und der geglaubten Wirk-
lichkeit Gottes.28

25 Ob dieser Transformationsprozess gelungen ist, muss an dieser Stelle offen bleiben,
Die mangelnde Vernetzung der Kapitel 3 und 4 signalisiert bereits, dass die Verbin-
dungslinien zwischen christlicher und profaner Ethik nicht stringent verlaufen. Vgl.
hierzu B. EMUNDS: Auf der Suche nach einem ethischen Schlüssel (1997).
26 Vgl. hierzu J. WIEMEYER/W. LOCHBÜHLER/J. WOLF (Hg.): Der Öffentlichkeits-

auftrag der Kirche (1999) mit weiteren Angaben.
27 So das Verständnis von Kirche bei W. HUBER: Kirche in der Zeitenwende (1998), S.

97 - 162.
28 So ders., ebd., S. 269. Kirche vermittelt sowohl in horizontaler als auch in vertika-

1er Richtung. Der Standort der Kirchen ist hierbei die Zivilgesellschaft. Sie dient als Ent.

faltungsort kirchlichen Selbstverständnisses. Vgl. zur Kirche in der Zivilgesellschaft aus
katholischer Sicht H. WULSDORF: Die Zivilgesellschaft als Ort kirchlicher Entfaltung
(2000) und aus evangelischer J. FINGERLE: Zivilgesellschaft und Kirche (2000).
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Der Konsultationsprozess ist ein gelungenes Beispiel dafür, dass sich die
Kirchen in die vielfältigsten Kommunikationsprozesse zwischen staatli-
chen und nicht-staatlichen Akteuren als gesellschaftsprägende und gesell-
schaftsgestaltende Größe kritisch wie konstruktiv einbringen können. Si-
cherlich wird kaum jemand den Kirchen das Recht streitig machen, sich
am allgemeinen gesellschaftlichen Diskurs zu beteiligen und auf einen ge-
meinsamen Wertekonsens hinzuzielen. Ob sich die Kirchen in diesem Dis-
kurs allerdings als kompetent erweisen, ist wesentlich davon abhängig, ob
die breite Öffentlichkeit ihre Äußerungen als konstruktiv und zukunfts-
weisend erfährt und diejenigen, die das Papier zu verantworten haben, als
Stellvertreter ihrer jeweiligen Gruppierungen anerkannt werden. Kompe-
tenz wird man den Kirchen im öffentlichen Diskurs nur dann zugestehen,
wenn sie ihre Fähigkeit und Zuständigkeit unter Beweis stellen.29

„Sowohl für die von [... ihnen] formulierten Prinzipien und Grundsätze
wie auch für konkrete Einzelforderungen [...], die rational zustimmungs-
fähig sein und zugleich die motivierende Kraft des christlichen Glaubens
erkennen lassen sollen, [... wollen und können die Kirchen] keine andere
Kompetenz und Verbindlichkeit in Anspruch nehmen, als sie aus der
Prägnanz der Analyse, der Überzeugungskraft der vorgetragenen Argumen-
te und der Praktikabilität der vorgeschlagenen Maßnahmen hervorgeht.“3°

Seitens der Kirchen ist bei der Formulierung gemeinsamer Prinzipien und
Forderungen darauf zu achten, dass sie sich nicht konturlos auf Allge-
meinplätzen verlieren und einem Sprachstil anheim fallen, der nicht mehr
in die aktuelle Sprachwelt transformierbar ist. Der unbestreitbare ökume-
nische Wert des Gemeinsamen Wortes zur wirtschaftlichen und sozialen
Lage besteht vor allem darin, dass beide Kirchen in bislang nicht gekann-
ter Weise einen differenzierten Grundlagenteil erarbeitet haben, der für

29 Denn „Kompetenz bedeutet sowohl ,Fähigkeit‘ als auch ,Zuständigkeit‘, wobei beide
zweistellige Relationen bezeichnen (,Wer‘ darf ‚was‘? ,Wer‘ kann ‚was‘?)‚ ‚Fähigkeiten‘

und ,Zuständigkeiten‘ werden häufig durch Verfahren erwiesen bzw. zuerkannt, z. B.
Ausbildungswege und Prüfungen im Falle der ersten, Wahlen oder Emennungen etc.
im Falle der zweiten, wobei in der Regel bestimmte ,Fähigkeiten‘ auch als Vorausset-
zung für bestimmte ,Zuständigkeiten‘ gelten. Es gibt aber auch ‚Zuständige‘‚ die sich als
,unfähig‘ erweisen und zunächst ,unzuständige‘, später aber auf Grund erwiesener
‚Fähigkeiten‘ informell anerkannte Autoritäten. Wer ‚zuständig‘ ist, muss sich die Fol-
gen des in dieser ‚Zuständigkeit‘ vollzogenen Handelns auch zurechnen lassen, d. h. g f.
damit rechnen, die ,Zuständigkeit‘ wieder entzogen zu bekommen“ (G. KRUIP: Die Kom-
petenz der Kirche für die Politik (1999), S. 116 f.).
30 H.-J. HÖHN/M. HONECKER: Konzeptionelle wirtschaftsethische Implikationen

(1999), 755. Höhn bezieht diese Aussage zwar auf die katholische Sozialverkündigung‚
Sie lässt sich aber ohne weiteres auf das Vorgehen der beiden Kirchen bezüglich gesell-
schaftlicher Fragen übertragen.



Das Gemeinsame Wort der Kirchen zur wirtschaftlichen und sozialen Lage 175

das ldrchliche Selbstverständnis im Bereich der politischen Diakonie prä—
gend ist. Wenngleich der Text auch noch eine Reihe kompromisshafter
Formeln enthält, deren Inhalte noch systematisch vertieft werden müssen,
erweisen sich die Kapitel 3 und 4 als wesentliche Bausteine für eine zu-
künftige Ökumenische Sozialethik. Man wird dem vorliegenden Text si-
cherlich zugute halten müssen, dass er keine wissenschaftlich—systemati—
sche Abhandlung ist, sondern Sozialverkündigung. Der von den Kirchen
zusammengetragene Grundkonsens für eine zukunftsfähige Gesellschaft
ist gleichzeitig ein Konsens zwischen den Kirchen. Hierin sehen beide Kir-
chen ihren Beitrag zu einer neuen Sozialkultur, die von Kategorien Solida-
rität und Gerechtigkeit geprägt sein soll. Um auf aktuelle gesellschaftspoli—
tische Fragen reagieren zu können, ist diese gemeinsame Wertgrundlage
unverzichtbar. Ohne sie würde ein ökumenischer Konsens wahrscheinlich
schnell wieder zerbrechen.

Wollen die Kirchen allerdings aktiv an der Gesellschaftspolitik teilha-
ben, müssen sich die Absender Gemeinsamer Worte mehr aus der Reserve
trauen.31 Ihre Positionsbestimmung muss Profil haben und einen klaren
Standort zum Ausdruck bringen. Diskursive Verfahren stellen ein geeigne-
tes Verfahren kirchlicher Sozialverkündigung in einer pluralistischen Ge—
sellschaft dar. Sie sind am ehesten geeignet, anschlussfähig an die wirt-
schafts- und sozialwissenschaftliche Diskussion und kompatibel mit der
Eigenlogik des jeweiligen gesellschaftlichen Teilbereichs zu sein. Ob dies
wirklich zutrifft oder sich lediglich als kirchliches Wunschdenken ent—

puppt, kann letztlich nur vom externen Dialogpartner beurteilt werden.
Gelingt es den Kirchen, wirtschaftlich Sachgemäßes und ethisch Menschen-
gerechtes derart in Beziehung zu setzen, dass sie einen konstruktiven Bei-
trag zur politischen Gesellschaftsgestaltung leisten, auf den sich andere
einlassen können? Eine Antwort auf diese Frage lässt sich mit Hilfe der
Wirtschaftswissenschaften finden.

3. Das Gemeinsame Wort als wirtschaftspolitische Ut0pie?

Arbeitslosigkeit abbauen, Sozialstaat reformieren, ökologischen Struktur-

wandel voranbringen, europäische Einigung vertiefen und erweitern so-
wie Wahrnehmung der Verantwortung in der Einen Welt — das sind die
zentralen gesellschaftspolitischen Ziele des Gemeinsamen Wortes, wie sie

31 So M. HEIMBACH-STEINS: Christliche Sozialethik (2000), 83.
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im 5. Kapitel formuliert werden. Das Erreichen dieser Ziele ist mit kon-
kreten Veränderungen in unserer Gesellschaft verbunden. Vom Anspruch
her will das Gemeinsame Wort kein alternatives Sachverständigengutach-
ten oder ein fertiges wirtschaftspolitisches Programm vorlegen, in dem
„die Ziele und Wege detailliert“ vorgeschrieben werden, sondern es ver—
steht sich als eine gesellschaftspolitische Stellungnahme, mit der die Kir-
chen Richtungshinweise liefern: „Die wollen zum Handeln ermutigen und
so deutlich machen, dass es Lösungswege gibt“ (GW 166). Ist diese gesell-
schaftspolitische Stellungnahme mit ihren Richtungshinweisen eine trag-
fähige und ernst zu nehmende Diskussionsgrundlage auch für die Wirt-
schaftswissenschaft? Im Folgenden werden wir dieser Frage nachgehen,
indem wir unsere Überlegungen auf das Ziel „Arbeitslosigkeit abbauen“
fokussieren, das als stellvertretend für die anderen gesellschaftspoliti-
schen Ziele betrachtet wird.

a) Wirtschaftspolitische Vorstellungen des Gemeinsamen Wortes
zum Ziel „Arbeitslosigkeit abbauen“

Das Problem der „lang anhaltenden Massenarbeitslosigkeit“ wird im 2.
Kapitel des Gemeinsamen Wortes als „drängendste politische, wirtschaftli-
che und soziale Herausforderung“ behandelt und festgestellt: „Die kata-
strophale Lage auf dem Arbeitsmarkt ist weder für die betroffenen Men-
schen noch für den sozialen Rechtsstaat hinnehmbar“ (GW 49). Arbeitslo-
sigkeit ist eben „kein unabwendbares Schicksal, dem Politik, Wirtschaft
und Gesellschaft hilflos ausgesetzt wären“ (GW 167). Der Abbau der Ar-
beitslosigkeit wird im Gemeinsamen Wort nicht nur als notwendig, son-
dern auch als möglich angesehen. Es komme „darauf an, dass die Soziale
Marktwirtschaft unter Beweis stellt, dass sie ein Problem wie die langan-
haltende Massenarbeitslosigkeit lösen kann und damit einer Wirtschafts-
ordnung ohne soziale Verpflichtung überlegen ist“ (GW 167). Im Einzel—
nen liefert das Gemeinsame Wort folgende Richtungshinweise zur Redu—
zierung der Massenarbeitslosigkeit:

— Schaffung neuer Arbeitsplätze am regulären Arbeitsmarkt. Die Lohn-
und Gehaltssteigerungen sind dabei am Produktivitätsfortschritt festzu-
machen, damit die Lohnstückkosten konstant bleiben können (vgl. GW
169).

— Allgemeine Verbesserung der Rahmenbedingungen. Dies beinhaltet
eine umfassende Reform der Steuer- und Abgabensysteme mit dem
Ziel, die Steuer— und Abgabenbelastung zu mindern und diese Systeme
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zugleich arbeitsplatzfördernd und sozial gerechter zu gestalten. Des
Weiteren wird als notwendig erachtet: Verstärkung der Anreize für
technologische und wirtschaftliche Innovationen, Erschließung zusätz-
licher Beschäftigungspotentiale und Beschäftigungsfelder und eine
Verbesserung des Ausbildungssystems, das Bildung und Ausbildung als
lebenslange Aufgabe begreift (vgl. GW 170).

— Förderung von Selbständigkeit und unternehmerischer Initiative, ins-
besondere in den beschäftigungsintensiven kleinen und mittleren Be-
trieben des Handwerks und des Mittelstands. Hierbei müssen in allen
Wirtschaftsbereichen die Arbeitnehmer der Zukunft zu selbständigem
und eigenverantwortlichem Arbeiten fähig sein (vgl. GW 171).

— Teilen der Erwerbsarbeit: Arbeitszeitverringerung ohne vollen Lohn—
ausgleich, mehr Teilzeitarbeitsplätze, Abbau von Überstunden, Arbeits-
zeitflexibilisierung (mit kürzeren oder auch längeren Arbeitszeiten).
Ergänzt wird diese Maßnahme durch den Hinweis der Verbesserung
der betrieblichen Ergebnisse durch „partnerschaftliche Unternehmens-
verfassung und partizipative Betriebsführung“, die „eine höhere Moti—
vation und Kreativität der Beschäftigten sowie eine höhere Identifikati-
on mit dem Betrieb fördern“ (GW 172).

— Gestaltende Arbeitsmarktpolitik: Qualifizierung von Arbeitslosen und
den davon Betroffenen, Verbesserung der beruflichen Integration von
Langzeitarbeitslosen. Das Motto müsse lauten: „Arbeit statt Sozialhil—
fe“, z. B. als Förderung von Beschäftigungsgesellschaften und Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen: „Auch angesichts knapper öffentlicher Kas-
sen bleibt es sinnvoller, Arbeit statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren. Ar-
beit ist genügend vorhanden. Es müssen Mittel und Wege gefunden
werden, den gesellschaftlichen Reichtum so einzusetzen, dass sie auch
bezahlt werden kann“ (GW 174).

—— Dezentrale Arbeitsmarktpolitik: Förderung von lokalen Beschäfti-
gungsinitiativen (vgl. GW 175).

— Überwindung der Dominanz der Erwerbsarbeit und gesellschaftliche
Anerkennung von verschiedenen Formen der Arbeit in Familien, eh-
renamtlichen Tätigkeiten (vgl. GW 176).

Auch wenn diese Richtungshinweise aus ökonomischer Sicht nicht sehr

systematisch vorgetragen werden, so ist doch die Breite der möglichen Lö-
sungswege sichtbar. Das Problem Massenarbeitslosigkeit soll auf den un-

terschiedlichsten gesellschaftlichen Ebenen angegangen werden, und zwar
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im Sinne einer solidarischen Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Als unver-
zichtbare Voraussetzung für eine erfolgreiche Umsetzung der Lösungswe-
ge fordert das Gemeinsame Wort einen gesellschaftlichen Grundkonsens:
„Ohne einen breiten Grundkonsens in der Gesellschaft, ohne konzertierte
Bemühungen, ohne ein gemeinsames Zusammenwirken der unterschiedli-
chen Verantwortungsträger kann es keine Fortschritte geben“ (GW 168).
Damit agiert das Gemeinsame Wort auf zwei Ebenen: Auf einer überge—
ordneten Ebene soll der Grundkonsens neu „gebildet, gestärkt und ver-
breitert“ werden (vgl. GW 44). Es wird deutlich gemacht, dass ein solcher
Grundkonsens eine notwendige Voraussetzung für sozialverträgliche Kon-
fliktregelungen und Kompromissfindungen ist, andererseits aber auch kei-
ne Selbstverständlichkeit darstellt und von der Gesellschaft stets aufs
Neue geschaffen und erhalten werden muss. Somit bildet der Grundkon-
sens den Rahmen für eine erfolgreiche Umsetzung der Richtungshinweise
zum Abbau der hohen Arbeitslosigkeit, der zweiten Ebene.

Damit kommen wir zu unserer Ausgangsfrage zurück: Ist die Forderung

nach einem breiten Grundkonsens in der Gesellschaft und den darauf ba-
sierenden Lösungsvorschlägen zum Abbau der Arbeitslosigkeit auch für
die Wirtschaftswissenschaft eine tragfähige und ernst zu nehmende Dis-
kussionsgrundlage? An dieser Frage entscheidet sich auch die Dialogfähig-
keit zwischen den Kirchen und der Wirtschaftswissenschaft angesichts
der bestehenden gesellschaftlichen Herausforderungen.

Diese zentrale Frage lässt sich weder mit einem klaren Ja noch mit einem

klaren Nein beantworten, weil es in der Wirtschaftswissenschaft und -po-
litik keine einheitliche Position gibt. Letztlich spaltet sich die Wirtschafts-
wissenschaft in zwei paradigmatisch konkurrierende Lager:

— Die Vertreter der neoliberalen Marktgesellschaft folgen dem Motto:

„Mehr Markt — weniger Staat“. Sie gehen in ihrer Ursachenanalyse als

auch in den darauf aufbauenden wirtschaftspolitischen Empfehlungen
von einem wirkungsmächtigen Marktmechanismus aus und betrachten

wirtschaftspolitische Probleme in erster Linie als Folge von Belastun-

gen und Einschränkungen der Selbstheilungskräfte des Marktes.

- Die Vertreter der sozialen Marktwirtschaft betonen dagegen die Viel-
falt von Nicht-Markt—Institutionen zwischen Markt und Staat, ohne die
eine soziale Marktwirtschaft nicht funktionieren kann. In ihrer Ursa-
chenanalyse und den darauf aufbauenden wirtschaftspolitischen Emp—
fehlungen dominiert die Überzeugung, dass ein rein marktwirtschaftli-
ches System weder ökonomisch stabil ist noch soziale Harmonie mit
sich bringt. Wirtschaftspolitische Probleme lassen sich also nicht nur
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durch den Marktmechanismus beseitigen, sondern erfordern insbeson—

dere eine große Vielgestaltigkeit institutioneller Arrangements, die zwi-

schen Markt und Staat liegenf"2

Im Folgenden werden diese beiden paradigmatischen Positionen mit ihren
Vorstellungen zum Abbau der Arbeitslosigkeit vorgestellt und miteinander

verglichen. Hierbei werden wir zwei renommierte Ökonomen zu Wort

kommen lassen, die sich mit dem Gemeinsamen Wort auseinander gesetzt

bzw. am Konsultationsprozess aktiv teilgenommen haben: Carl Christian

von WEIZSÄCKER und Siegfried KATTERLE.

b) Neoliberale Marktgesellschaft und die Selbstheilungskräfte des Marktes

Carl Christian von WEIZSÄCKERS These lautet: „Ich bin der Meinung,
dass unsere gegenwärtigen sozialstaatlichen Institutionen die Hauptursa-
che für unsere Beschäftigungsprobleme darstellen.“33 Seine These begrün-
det v. WEIZSÄCKER damit, dass „unsere sozialstaatlichen Errungenschaf-
ten“ gerade beim Arbeitsmarkt die Marktkräfte so weit eingeengt haben,

dass von Marktwirtschaft nicht mehr die Rede sein könne. Der Arbeits-

markt sei kein Markt mehr, weil er seine Funktionsfähigkeit eingebüßt ha—

be.34 Um das Beschäftigungsproblem zu lösen, plädiert V. WEIZSÄCKER
für die Wiederherstellung „eines funktionsfähigen Arbeitsmarktes“, der

dann seine Selbstheilungskräfte entfalten könne.35
Folgende „sozialstaatliche Errungenschaften“ führen nach v. WEIZSÄ-

CKERS Ansicht zur „Ausschaltung der Marktkräfte“ auf dem Arbeitsmarkt:

— Das Tarifvertragssystem: Die Arbeitsbedingungen werden „sehr

weitgehend von den beiden Kartellen der Arbeitnehmer und Arbeitge-

ber festgelegt. Es wird der Wettbewerb hier bewusst ausgeschaltet.“36

Die Tarife, die flächendeckend zwischen Gewerkschaften ausgehandelt

werden, sind im Vergleich zum Vollbeschäftigungslohn viel zu hoch,

32 Vertreter der neoliberalen Marktgesellschaft verstehen sich selbst zwar auch als
Vertreter der „sozialen Marktwirtschaft“ und berufen sich ebenfalls auf Ludwig Erhard,
nur gehen sie davon aus, dass die Marktwirtschaft als solche schon sozial ist. Im Unter-
schied dazu halten die Vertreter der sozialen Marktwirtschaft (im Sinne des zweiten Pa-
radigmas) die Marktwirtschaft gerade in sozialer Hinsicht für ergänzungsbedürftig.
33 C. Chr. v. WEIZSÄCKER: Krise des Sozialstaates (1998), S. 37.
34 Vgl. ders., ebd., S. 39.

35 Wenn die Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes gegeben ist, so die entsprechende
Theorie, dann passt sich der Lohnsatz in seiner Höhe so an, dass zwischen Arbeitsange-
bot (Arbeitnehmer) und Arbeitsnachfrage ein Ausgleich (und damit Vollbeschäftigung)
erreicht wird.
36 C. Chr. v. WEIZSÄCKER: Krise des Sozialstaates (1998), S. 39.
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Deshalb haben wir „bei uns ein massives Überangebot an gering quali-
fizierter Arbeit, die bei den heute gültigen Lohnkosten nicht nachge-
fragt wird“37
— Ein „extrem arbeitnehmerfreundliches Arbeitsrecht“: Die Rechtspre-
chung der Arbeitsgerichte, speziell des Bundesarbeitsgerichts „be-
schränkt die Vertragsfreiheit zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer“. So ist der „Kündigungsschutz derart massiv ausgedehnt worden,
dass das Arbeitsrecht sozusagen der Missstand [ist], für dessen Beseiti-
gung es sich hält.“38
— Die Mitbestimmung: „Bei den Verhandlungen über die zwischen den
Kartellen ausgehandelten Löhnen sitzen auf Seiten der Arbeitgeber
Vertreter von Unternehmen, die vom Aufsichtsrat ernannt werden,
welcher fast zu 50% aus Arbeitnehmervertretem und insbesondere
Gewerkschaftsvertretem besteh .“ Kein großes deutsches Unterneh-
men kann es sich leisten, in der Lohnpolitik „gegen die Macht der Ge-
werkschaften auf Konfrontationskurs zu gehen“39.

Als Referenz verweist v. WEIZSÄCKER stets auf „das Beschäftigungsmn-
der in den USA“, das im Gemeinsamen Wort der Kirchen „praktisch keine
Rolle spielt“4°. Besonders die Unterschiede beim „Sozialstaat“ zwischen
USA und Deutschland verdeutlichen für v. W'EIZSÄCKER, worauf es ei—
gentlich ankommt:

— In den USA ist der Sozialstaat weniger stark ausgebaut, so dass ein
„ganz anderer Druck auf den Einzelnen, Arbeit zu finden, um zu über-
leben“41 besteht. Die Folge davon ist, dass auch relativ niedrig qualifi-
zierte Personen in den USA Tätigkeiten erfüllen, die bei uns nur von
Ausländern durchgeführt werden. Von Weizsäcker nennt hier „vor al-
lem Polen und Personen aus anderen östlichen Nachbarstaaten“.
— Auf dem wettbewerblichen Arbeitsmarkt in den USA sind „die Lohn-
unterschiede zwischen geeignet qualifizierten und anderen Arbeitneh-
mern weitaus größer als sie es in Deutschland sind“42. Die Lohnsprei—
zung in den USA ist stark gestiegen.

37 Ders., ebd., S. 39.
38 Ders., ebd., S. 40: „Es ist leichter eine Ehe zu scheiden als ein Arbeitsverhältnis zu

beenden, sofern der Wunsch für diese Beendigung vonseiten der Arbeitgeber ausgeht.“
39 Ders., ebd.
40 „Eine vertiefte Auseinandersetzung mit diesem Phänomen und den daraus zu zie-

henden Lehren hätte möglicherweise den Versuch eines gemeinsamen Wortes zum
Scheitern gebracht“ (C. Chr. v. WEIZSACKER: Krise des Sozialstaates (1998), S. 37,
41 Ders., ebd., S. 38.
42 Ders., ebd., S. 40.
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Auf der Grundlage dieser Ursachenanalyse fordert v. WEIZSÄCKER ein
„arbeitgeberfreundliches Klima“: „Wir haben offenbar zu wenig Arbeitge-
ber. Um mehr Arbeitgeber zu bekommen, brauchen wir ein arbeitgeber—
freundliches und nicht ein arbeitnehmerfreundliches Klima. Dann wären
mehr Personen bereit, selbständig zu werden und Arbeitsplätze zu schaf-
fen. Dann wären die Großunternehmen bereit, versuchsweise mehr Perso—
nen einzustellen, wenn die Konjunktur anzieht, da sie leichtes Spiel hät-
ten, diese auch wieder zu entlassen, wenn die Konjunktur zurückgeht.“3

Entscheidend für das Paradigma der neoliberalen Marktgesellschaft ist
ein „arbeitnehmerfreundliches Klima“, das die Selbstheilungskräfte des
Arbeitsmarktes wiederherzustellen und zu stärken vermag, um einen
‚marktgerechten‘ Abbau der Arbeitslosigkeit erreichen zu können. ‚Markt-
gerecht‘ verstanden als höherer „Druck auf den Einzelnen, Arbeit zu fin-
den, um zu überleben“ (s. 0.). Vor diesem Hintergrund bedauert v. WEIZ—
SÄCKER, dass seine These, unser heutiger Sozialstaat sei die eigentliche
Ursache hoher Arbeitslosigkeit, im Gemeinsamen Wort „vollkommen igno-
riert“ wird.44 Der Begriff „Marktwirtschaft“ ist im Gemeinsamen Wort
nur ein „Lippenbekenntnis“ der Kirchen, ohne dass der „eigentliche Sinn
der Phänomene“ erfasst wird: „Ein wirkliches Verständnis davon, was
Marktwirtschaft ist, fehlt in dem Gemeinsamen Wort.“5

c) Soziale Marktwirtschaft und die Selbstheilungskräfte der Gesellschaft

Das Paradigma der neoliberalen Marktgesellschaft, wie sie in der Argu-
mentation von v. WEIZSÄCKER zum Ausdruck kommt, ist der mainstream
in der Wirtschaftswissenschaft, also die herrschende volkswirtschaftliche
Lehrmeinung: Die Selbstheilungskräfte des Marktes stellen Vollbeschäfti-
gung stets von selbst her, sofern sie nicht durch marktinkonformes Fehl-
verhalten (zu hohe Lohnforderungen der Gewerkschaften) und /oder
durch Fehlverhalten exogener Akteure (zu hohe Gewinnbesteuerung
durch den Staat) überfordert werden. In diesem Modell ist nur Fehlver-
halten seitens der Gewerkschaften und der Regierung möglich, während
sich Unternehmen stets funktionsadäquat entsprechend der Sachzwänge
des Marktes verhalten.46 Diesem Denkmodell liegt das Menschenbild des
homo oeconomicus mit seinen opportunistischen Verhaltensweisen (Eigen-
nutzaxiom) zugrunde: Das einzelne Individuum ist stets bestrebt, Macht,

43 Ders., ebd., S. 42.

44 Ders., ebd., S. 37.

45 Ders., ebd., S. 40.

46 Vgl. S. KATTERLE: Arbeitslosigkeit und Wirtschaftspolitik (1989), S. 113_
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Prestige und Einkommen zu maximieren — auch auf Kosten anderer. Das
neoliberale Arbeitsmarktmodell besitzt damit zwei wichtige Implikationen:

— Für die Unternehmer wird eine konsequente Verfolgung der Ge-
winnmaximierung zur „sittlichen Pflicht“47. Dies erfordert wiederum
eine Stärkung ihrer marktmäßigen Stellung (Schaffung eines arbeitge-
berfreundlichen Klimas, kostenmäßige Entlastungen). Tarifvertragswe-
sen, Mitbestimmung und Kündigungsschutz sind für den Unternehmer

als homo oeconomicus „ärgerliche Restriktionen eigennützig—rationalen
Handelns“48. Als mögliches Nebenprodukt werden dann mehr Ar-
beitsplätze geschaffen.

— Arbeitslosigkeit ist selbstverschuldet, „weil ja der homo oeconomicus
die Arbeitslosigkeit aufgrund individueller Präferenzen und rationaler

Nutzenabwägungen zwischen Erwerbseinkommen und Freizeitkonsum

freiwillig wählt und sie vermehrt wählt, wenn sozialstaatliche Trans-
ferzahlungen den müßiggängerischen Freizeitkonsum oder verlänger-

tes Suchen am Arbeitsmarkt subventionieren“49.

Für Siegfried KATTERLE ist dies ein Denkmodell‚ „dem die Wirklichkeit
nicht entspricht und nicht entsprechen kann“5°. Der reale Arbeitsmarkt
ist kein Markt im Sinne ökonomischer Lehrbücher,51 sondern vielmehr
„eine in hohem Maß durch Normen, insbesondere Gerechtigkeitsvorstellun-
gen, geprägte Institution“, an deren Entstehung nahezu alle gesellschaftli-
chen Gruppen beteiligt sind: Arbeitgeber und Gewerkschaften, Arbeits-
markt- und Sozialpolitik, Arbeits— und Sozialrechtsprechung und eine brei—
te Öffentlichkeit.52 Tarifvertragswesen, konzertierte Aktionen, Mitbestim-
mung u. a. sind wichtige Koordinationsmechanismen bzw. Institutionen,

47 „Gewinnmaximierung ist sittliche Pflicht, weil genau dieses Streben den Konsu-
menten langfristig am nachhaltigsten dient“ (K. HOMANN/F. BLOME-DREES: Wirt.
schafts- und Unternehmensethik (1992), S. 51).
48 s. KATTERLE: Systematische Kritik (1998). s. 18-
49 Ders., ebd., S. 25.
50 S. KATTERLE: Der Bedarf der Wirtschaftswissenschaft (1995), S- 13.
51 Das neoliberale Leihrbuchmodell vom Arbeitsmarkt geht naiverweise davon aus,

„als besäßen wir keine Kenntnis über den anormalen Verlauf der Funktionen von Ange-
bot und Nachfrage auf freien Arbeitsmärkten, der die lehrbuchgerechte negative Rück-
kopplung verhindert; als hätten wir kein Wissen über das Auftreten von Massenarbeits-
losigkeit im Früh- und Hochkapitalismus vor der Entstehung des Sozialstaates bezie-
hungsweise bei wenig entwickeltem Sozialstaat; als kennten wir nicht in unserer Zeit die
Persistenz hoher Arbeitslosigkeit trotz wiederholt verminderter Lohnersatzleistungen'
als gäbe es keine Belege für die Stabilisierung von Nachfrage und Beschäftigung durch
Einführung beziehungsweise Anhebung sozialstaatlich normierter Mindestlöhne“ (S. KAT—
TERLE: Systematische Kritik (1998), S. 22).
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„die den Markt sozialverträglich einbetten“53. Ohne solche Nicht-Markt-In—

stitutionen könne eine soziale Marktwirtschaft auch im Sinne ihrer Väter

(Müller—Armack, Röpke, Rüstow) nicht funktionieren.54

Bereits hier wird die Gegensätzlichkeit von neoliberaler Marktgesell—
schaft und sozialer Marktwirtschaft deutlich: Während im neoliberalen
Paradigma Tarifvertragswesen, Mitbestimmung und Kündigungsschutz zu

einer Ausschaltung der Marktkräfte auf dem Arbeitsmarkt führen, bilden

diese Institutionen und Regelungen des Arbeitsmarktes im Paradigma der
sozialen Marktwirtschaft soziale Errungenschaften, welche die Arbeits-

marktergebnisse sozialverträglich gestalten. Der Marktmechanismus ist

hierbei wichtig und notwendig, aber er ist „nicht das einzige und nicht

das letzte normative Ordnungsprinzip der Gesellschaft, auch nicht des

Teilsystems Wirtschaft“55.
Auch die Existenz von opportunistischen Verhaltensweisen im Sinne des

homo oeconomicus wird im Paradigma der sozialen Marktwirtschaft kei-

neswegs geleugnet, sondern sehr ernst genommen, wenn es darum geht,

dass solche Verhaltensweisen auf Kosten des Gemeinwohls gehen. Gerade

dann schaffen Verträge und Verfassungen (wie „verlässliche Betriebsver-

fassungen und verlässliche Tarifverträge“) „einen ‚einsichtig vereinbarten

Selbstschutz‘“56. Für KATTERLE bedarf es daher „einer Vielfalt flexibler

intermediärer Institutionen zwischen Markt und Staat, in denen Personen

und Gruppen, deren Selbstverständnis die Grenzen des Eigennutzaxioms

sprengt, sich einlassen auf langfristig angelegte und mit Geduld unternom—

mene, keineswegs konfliktfreie Prozesse zur Verständigung über gemein-

wohldienliche kollektive Aktionen“57.
Der Mensch ist für KATTERLE mehr als ein homo oeconomicus, er ent-

spricht vielmehr einem homo culturalis („multiple self“): Im Arbeitspro-

52 S. KATTERLE: Der Bedarf der Wirtschaftswissenschaft (1996), S. 18; Hervorhe-
bung im Original.
53 S. KATTERLE: Systematische Kritik (1998), S. 18.
54 S. Katterle verweist hier auf die Erhard—Zeit, „die oft als Referenzperiode der Sozia-

len Marktwirtschaft genommen wird“, um deutlich zu machen, dass „die Durchsetzung

effizienter Marktstrukturen schrittweise im Kontext vielgestaltiger regulierender Politi-
ken und Institutionen [geschah], die in manchen Fällen geradezu in public-private part-

nership gearbeitet haben. Institutionenökonomisch finden wir hier bedeutende und lehr-

reiche Beispiele für wirtschaftliche und gesellschaftliche Planung durch gesellschaftliche

Selbstorganisation unter staatlicher Moderierung, wozu eine hohe Verhandlungskultur der
teilnehmenden Akteure als öffentliches Gut gehörte“ (S. KATTERLE: Der Bedarf der Wirt-
schaftswissenschaft (1996), S. 10, Hervorhebungen im Original).

55 S. KATTERLE: Systematische Kritik (1998), S. 20,

56 Ders., ebd.‚ S. 21.
57 Ders., ebd.‚ S. 20.
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zess geht es nicht immer nur um Einkommensmaximierung, sondern zu-
nehmend auch um Selbstentfaltung bei der Arbeit, um „Selbstwertgefühl
und soziale Geltung durch gesellschaftlich geachtete Erwerbsarbeit“, aber
auch, im Falle der Arbeitslosigkeit, um die „vielfach belegten schlimmen
psychosozialen Folgen von Arbeitslosigkeit“. Dies alles sind Bedürfnisdi-
mensionen des homo culturalis, die im Fokus des homo oeconomicus nicht
mehr auftauchen.“58

Vor diesem Hintergrund ist das Menschenbild des homo oeconomicus
schon deshalb nicht mit einem christlichen Menschenbild vereinbar, weil
die Förderung des Gemeinwesens, das sich durch Solidarität und Gerech-
tigkeit auszeichnet, nicht als ein Nebenprodukt individueller Nutzen— und
Gewinnmaximierung angesehen werden kann. Solidarität und Gerechtig-
keit sind daher für KATTERLE „keine selbstverständlichen oder natürli-
chen Elemente menschlicher Wertorientierung und Verhaltensbereit-
schaft. Sie sind gefährdete — und deshalb gesellschaftspolitischer und sozi—
alpädagogischer Pflege bedürftige — Produkte kultureller Entwicklung und
sozialisatorischer Persönlichkeitsbildung.“59

Für den homo culturalis mit seinen vielfältigen Bedürfnisdimensionen
gibt es „keinen perfekten Allokationsmechanismus“ wie ausschließlich den
Markt für die Vertreter der neoliberalen Marktgesellschaft, sondern eine
„Vielfalt miteinander vernetzter Allokationssysteme“, die neben der wett-
bewerblichen Koordination (Markt) auch und vor allem politische, büro'
kratische, kooperative, informelle Koordinationen zwischen den gesell-
schaftlichen Akteuren ermöglichen.60 Bezogen auf das Problem Arbeitslo-
sigkeit bedeutet das: Es geht zunächst darum, die beschäftigungspolitische
Mitzuständigkeit in konzertierten Aktionen (z. B. in einem ehrlichen
„Bündnis für Arbeit“) wahrzunehmen. Dies erfordert von allen Beteiligten
eine grundsätzliche Kooperations- und Dialogbereitschaft, „in denen aus
laufend und geduldig geführten Gesprächen eine Vertrauensbasis ent-
steht, die konzertierte Aktionen zur Überwindung von Dilemmasituatio-
nen ermöglicht. Institutionen, die unterschiedliche Gruppen zusammen-
führen und sie veranlassen, sich über eine gemeinsam vertretbare Pro-
blemsicht zu verständigen und gemeinsam umsetzbare Maßnahmen zur
Problembearbeitung zu planen“61. Gelingen solche konzertierten Aktio-
nen, kommt es zu einer solidarischen Bekämpfung der Arbeitslosigkeit,

58 Vgl. ders., ebd.‚ S. 25.
59 Ders., ebd.‚ S. 18.
60 Vgl. ders., ebd.‚ S. 20.
61 Ders., ebd.‚ S. 23 f.
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die durch eine Aktivierung der Selbstheilungskräfte in der Gesellschaft
vorangetrieben wird. Die Aktivierung der Selbstheilungskräfte der Gesell-
schaft zur Lösung des Problems Arbeitslosigkeit entspricht dabei der im
Gemeinsamen Wort geäußerten Hoffnung, „dass die Soziale Marktwirt-
schaft unter Beweis stellt, dass sie ein Problem wie die langanhaltende
Massenarbeitslosigkeit lösen kann“ (s. 0.).

4. Dialogfähigkeit, Ökumene und gesellschaftlicher Grundkonsens

Sind also die Kirchen einerseits und die Wirtschaftswissenschaft anderer-
seits dialogfähig, um gemeinsam den bestehenden gesellschaftlichen Her-
ausforderungen wie der Massenarbeitslosigkeit wirksam begegnen zu kön-
nen? Ist die Forderung nach einem breiten Grundkonsens in der Gesell-
schaft und den darauf aufbauend vorgeschlagenen Lösungswegen im Ge-
meinsamen Wort zum Abbau der Arbeitslosigkeit auch für die Wirt-
schaftswissenschaft eine tragfähige und ernstzunehmende Diskussions-
grundlage?

Die Dialogfähigkeit setzt bei den Dialogpartnern die Bereitschaft voraus,
vom anderen lernen zu wollen. Dialoge erfolgen also an Orten der Offen—
heit und des Lernens von beiden Seiten. Vor diesem Hintergrund erweist
sich die Position v. WEIZSÄCKERS und damit das Paradigma der neolibe-
ralen Marktgesellschaft als nicht dialogfähig. Begründung: v. WEIZSÄ-
CKER kritisiert am Gemeinsamen Wort, dass die eigentliche Ursache ho-
her Arbeitslosigkeit, der heutige Sozialstaat, „vollkommen ignoriert“ wird

und dass ein „wirkliches Verständnis“ von Marktwirtschaft fehlt. Die Kir-
chen werden von v. WEIZSÄCKER aufgefordert, ihren „Horizont zu erwei-
tern und diese Gesichtspunkte nicht auszublenden wie im Gemeinsamen
Wort, sondern mit einzubeziehen.“62 Aus seiner Sicht dürften die Kirchen
erst dann als dialogfähig gelten, wenn sie die Position der neoliberalen
Marktgesellschaft angemessen berücksichtigen. Andere beschäftigungspo-
litische Aspekte, die im Gemeinsamen Wort vertreten werden, sind für ihn
offensichtlich irrelevant. Stattdessen wird eindimensional mit der Fiktion
einer über Märkte vollkommenen koordinierten Wirtschaft und Gesell-
schaft argumentiert: Mit den Selbstheilungskräften des Marktes wird ein

einzelner Faktor aus einem komplexen Wirkungsgefüge von Faktoren

verabsolutiert und zur alleinigen „Therapiemaßnahme“ gegen Arbeitslo-

sigkeit erhoben. Im Ergebnis kritisiert v. WEIZSÄCKER die Kirchen auf

62 C. Chr. v. WEIZSÄCKER: Krise des Sozialstaates (1998), S. 36.
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grund einer fehlenden fachlichen Kompetenz (kein „wirkliches Verständ-
nis davon, was Marktwirtschaft ist“) für ihre Dialogunfähigkeit, ohne je—
doch selbst dialogfähig zu sein, indem nämlich nur die eigene, marktradi—
kale Position als die einzig richtige Position akzeptiert wird.

Im Gegensatz dazu erweist sich das Paradigma der sozialen Marktwirt-
schaft und damit die Position von KATTERLE als dialogfähig: KATTERLE
argumentiert gerade nicht vom Standpunkt einer wissenschaftlich richti-
gen und fertigen Problemlösung für die Arbeitslosigkeit, die es aus seiner
Sicht auch gar nicht geben kann, sondern er argumentiert multidimensio-
nal im Sinne eines sozial eingebetteten Arbeitsmarktes für eine solidari-
sche Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Die Aktivierung der Selbstheilungs-
kräfte der Gesellschaft ist nicht als fertige Problemlösung misszuverste-
hen, sondern ist die Aufforderung an alle Akteure auf dem Arbeitsmarkt,
ihre beschäftigungspolitische Mitzuständigkeit und Mitverantwortung
wahrzunehmen. Dies kann in konzertierten Aktionen ganz unterschiedli-
che Formen annehmen und ist prinzipiell ergebnisoffen (z. B. in einem
ehrlichen „Bündnis für Arbeit“). Dieser problemorientierte Lösungsansatz
erfordert geradezu als Erfolgsbedingung die Dialogfähigkeit aller beschäf-
tigungspolitischen Akteure — und damit auch die Dialogfähigkeit zwischen
den Kirchen einerseits und der Wirtschaftswissenschaft andererseits. Das
Paradigma der sozialen Marktwirtschaft erweist sich daher in konzeptio-
neller Hinsicht als dialogfähiger Partner.

Der Präsident des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW),
Klaus ZIMMERMANN, äußerte sich jüngst in der Saarbrücker Zeitung,
dass sich niemand — ob Politik, Wirtschaft, Gewerkschaften oder die Bür—
ger selbst — für die Beseitigung der Massenarbeitslosigkeit verantwortlich
fühle: Die Bundesbürger „suchen die Schuld für die Misere immer bei an-
deren, deren Initiative zur Lösung auch geruhsam abgewartet wird“63.
Diese Aussage verweist auf einen fehlenden bzw. unzureichenden Grund-
konsens in der Gesellschaft, der als unverzichtbare Voraussetzung für so-
zialverträgliche Konfliktregelungen und Kompromissfindungen beim Ab—
bau der Arbeitslosigkeit angesehen werden muss. Die beiden großen

christlichen Kirchen sind in diesem Kontext wichtige „intermediäre Insti-
tutionen“ im Sinne von KATTERLE: Indem sie in der Gesellschaft als „Or-
te der Orientierung“, „der Wahrheit und der realistischen Sicht des Men-
schen“, „der Umkehr und Erneuerung“, „der Solidarität und Nächstenlie-
be“, „der Freiheit“ und „der Hoffnung“ erfahrbar werden (GW 257), tra-

63 Deister- und Weserzeitung vom 01.09.2000.
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gen sie maßgeblich dazu bei, einen gesellschaftlichen Grundkonsens mit
zu schaffen, zu stabilisieren und zu erhalten. Dieses „Orte“-Programm ist
damit gleichermaßen Angebot wie Aufgabe für den Selbstvollzug der bei-
den Kirchen in der Gesellschaft.

Um ihrem diakonischen Auftrag an Mensch, Gesellschaft und Schöp-
fung nachzugehen, zu dem die beiden Kirchen sich abschließend in ihrem
Gemeinsamen Wort selbst verpflichten, werden die Kirchen nicht umhin-
können, offen auf die Gesellschaft zuzugehen. Die Kirchen sind zwar fest
in der Gesellschaft verankert, doch stehen sie dieser kritisch und kon-
struktiv gegenüber.64 Als gesellschaftsgestaltende Werte— und Orientie-
rungsgemeinschaften können sie sich nur dann konstruktiv einbringen,
wenn sie mit den anderen relevanten Gesellschaftsgrößen das Gespräch
suchen. Welchen gesellschaftspolitischen Fragen aktuell nachzugehen ist
und in welcher Weise sich die Kirchen mit ihrer spezifischen Kompetenz
äußern, ist vom Einzelfall abhängig. Berechtigterweise dürfen die Kirchen
von einem konstruktiven Dialog über Gesellschaftsfragen erwarten, dass
auch die Dialogpartner offen und ohne Vorbehalte auf die Kirchen zuge—
hen. In einer pluralistischen und zunehmend säkularisierten Welt bleibt
die Suche nach einem die Gesellschaft zusammenhaltenden Grundkonsens
unabdingbar. Bei solch einem Vorhaben verstehen sich die Kirchen als
unverzichtbar. Um ihre Kompetenz hinsichtlich anstehender Gesell-
schaftsfragen zukünftig weiter zu profilieren, werden die beiden Kirchen
weit mehr als bisher nach gemeinsamen Ökumenischen Wertüberzeugun—
gen suchen müssen. Ausgangspunkt gemeinsamer Überlegungen bildet der
Mensch und das damit verbundene christliche Personkonzept. Nicht zu
leugnende und keinesfalls wegzudiskutierende positionelle Unterschiede
sind - womöglich nach der so genannten Methode des differenzierten
Konsenses — systematisch aufzuarbeiten. Letztlich gilt es die im Gemeinsa-
men Wort zur wirtschaftlichen und sozialen Lage grundgelegte Idee einer
ökumenischen Sozialethik voranzutreiben und zu vertiefen, damit sie ih-
ren gemeinsamen Dienst an der Gesellschaft für eine Zukunft in Solida-
rität und Gerechtigkeit Wirksam und dialogisch mit den interdisziplinären
Partnern erfüllen können.

64 Dieses in und gegenüber der Gesellschaft ist Ausdruck kirchlichen Selbstverständ-
nisses. Vgl. H. WULSDORF: Die Zivilgesellschaft als Ort kirchlicher Entfaltung (2000),
S. 107 — 110.
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Zusammenfassung
KAZMIERSKI, Ulrich /WULSDORF‚ Hel-
ge: Das Gemeinsame Wort der Kirchen
zur wirtschaftlichen und sozialen Lage:
ökumenische Grundlage und wirt-
schaftspolitische Utopie?‚ ETHICA; 9
(2001) 2, 163 — 190
Rund fünf Jahre nach Veröffentlichung
des Gemeinsamen Wortes der beiden
deutschen Kirchen zur wirtschaftlichen
und sozialen Lage bietet es sich an, er-
neut Bilanz zu ziehen. In der ersten Re-
zeptionsphase ist der Tatsache wenig Be-
achtung geschenkt worden, dass der Text
dem ökumenischen Sprechen über gesell-
schaftspolitische Fragen eine neue Qua-
lität verliehen und letztlich sogar grund-
legende Perspektiven für eine ökumeni-
sche Sozialethik eröffnet hat. Zu fragen
ist überdies, welche Kompetenzen die
beiden Kirchen seitdem im gesellschaftli-
chen Dialog beanspruchen können und
wo sie sich im interdisziplinären Ge-
spräch als fruchtbar erweisen. Am Bei-
spiel der Arbeitslosigkeit zeigt sich, dass
nicht jedes Mrtschaftswissenschaftliche
Paradigma hierzu geeignet ist: Während
das Paradigma der Neoliberalen Markt.
Wirtschaft sich als nicht dialogfähig er-
weist, stellt das der Sozialen Marktwirt-
schaft eine Dialogbasis mit dem Gemein-
samen Wort der beiden Kirchen dar.
Gemeinsames Wort der Kirchen
Wirtschaftspolitik
Arbeitslosigkeit
Neoliberale Marktwirtschaft
Soziale Marktwirtschaft
Sozialethik

Ulrich Kazmierslci/Helge Wulsdorf

Summary
KAZMIERSKI, Ulrich/WULSDORF, Hel-
ge: The common pastoral letter of the
Churches on the economic and social
Situation: oecumenical basis as well as
utopian dream of economic policy?‚
ETHICA; 9 (2001) 2, 163 - 190
About five years after the publication of
the common pastoral letter of both the
Catholic and Protestant Churches of
Germany it would seem to take stock of
the results it has produced. In the first
stage of reception hardly any attention
was paid to the fact that the ecomenical
discussion on socio-political questions
has improved in quality and even
introduced fundamental prospects for an
ecomenical social ethics. It has also t0 be
considered which level of competence
the two Churches have reached in the
social dialogue and what are their
contributions in the interdisciplinary
discussion. Unemployment e. g. ShOWS
that not all economic paradigms are
suitable. Whereas the paradigm of neo-
liberal market economy does not prove
capable of two-way communication, the
one of social market economy tums out
t0 be a genuine basis of dialogue with the
common pastoral letter of the two
Churches.

The common pastoral letter
Economic policy
Unemployment
Neoliberal market economy
Social market economy
Social ethics
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DISKUSSIONSFORUM

KARSTEN WEBER

DER MYTHOS VON DER GLOBALEN WISSENSGESELLSCHAFT

Das Internet ist sicherlich vieles, bei-
spielsweise ein Marktplatz für welt-
weiten E-Commerce. Vor allem aber
ist das Internet ein sehr großer Infor-
mationspool, auf den gerne auch mit
und in der Metapher von der „glo-
balen Informationsgesellschaft“ oder
„globalen Wissensgesellschaft“ ver-
wiesen wird. Aber ebenso, wie sich
das Internet durch viele Vokabeln
charakterisieren lässt und charakteri-
siert wird, können viele der dabei
mitschwingenden Bedeutungen mit
gutem Recht in Frage gestellt werden.
Es ist zu fragen, was eigentlich mit
„weltweit“ bzw. „global“ sowie mit
„Wissensgesellschaft“ ausgedrückt
werden soll und wird. Und es ist wei-
terhin zu fragen, was sich tatsächlich
hinter diesen Vokabeln verbirgt.
Motiviert wird dies durch den sehr
freien Umgang vieler Autoren mit
diesen Ausdrücken. Liest man z. B.
Tim BERNERS-LEES „Weh-Report“1
über die Entwicklung des WWW oder
das Buch „Arpa Kadabra“ von Katie
HAFNER und Matthew LYON2 über
den Aufbau des Internet, fällt die
häufige Benutzung der genannten
oder ähnlicher Vokabeln deutlich ins
Auge. Ein weiterer Aspekt ist, dass
die genannten Bücher bzw. die Perso-
nen, die darin zu Wort kommen, die
von ihnen beschriebene Entwicklung

teleologisch darstellen. Den Lesern
wird der Eindruck vermittelt, dass die
Entwicklung des Internets und des
WWW im Grunde gar nicht anders
vonstatten hat gehen können, dass sie
unweigerlich auf das bisher Erreichte
zusteuern musste. Dieses Erreichte
ist dabei die globale Wissensgesell-
schaft, die sich ja bereits in Grundzü-
gen abzeichnen würde. Damit bleiben
die Autoren nicht rein deskriptiv, son-
dern treffen mehr oder minder still-
schweigend auch normative Aussa-
gen. Der erreichte Zustand wird als
positiv und wünschenswert ausge-
zeichnet, eben weil er erreicht wur-
de. Dass er erreicht wurde, wird als
immer schon angestrebt deklariert.
Diese Apologie des Faktischen, ver-
bunden mit der Verwendung der Glo-
balisierungsrhethorik, ist aber be-
denklich. Denn hinter der globalen
Wissensgesellschaft und selbst hinter
einer nur lokalen Wissensgesellschaft
verbergen sich Transformationspro-
zesse, die für die Betroffenen bei
Weitem nicht so positiv sind, wie dies
die Apologie des Faktischen unter-
stellt. Wandlungen von Gesellschaf-
ten sind nicht Abstrakta oder theore-
tische Konstrukte, sondern reale Pro-
zesse, die mit weitreichenden Folgen
für die betroffenen Menschen ver-
bunden sind, beispielsweise mit Um-
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brüchen der Bildungs- und Arbeits-
welt. So verbergen sich hinter den
Aggregatdaten der Arbeitslosenstati-
stik menschliche Schicksale. Es mag
abgedroschen klingen, trotzdem sollte
es immer wieder ins Gedächtnis
zurückgerufen werden.
Vor allem aber sollte häufiger ver-
sucht werden, die in der Diskussion
benutzten Begriffe gegen die Wirk-
lichkeit abzugleichen. Denn interes-
santerweise benutzen auch viele Kri-
tiker der angesprochenen Globalisie-
rungsrhetorik das gleiche Vokabular,
ohne dabei aber zu hinterfragen, ob
dieses eigentlich reale Zustände oder
Prozesse abbildet.

1. „Wissensgesellschaft“

Deshalb ist zunächst zu fragen, wel-
che Fakten und Tatsachen eigentlich
rechtfertigen können, von einer Wis-
sensgesellschaft zu sprechen. Denn
vor der Wissensgesellschaft war die
Informationsgesellschaft und davor
die Dienstleistungsgesellschaft und
davor die Industriegesellschaft
Man könnte diese Genealogie auch in
der umgekehrten Reihenfolge und im
Stile der Bibel auflisten: die Agrarge-
sellschaft zeugte die Industriegesell-
schaft und sie zeugte die Dienstleis-
tungsgesellschaft und diese zeugte die
Informationsgesellschaft Doch Na-
men sind bekanntermaßen Schall und
Rauch. Die Unterscheidung zwischen
Agrar-, Industrie- oder Dienstleis-
tungsgesellschaft lässt sich immerhin
durch Fakten rechtfertigen: man
zählt einfach die Beschäftigten im
primären, sekundären und tertiären
Bereich der Wirtschaft und legt fest,
welche Zahlenverhältnisse gegeben
sein müssen, um von einer der ge-
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nannten Bindestrichgesellschaften
sprechen zu können. Wenn dies auch
nicht frei von Willkür ist, so hat eine
solche Vorgehensweise immerhin den
Vorteil, überprüfbar zu sein.

Bei der Informationsgesellschaft bzw.
Wissensgesellschaft ist dies nicht so
einfach. Gerade weil Informations-
und Kommunikationstechnik in alle
Lebens- und Arbeitsbereiche ein-
dringt und sie mittel— und langfristig
völlig durchdringen wird, ist schwer
zu sagen, wer denn nun ein „Infor»
mations-“ oder „Wissensarbeiter“ ist.
Gilt dies schon für die Sekretärin, die
einen PC statt der Schreibmaschine
nutzt oder aber erst für eine Informa-
tikerin, die Software entwickelt? Im-
merhin könnte man den genannten
Sachverhalt der Durchdringung aller
Lebensbereiche mit IuK—Technik als
Signum der Informations— und Wis-
sensgesellschaft betrachten. Doch
bleibt zu fragen, ob damit nicht eine
unzulässige Gleichsetzung von Infor-
mation und Wissen einhergeht.

Denn es wäre sehr schwierig, für die
Ausdrücke „Daten“, „Informationen“
und „Wissen“ einheitliche Verwen-
dungsweisen in und zwischen den
einzelnen wissenschaftlichen Diszipli-
nen und auch außerhalb der akade-
mischen Welt zu finden. Einmal wird
von Daten gesprochen, wo andere In-
formationen meinen und einmal von
Wissen, wo wieder andere ebenfalls
von Informationen sprechen würden.
Wieder andere bringen Daten, Wis-
sen und Informationen einfach zu-
sammen: „,Wissen in jeder Menge‘ be-
zieht sich auf die kleinen und großen
Informationsberge, gebildet aus indi-
viduellen Kenntnissen (der ‚Umstän-
de‘, also der Drumherumstehenden)
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oder Datenmassen“ formuliert Hel-
mut Spinner.3 Das ist sehr eingängig,
klärt aber nicht viel. Ohne Zweifel
gehören Daten, Informationen und
Wissen irgendwie zusammen, aber
wie, das bleibt in der überwiegenden
Zahl der Texte im Dunkeln.
Man kann aber durch ein kleines Ge-
dankenexperiment sehr leicht einsich-
tig machen, dass das Internet allen-
falls einen Daten- und Informati-
onspool darstellt, aber eben a priori
kein Wissen zur Verfügung stellen
kann. Schon allein die Tatsache, dass
ein erheblicher Teil der Inhalte des
Internets nicht in der je eigenen Mut-
tersprache und damit oft genug auch
nicht in einer für den jeweiligen In-
temetbenutzer verständlichen Spra-
che verfasst ist, macht diese Inhalte
zunächst unbrauchbar. Aber auch für
die „lesbaren“ Inhalte gilt, dass zu ih-
rer Nutzung selbst schon Kenntnisse
und Know-how notwendig sind. Ein
wissenschaftlicher Preprint über ein
astrophysikalisches Phänomen liefert
zumindest jenen, die nichts über
Astrophysik wissen, kein neues Wis-

sen, da sie einen solchen Text nicht
verstehen können.

Da das Internet aber sowohl sprach-
lich als auch inhaltlich sehr hetero-
gen aufgebaut ist, wird die beschrie-
bene Situation für die meisten Nutzer
die Normalität darstellen. Ihnen lie-
fert das Internet in diesen Fällen kein
Wissen. So großartig es ist, diesen gi-
gantischen Informationspool des In-
ternets benutzen zu können, liefert er

eben kaum Wissen.

2. „Global“

Ein weiterer Mythos rund um das In-

ternet ist seine weltweite Verbrei-
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tung. Sowohl Intemeteuphoriker als
auch -phobiker verwenden diesen My-
thos, um ihre jeweiligen Thesen vom
Heilsbringer oder Moloch Internet zu
stützen.
Betrachtet man jedoch die verschie-
denen WWW-Seiten, die einen Ein-
blick in die geografische Verteilung
von Web—Servem und der Netz-Akti-
vitäten geben, so verschwindet der
Eindruck einer weltweiten Verbrei-
tung des Internets und des WWW
sehr rasch.4 Zur Zeit der Nieder-
schrift dieses Textes (Oktober/No-
vember 2000) benutzten etwa 400
Millionen Menschen das Internet, al-
so gerade einmal ca. 7% der Weltbe-
völkerung. Tatsächlich ist eine Welt-
karte, die einen der beiden Indikato-
ren Nutzerzahlen oder Dichte von
Weh-Servern aufzeigt, im Wesentli-
chen von weißen Flecken geprägt.
Ganze Kontinente und riesige Regio-
nen sind kaum oder nicht präsent im
Internet: Afrika, Südamerika, große
Teile Asiens, eine Vielzahl der arabi-
schen Länder, der überwiegende Teil
jener Länder, die vormals zum Terri-
torium der UdSSR gehörten. Geogra-
fisch gesehen und bezogen auf die
Weltbevölkerung ist das Internet
noch sehr weit davon entfernt, ein
globales Medium zu sein. Denn global
kann sicherlich nicht heißen, dass es
auch in Afrika oder Südamerika ir—
gendwo immerhin einen WWW—Ser-
ver gibt. Globale Verbreitung einer
Technologie muss heißen, dass diese
zwar nicht unbedingt gleichmäßig
verteilt ist, aber doch so, dass von ei-
ner Form der Grundversorgung der
Bevölkerung gesprochen werden
kann. Davon ist das Internet, genauso
wie die als Basis dienende Telekom-
munikationstechnik, aber noch sehr,
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sehr weit entfernt. Einzelne Internet-
Cafes in den Großstädten der genann-
ten Regionen ändern an diesem Be-
fund kaum etwas. Solange für viele
Menschen das nächstgelegene Telefon
Dutzende oder gar Hunderte von Ki-
lometern entfernt ist, bleibt das glo-
bale Internet ein Traum oder — aus
der Sicht der betroffenen Menschen —
sogar ein schlechter Witz.
Mit der fehlenden technischen Basis
ist naturgemäß verbunden, dass die
Menschen, denen die entsprechende
Technik erst gar nicht zur Verfügung
steht, diese auch nicht nutzen kön—
nen. Eine triviale Feststellung, aber
mit weitreichenden Implikationen.
Denn nicht nur können die betroffe-
nen Menschen nicht von den Segnun-
gen des Internets und des WWW pro-
fitieren — immer unterstellt, dass es
solche Segnungen wirklich gibt. Sie
können also keine E-Mails rund um
den Globus verschicken, sei es, um
persönliche Kontakte aufrechtzuer—
halten oder sei es, um wissenschaft-
lich oder kommerziell miteinander zu
kommunizieren. Sie können nicht in
der Library of Congress nach Litera-
tur recherchieren, sie können nicht
nach Preprints wissenschaftlicher
Aufsätze suchen, sie können nicht die
neueste Version eines leistungsfähi-
gen Tools zur Lösung irgendeines
Problems aus dem Netz laden, sie
können sich keine LINUX-Version als
kostenloses Betriebssystem besorgen;
kurz, sie können auf die Informati-
onsfluten des Internets nicht zugrei-
fen.
Sicherlich ist in Frage zu stellen, ob
ein großer Teil der vielen Inhalte des
Internets und des WWW überhaupt
interessant ist für Menschen, die weit
existentiellere Probleme — beispiels—
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weise den Zugang zu sauberem Trink-
wasser, ausreichender Nahrung oder
medizinischer Versorgung — zu meis-
tern haben, als den neuesten LI-
NUX—Kernel zu installieren. Aber ih-
nen sind eben grundsätzlich alle In-
halte verwehrt, auch jene von hohem
Nutzen für die Lösung eigener Pro-
bleme. Gerade im medizinischen und
sozialen Bereich sind viele Beispiele
denkbar, in denen die Möglichkeiten
des Internets, global zu kommunizie-
ren und Informationen auszutau-
schen, sehr wertvoll wären. Doch lei-
der ist die Nicht-Teilhabe an all den
bisher genannten Aktivitäten nur eine
nachteilige Folge der allgemeinen
technischen Unterversorgung in vie-
len Regionen der Welt. Eine zweite
negative Wirkung wurde mit dem
Wort „austauschen“ implizit bereits
angesprochen und ist langfristig
wahrscheinlich noch weitaus bedenk-
licher. Die betroffenen Menschen
werden durch das Fehlen der ent-
sprechenden technischen Infrastruk-
tur nicht nur „taub“, sondern vor al-
lem auch „stumm“. Denn ihnen ist
der Zugang zu einem in den indus-
trialisierten Ländern immer wichtiger
werdenden, sich immer stärker ver-
breitenden Medium verschlossen, in
dem es ihnen möglich wäre, auf ver-
gleichsweise kostengünstige und
schnelle Weise ihre Themen zu ver-
breiten und dessen Inhalte, sofern
richtig platziert, von den Eliten in
Asien, Europa und Nordamerika auch
wahrgenommen werden. Dies ist in
vieler Hinsicht ein Verlust nicht nur
für sie selbst. Denn nicht nur können
die betroffenen Menschen sich nicht
dem restlichen Teil der Welt mittei-
len, sondern dieser kann sie nicht
wahrnehmen. Damit ist einerseits —
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wie auch in vielen anderen Medien —
im Internet ein erheblicher Teil der
Kulturen dieser Welt nicht präsent.
Andererseits fällt es viel leichter, das
Elend und Leid anderer Menschen
nicht zu beachten, wenn man über
die jeweils benutzten Medien nicht
ständig an dieses erinnert wird.
Die Gründe für die sehr schwache
Verbreitung des Internets in vielen
Regionen der Welt sind allerdings so
unterschiedlich wie die betroffenen
Länder und Regionen selbst. Nicht
nur ökonomische Ursachen sind hier
zu konstatieren, dies wäre zu einfach
und würde bedeuten, die Augen vor
vielen anderen Missständen zu ver-
schließen; in vielen Fällen z. B. wird
der Zugang zum Internet durch staat-
liche Stellen äußert restriktiv kontrol-
liert. Ähnlich wie es den Menschen in
vielen Ländern mit diktatorischen
oder autoritären Regimes verboten
ist, Satellitenschüsseln zu installie-
ren, so dass sie kaum oder keine aus-
ländischen Fernseh- und Radiosender
empfangen können, wird in diesen
Ländern der Zugang zum Informati-

onsangebot des Internets den meisten
Menschen verwehrt bzw. wird Ein-
fluss auf Inhalte genommen oder
werden bestimmte Inhalte von vom-
herein nicht zugänglich gemacht.
Häufig ist entweder der Zugang
grundsätzlich nicht möglich, da keine
Internetzugänge vorhanden sind und
die Einwahl über ausländische Inter—

net Service Provider (ISP, Anbieter

des Zugangs zum Internet) unterbun-
den wird, oder aber der Zugang wird
über zentrale Proxys kontrolliert.

Proxy-Server können in Analogie zu

Torwächtern gesehen werden. So wie
Torwächter nur bestimmte Personen
passieren lassen, werden von Proxy-
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Servern nur bestimmte Informatio-
nen weitergeleitet. Als „Passier-
schein“ können verschiedene Kriteri-
en benutzt werden, beispielsweise die
Übereinstimmung der WWW-Adres—
sen mit einer Positivliste, das Nicht-
auftauchen bestimmter Schlüsselwör-
ter oder Kombinationen beider Mög-
lichkeiten.5
Man kann also durch den Einsatz ent-
sprechender Technik den Zugriff auf
Informationen, die dem jeweils herr-
schenden Regime unliebsam sind,
verhindern oder zumindest sehr er-
schweren. Leider muss man zudem
feststellen, dass selbst in demokra-
tisch verfassten Staaten immer wie-
der von staatlicher Seite der Versuch
unternommen wird, entweder auf
den Zugang zu bestimmten Informa-
tionen Einfluss zu nehmen oder aber
von vornherein bestimmte Inhalte zu
unterdrücken. Es wäre in diesem Zu-
sammenhang allerdings zu einfach —
dies gilt es deutlich zu sagen —, nach
der völligen Eingriffsfreiheit der In-
temetkommunikation zu rufen. Staa-
ten bzw. Gemeinwesen — gerade auch
demokratische verfasste — haben ein
durchaus legitimes Recht, bestimmte
Eingriffe in den Informationsfluss
auch des Internets vorzunehmen, wie
die Diskussion um die Verbreitung
neonazistischer Propaganda im Inter-
net deutlich zeigt.6
Das beschriebene Gefälle im Zugang
zu Informationen und zur Informati-
onstechnik ist allerdings nicht be-
schränkt auf die entwickelten und in-
dustrialisierten Länder auf der einen
Seite und den weiter oben genannten
Ländern mit einem erheblichen Nach-
holbedarf. Untersucht man die Nut-
zungshäufigkeiten z. B. im Hinblick
auf Europa -— es ist das geografische
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Europa gemeint — etwas genauer,
wird man gewaltige Unterschiede
konstatieren müssen.7 Die derzeitige
Nutzung des Internets schwankt hier
von 0,07% der Bevölkerung in Alba-
nien bis zu 52,11% in Island. Außer
den skandinavischen Ländern er-
reicht kaum ein Land die 40%- oder
gar die 50%-Marke der Internetnut-
zung durch die Bevölkerung. In vie-
len Ländern Europas liegt die Nut-
zungsrate unter 10%, in den meisten
erreicht sie etwa 20 — 30%. Das heißt
aber, dass die tatsächliche Verbrei—
tung des Kommunikationsmittels In-
ternet bei weitem noch nicht die eu-
phorische Rhetorik rechtfertigen
kann, wie sie heute allenthalben üb-
lich ist. Zudem gilt, dass selbst hohe
Nutzungszahlen dahingehend relati-
viert werden müssen, dass hierbei
keine Unterscheidung der Nutzungs-
art vorgenommen wird. Doch ist es
ein großer Unterschied, ob das Inter—
net am Arbeitsplatz, in der Schule, an
der Universität oder privat genutzt
wird, da die Zugangsart nicht uner-
heblich Einfluss auf die Nutzungs—
möglichkeiten haben kann.

3. Globale Teilhabe an Information
und Bildung

Wenn „global“ z. B. im kulturellen
Bereich nicht nur heißen soll, dass
Kultur im Wesentlichen — um es weit
überspitzt zu formulieren — aus Hol-
lywood-Filmen und Hamburgern be-
steht, sondern sich aus den jeweils lo-
kalen kulturellen Spezialitäten zusam-
mensetzt oder zumindest diese immer
auch beinhalten kann, dann bedeutet
die fehlende Artikulationsmöglichkeit
der Menschen, die nicht auf moderne
Informations- und Kommunikations-
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techniken zugreifen können, einen
globalen Mangel. „Global“ auf diese
Weise zu buchstabieren, kann aber
nicht Sinn und Zweck der Globalisie-
rung sein.
Wenn die globale Wissensgesellschaft
nicht eine ziemlich leere Worthülse
bleiben soll, müssen zunächst die Be-
dingungen zur allgemeinen Teilha—
bemöglichkeit geschaffen werden.
Dies gilt aber nicht nur für die Her-
stellung einer technischen Grundver-
sorgung in vielen Ländern und Regio-
nen dieser Welt; es geht um den Zu-
gang zu Bildung, um Alphabetisie-
rung — beinahe 1/6 aller lebenden
Menschen, ca. 850 Millionen, sind
völlige oder funktionale Analphabe-
ten; selbst in Deutschland gilt dies für
5% der Bevölkerung —, um die Her—
stellung menschenwürdiger Lebens-
verhältnisse durch die ausreichende
Versorgung mit Trinkwasser, Nah-
rungsmitteln und medizinischer Be-
treuung, um die Erhaltung und den
Schutz der Natur. Bevor die Vertreter
der G8-Staaten also eine globale In-
ternet-Offensive starten, muss zu-
nächst einmal eine globale Anti-Hun—
ger—Offensive, eine Allgemeinbil-
dungsoffensive, eine Entschuldungs-
dungsoffensive gestartet werden.
Und folgt man dem Slogan „think glo-
bal, act local“, den viele Graswurzel—
bewegungen verfolgen, so sind auch
vor der eigenen Haustür noch viele
Probleme zu bewältigen. So ist die
schon genannte große Zahl der Anal-
phabeten in Deutschland für eine
sich selbst so qualifizierende Wis-
sensgesellschaft im besten Fall be-
schämend. Und um noch ein letztes
Beispiel zu nennen, das ein Schlag-
licht auf die allgemeine Bildungsmise-
re in der Bundesrepublik Deutsch-
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land wirft: Solange Studierende selbst
in höheren Semestern nicht in der La-
ge sind, Seminararbeiten zu erstellen,
weil sie weder wissen, wie man eine
solche Arbeit aufbaut, wie man zi-
tiert, wie man Literatur recherchiert,
wie man diese dann bewertet und
weil viele nicht einmal in der Lage
sind, einen einzigen Satz ohne ortho-
graphische und grammatikalische
Fehler zu schreiben, solange sollte
man lieber nicht von einer Wissens—
gesellschaft sprechen. Denn die Nut-
zung von Informationen und der Er-
werb von Wissen ist an grundsätzli-
che Fähigkeiten gekoppelt; diese müs-
sen gefördert und gefordert werden.
Die Zahl der Internetzugänge ist an-
gesichts solcher desolaten Zustände
allenfalls ein sekundäres Problem.
Statt also „Schulen ans Netz“ — so der
Name einer Initiative der Bundesre—
gierung und der Wirtschaft in
Deutschland — zu bringen, müssen
Schulen erst einmal ausreichend Bil-
dung vermitteln, weil erst dann von
der Teilhabe an Wissen und Bildung
gesprochen werden kann und wir uns
auf dem Weg zu einer zumindest lo-
kalen Wissensgesellschaft befinden.

Der Web-Report1 T. BERNERS-LEE:
(1999)

2 K. HAFNER/M. LYON: Arpa Kadabra
(1997)

3 H. F. SPINNER: Differentielle Erkenntnis-
theorie (1997), S. 505.

4 Siehe z. B.:
httpzl/www.mids.org/mapsale/world.html

und
http://www.nua.ie/surveys/how_many_

online/index.html
Stand etwa Mitte 2000.

5 Vgl. Z. MA/X. WANG: The Ethics of Elec-
tronic Information in China (2000); S. SIMI-
TIS: Ein Markt jenseits aller Kontrollen?
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(1998); F. SIEREN: Von Netzen und Mauern
(1998).

6 Siehe dazu H. SPINNER/M. NAGEN—
BORG/K. WEBER: Bausteine zu einer neuen
Informationsethik (2000), insbesondere die
Beiträge von Spinner und Weber.

7 Quelle: http://www.nua.ie/surveys/
how_many_online/europe.html
Stand etwa Mitte 2000.

Literatur

BERNERScLEE, Tim: Der Web-Report. — Mün-
chen: Econ, 1999.
HAFNER, Katie/LYON, Matthew: Arpa Kada-
bra. - Heidelberg: dpunkt—Verlag, 1997.
MA, Ziwei/WANG, Xiabo: The Ethics of Elec-
tronic Information in China. In: Lester J.
Pourciau (ed.): Ethics and Electronic Infor-
mation in the Twenty—First Century. -— West
Lafayette/ Indiana: Purdue University Press,
2000.
SIEREN, Frank: Von Netzen und Mauern. In:
Claus Leggewie/ Christa Maar (Hg.): Internet
8:. Politik. — Köln: Bollmann, 1998.
SIMITIS, Spiros: Ein Markt jenseits aller Kon-
trollen? In: Claus Leggewie/ Christa Maar
(Hg.): Internet 8; Politik. — Köln: Bollmann,
1998.
SPINNER, Helmut F.: Differentielle Erkennt-
nistheorie zur Untersuchung von „Wissen al-
ler Arten, in jeder Menge und Güte“. In:
Christoph Hubig (Hg.): Cognitio humana —
Dynamik des Wissens und der Werte. - Ber-
lin: Akademie-Verlag, 1997.
SPINNER, Helmut F./NAGENBORG‚ Micha-
el/WEBER, Karsten: Bausteine zu einer neu-
en Informationsethik. — Bodenheim; Berlin:
Philo-Verlag, 2000.

Dr. phil. Karsten Weber, Europa-Universität
Viadrina (Oder), PSF 1786, D-15207 Frank-
furt (Oder)
kweber@euv-frankfurt—o.de



ETHICA; 9 (2001) 2, 198 -— 208

DOKUMENTATION

DER DEUTSCHE BUNDESPRÄSIDENT JOHANNES RAU
Berlin
Fr. 18.05.2001

„WIRD ALLES GUT? — FÜR EINEN FORTSCHRITI‘ NACH
MENSCHLICHEM MAß“

Berliner Rede 2001 in der Staatsbibliothek zu Berlin

Fast täglich erreichen uns atemberau-
bende Meldungen aus Wissenschaft
und Forschung. Gerade die so ge-
nannten Lebenswissenschaften lassen
uns staunen, in welche Bereiche der
Natur wir vordringen können. Lange
schon hat uns der Fortschritt in Bio-
logie und Medizin nicht mehr so stark
bewegt wie heute.
Krankheiten, die wir für unbesiegbar
gehalten hatten, scheinen heilbar zu
werden. Genetische Defekte lassen
sich möglicherweise korrigieren.
Neue Pflanzensorten sollen den Hun-
ger ganzer Weltregionen stillen.
Heute scheinen Menschheitsträume
wahr zu werden. Wir werden zu Mit-
spielern der Evolution.
Gleichzeitig werden Ängste wach.
Wir erleben ja höchst Widersprüchli—
ches: Einerseits hören wir, schon
bald solle der erste Mensch geklont
werden. Und auf der anderen Seite
sind wir nicht imstande, eine seit
Jahrhunderten bekannte Tierseuche
in den Griff zu bekommen.
Wir hören, dass sich menschliche Ei—
genschaften künftig vorherbestimmen
lassen - und gleichzeitig können wir
nicht verhindern, dass neue Krank-
heiten sich ausbreiten.

Manche fragen besorgt: Werden wir
zu Zauberlehrlingen? Setzen wir Ent-
wicklungen in Gang, deren Folgen
wir weder überblicken noch beherr-
schen können?
Neue wissenschaftliche Erkenntnisse
und technische Möglichkeiten stellen
uns vor grundsätzliche Fragen:

o Wie gehen wir mit der Natur um?
o Wie gehen wir mit der Gattung

Mensch um?
o Was bedeutet Fortschritt heute?
Es geht aber auch um ganz praktische
Fragen:
Werden in der Forschung und in der
Wissenschaft die richtigen Schwer-
punkte gesetzt oder lassen wir uns
von bestimmten Moden leiten?
o Kümmem wir uns um die Luxuspro-

bleme von wenigen?
o Vemachlässigen wir darüber For-

schungsfelder, die für viele Men-
schen überlebenswichtig sind?

I.

Hier wirft die Wissenschaft Fragen
auf, die uns alle angehen. Sie müssen
in der ganzen Gesellschaft diskutiert
und sie müssen dann politisch ent-
schieden werden — im Parlament.
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Gerade die Wissenschaftler, die For-
scher und die Ingenieure haben einen
Anspruch auf klare Rahmenbedin-
gungen. Wir verdanken ihnen viel
von dem, was wir gewöhnlich Le-
bensqualität nennen. Sie arbeiten auf
vielen Feldern an besseren Lebensbe-
dingungen für uns, auch da, wo es
nicht um spektakuläre Durchbrüche
geht.
Wir alle leben von der Neugier der
Forscherinnen und Forscher, von ih-
rer beharrlichen Arbeit, von ihrer
Leidenschaft für die Sache. Ihre Leis-
tungen verdienen hohe Anerkennung
und breite Unterstützung. Darum will
ich gerade junge Menschen ermuti-
gen, in Wissenschaft und Forschung
zu arbeiten.
Heute möchte ich dazu beitragen,
dass wir in all unseren Debatten Aus-
schau halten nach dem, was ich das
menschliche Maß nenne. Ich möchte
dabei den Blick auf jenen Bereich der
neuen Möglichkeiten richten, in dem
die Veränderungen so dramatisch
sind wie sonst nirgendwo — den Um-
gang mit dem menschlichen Leben.

II.

Wer von „Maß“ spricht, der spricht
von Grenzen. Ohne Grenzen, ohne
Begrenzung, gibt es kein Maß.
Aber ist das nicht ein Widerspruch:
von Fortschritt und zugleich von
Grenzen zu sprechen? „Denken heißt
überschreiten“ — das war das Motto
von Ernst Bloch, dem großen deut-
schen Philosophen der Hoffnung. Ja:
Denken — forschen, wissen, entdec-
ken - das heißt überschreiten. _
Wir wissen aber auch: Jedes Über-
schreiten von Grenzen stellt uns im-
mer wieder vor neue: Vor Grenzen
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der Erkenntnis, vor Cremen dessen,
was wir Menschen können, vor Gren-
zen dessen, was wir verantworten
können. Dafür brauchen wir Maßstä-
be, die uns unterscheiden helfen, was
wir tun dürfen und was wir nicht tun
dürfen. Wir müssen uns die nur
scheinbar einfache Frage vorlegen:
Was ist gut für den Menschen?
Was aber ist dem Menschen gemäß?
Was ist das „Menschliche“ am
„menschlichen Maß“? Ist nicht gera-
de „das Menschliche“ eine sehr viel-
deutige Kategorie? In seinem Schau—
spiel „Antigone“ hat Sophokles vor
fast 2.500 Jahren die großen Leistun-
gen und Erfindungen der Menschheit
benannt. Und er fasst sein Staunen
darüber so zusammen: „Ungeheuer
ist viel, nichts aber ist ungeheurer als
der Mensch“.
Heute staunen wir wieder — wie da-
mals Sophokles -— über die ungeheu-
ren Leistungen, die uns Menschen
möglich sind — und manchesmal hal-
ten wir erschreckt inne.

III.

Die Antworten auf die Frage: „Was
ist gut für den Menschen?“ finden
wir weder in der Natur noch in unse-
ren technischen Möglichkeiten. Wir
können sie nur finden, wenn wir ethi-
sche Grundsätze für unser persönli-
ches Leben und für das Zusammenle-
ben von Menschen formulieren, ach—
ten und selber leben. Ganz gleich,
was wir tun oder nicht tun, wir tref-
fen ja immer wartende Entscheidun-
gen — gewollt oder unbedacht, be-
wusst oder unbewusst.
Auch wenn wir über die neuen Mög-
lichkeiten der Lebenswissenschaften
sprechen, geht es nicht in erster Linie
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um wissenschaftliche oder um techni-
sche Fragen. Zuerst und zuletzt geht
es um Wertentscheidungen. Wir müs-
sen wissen, welches Bild vom Men-
schen wir haben und wie wir leben
wollen.
Ethische Grundsätze zu formulieren,
das bedeutet, sich auf Maßstäbe und
auf Grenzen zu verständigen.
Nun ist es immer leicht, die Trauben
zu verschmähen, die unerreichbar
hoch hängen. Schwierig ist es, Gren-
zen da zu setzen und zu akzeptieren,
wo man sie überschreiten könnte und
sie sogar dann zu respektieren, wenn
man dadurch auf bestimmte Vorteile
verzichten muss. Ich glaube aber,
dass wir genau das tun müssen.
Ich glaube, dass es Dinge gibt, die wir
um keines tatsächlichen oder ver-
meintlichen Vorteiles willen tun dür-
fen. Tabus sind keine Relikte vormo-
demer Gesellschaften, keine Zeichen
von Irrationalität. Ja, Tabus anzuer-
kennen, das kann ein Ergebnis aufge-
klärten Denkens und Handelns sein.

IV.

In der Diskussion über die Möglich-
keiten der Lebenswissenschaften spie-
len Hoffnungen eine ganz große Rol-
le.
Die Heilung von schweren und
schwersten Krankheiten: das ist es,
was viele Menschen sich in erster Li-
nie von den Fortschritten in der Bio-
und Gentechnik versprechen. Viele
leiden so sehr, dass sie und ihre An-
gehörigen inständig Heilungsmöglich—
keiten und Linderungen herbeiseh—
nen.
Die meisten von uns kennen kranke
Menschen, denen unsere Ärztinnen
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und Ärzte heute nicht oder nicht ge-
nug helfen können. Wer versteht
nicht, dass sie auf jede Entwicklung
setzen, die ihnen Hilfe verspricht?
Überall auf der Welt wird zum Glück
an Arzneimitteln und Behandlungs-
formen geforscht und gearbeitet, die
kranken Menschen helfen sollen. Das
geschieht — mit guten Aussichten —
auch mit solchen Methoden der Bio-
und Gentechnik, die niemanden in
Gewissensnöte zu bringen brauchen.
Diese Forschung verdient jede Ermu-
tigung und Unterstützung.
Es gibt in der Tat große Aufgaben:
Denken wir nur an einige Krankhei-
ten, die uns in unserem Teil der Welt
täglich gegenwärtig sind: Diabetes,
Krebs, Multiple Sklerose, Parkinson,
Alzheimer. Vergessen wir aber nicht,
dass in anderen Teilen der Welt Hun»
derte von Millionen Menschen noch
mit ganz anderen Krankheiten zu
kämpfen haben. Dabei denke ich
nicht nur an AIDS, das für weite Tei-
le des afrikanischen Kontinents eine
noch weit größere Bedrohung ist als
für uns, ich denke an Malaria, an He-
patitis oder an Parasitenbefall, an
dem fast die Hälfte der Weltbevölke-
rung leidet.
Hier reichen manchmal wenige Mit-
tel, um ganz vielen leidenden Men-
schen wirkungsvoll zu helfen. Wenn
wir uns in Wissenschaft und For-
schung zusätzlich anstrengen, dann
können wir für Millionen Menschen
weltweit außerordentlich großen Nut-
zen bringen.
Ich bin fest davon überzeugt, dass
wir unendlich viel Gutes erreichen
können, ohne dass Forschung und
Wissenschaft sich auf ethisch bedenk-
liche Felder begeben müssen.
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Es gibt viel Raum diesseits des Rubi-
kon.

V.

Wenn ich von manchen Verheißun-
gen angesichts der großen Möglich.
keiten der Lebenswissenschaften hö-
re, dann erinnert mich das an die Eu-
phorie, die viele in den fünfziger und
sechziger Jahren erfasst hatte. Da-
mals ging es um die friedliche Nut-
zung der Atomenergie, die auch ich
lange Jahre für den richtigen Weg ge-
halten habe.
Damals träumten viele —- nicht nur
Wissenschaftler — von nie versiegen-
der Energie zu konkurrenzlos niedri-
gen Preisen.
Die Atomenergie sollte alles möglich
machen: Wüsten zum Blühen brin-
gen, Autos zum Fahren und sie sollte
sogar das Sprengen für den Straßen-
bau erleichtern. Heute staunen die
meisten über so viel Naivität und
über so viel schlichten Glauben an
den Fortschritt.
Als der Deutsche Bundestag am 3.
Dezember 1959 das Gesetz über die
friedliche Nutzung der Kernenergie
verabschiedete, hat sich ein Abgeord-

neter der Stimme enthalten. Alle an-
deren haben dafür gestimmt. Die
Kernenergie zu nutzen, das erschien
als das Selbstverständlichste von der
Welt. An die Brisanz vieler Probleme,
zum Beispiel der Entsorgung, hat
man zu wenig gedacht und andere
hat man sich gar nicht erst vorstellen
können. Das sollte uns ein wenig
skeptisch machen, wenn neue Tech-
nologien das Paradies auf Erden zu

versprechen scheinen.

Vielleicht hat Ernst Bloch an solche
Situationen gedacht, als er einen Satz

Hölderlins umkehrte und warnte:
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„Wo aber das Rettende naht, wächst
auch die Gefahr“.

VI.

Was in der Biotechnologie und in der
Fortpflanzungsmedizin geschieht
oder möglich ist, das hat in einem we-
sentlichen Punkt eine völlig neue
Qualität: Da geht es nicht mehr allein
um technologische Chancen und Risi—
ken für Mensch und Umwelt. Zum er-
sten Mal scheint die Menschheit
fähig, den Menschen selber zu verän-
dern, ja ihn genetisch neu zu entwer-
fen.
Angesichts der moralischen Dimensi-
on dieser Fragen wird es niemanden
erstaunen, dass die Kirchen hier be-
sonders engagiert sind. Es wäre aber
ein Irrtum, zu glauben, es handelte
sich dabei um bloße kirchliche Son-
dermoral.
Man muss ja wahrlich kein gläubiger
Christ sein, um zu wissen und um zu
spüren, dass bestimmte Möglichkei-
ten und Vorhaben der Bio- und Gen—
technik im Widerspruch zu grundle-
genden Wertvorstellungen vom
menschlichen Leben stehen. Diese
Wertvorstellungen sind —- nicht nur
bei uns in Europa — in einer mehrtau-
sendjährigen Geschichte entwickelt
worden. Sie liegen auch dem schlich-
ten Satz zu Grunde, der in unserem
Grundgesetz allem anderen vorange-
stellt ist: Die Würde des Menschen ist
unantastbar.
Diese Wertvorstellungen zieht nie-
mand ausdrücklich in Zweifel. Wir
können es uns aber auch nicht lei-
sten, ethische Überzeugungen unbe—
wusst oder schweigend aufzugeben
oder sie zur Privatangelegenheit zu
erklären.
Wir müssen uns darüber klar sein,
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was die Folgen wären, wenn wir den
Wertekanon, den wir in einer langen
Geschichte entwickelt haben, als
Grundlage allen staatlichen Handelns
in Frage stellten. Würden wir dann
nicht die Gefangenen einer Fort-
schrittsvorstellung, die den perfekten
Menschen als Maßstab hat? Würden
damit nicht Auslese und schrankenlo-
se Konkurrenz zum obersten Lebens-
prinzip?
Das wäre eine völlig andere, das wäre
eine neue Welt — keine schöne.
Nach meinem Eindruck haben sich
solche Vorstellungen durchaus schon
verbreitet. Das zeigen manche Argu-
mente, die man zuweilen in der De-
batte über Fragen der Gentechnologie
hören kann. Die Optimierung zum
Stärksten und Besten wird zu einer
selbstverständlichen Vorstellung.
Wird dann nicht der menschliche
Körper selber zur Ware und zu ei—
nem Gegenstand ökonomischen Kal-
küls?
Selbstverständlich: Wirtschaftliche
Argumente haben einen legitimen
Platz in der Debatte über die Nutzung
des medizinischen Fortschritts. Für
Arbeitsplätze zu sorgen, für gesicher—
te Lebensverhältnisse - das ist natür-
lich auch eine ethisch begründete
Verpflichtung. Dazu gehört Unter-
nehmergeist. Dazu gehört das Stre-
ben nach wirtschaftlichem Erfolg.
Dazu gehört politische Leistung. Die
Teilhabe aller an Fortschritt und
Wohlstand ist ein Gebot der Gerech-
tigkeit.
Entscheidend sind aber doch Rang-
ordnung und Gewichtung der Argu-
mente. Wir sind uns gewiss einig dar-
über, dass etwas ethisch Unvertretba—
res nicht dadurch zulässig wird, dass
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es wirtschaftlichen Nutzen ver-
spricht.
Wo die Menschenwürde berührt ist,
zählen keine wirtschaftlichen Argu-
mente.
Zur Ernsthaftigkeit und zur Lauter-
keit gehört es aber auch, dass ethi-
sche Argumente nicht dazu miss-
braucht werden, andere Interessen
durchzusetzen.

VII.

Eine der Schwierigkeiten der Debatte,
die wir führen müssen, liegt darin,
dass die wissenschaftlichen und tech-
nischen Entwicklungen so schnell
voranschreiten. Wir kommen kaum
noch dazu, ihre Chancen und ihre Ri-
siken kritisch zu reflektieren. Be
schleunigung, wachsender Zeitdruck
sind aber selbstgemachte Sachzwän—
ge, denen wir uns nicht ausliefern
dürfen. Ethische Reflektion darf nicht
zum moralischen Deckmantel für
längst getroffene Entscheidungen ver-
kommen.
Nachdenken kann man nur, wenn
zwischen Entdeckung und Anwen-
dung Zeit bleibt, wenn wir die mögli-
chen Folgen bedenken können, bevor
sie eingetreten sind. Es hat ja gute
Gründe, dass zum Beispiel Medika-
mente erst nach angemessener Zeit
und nach sorgfältiger Prüfung für die
allgemeine Praxis zugelassen werden.
Wo kommen wir hin, wenn wir über
gravierende Veränderungen erst
dann nachdenken können, wenn sie
schon längst eingetreten sind?

VIII.

Bei uns in Deutschland darf an Em-
bryonen nicht geforscht werden. Das
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haben die Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages aus ganz unter-
schiedlichen Überzeugungen heraus
im Jahre 1990 beschlossen. Sie haben
als Beginn des schutzwürdigen
menschlichen Lebens die befruchtete
Eizelle festgelegt.
Wer die Auffassung nicht teilt, dass
menschliches Leben mit diesem Zeit-
punkt beginnt, der muss die Frage be-
antworten: Ab welchem anderen Zeit-
punkt sollte menschliches Leben ab-
solut geschützt werden? Und warum
genau erst ab diesem späteren Zeit-
punkt?
Wäre nicht jede solche andere Grenz-
ziehung willkürlich und dem Druck
auf neuerliche Veränderung ausge-
setzt? Bestünde nicht die Gefahr,
dass andere Interessen dann höher
rangierten als der Schutz des Lebens?
Nicht jedem scheint klar zu sein, was
das über diese spezielle Debatte
hinaus bedeutet. Es würde bedeuten,
das ethisch Verantwortbare stets neu
den technischen Möglichkeiten anzu-
passen. Auch hochrangige Ziele wis-
senschaftlicher Forschung dürfen

nicht darüber bestimmen, ab wann
menschliches Leben geschützt wer-
den soll.

IX.

Manche fordern, dass auch in
Deutschland die Präimplantationsdia—

gnostik, kurz PID, erlaubt werden
soll. Dabei geht es um die Frage: Soll
bei einer künstlichen Befruchtung ein
Embryo auf genetische Schäden un-
tersucht werden, bevor er in den Kör-
per einer Frau eingepflanzt wird?
Darf der Embryo beseitigt oder darf
er verwertet werden, wenn solcher
Schaden festgestellt wird?
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Dieses Verfahren — so sagen seine Be-
fürworter — soll nur in ganz wenigen
Fällen angewendet werden, nämlich
bei Paaren, bei denen mit schweren
Erbschäden gerechnet werden muss.
Selbst nach Auffassung ihrer Befür-
worter handelt es sich also um eine
Methode, die so problematisch ist,
dass sie nur ganz selten eingesetzt
werden soll — obwohl sie in Tausen-
den von Fällen angewendet werden
könnte.
Aber müssen wir nicht fragen:
Wäre eine solche Beschränkung
einzuhalten, wenn die Erlaubnis ein-
mal grundsätzlich gegeben ist? Wi-
derspricht das nicht aller Lebenser-
fahrung? Und muss man deshalb
nicht die Befürchtungen jener verste-
hen, die glauben, dass mit dieser neu-
en Form von Diagnostik die Tür
geöffnet wird oder geöffnet werden
soll zu ganz anderen Zielen. Nun
wird gesagt, die PID könne man
schon deswegen nicht verbieten, weil
bei uns jedes Jahr Tausende von Ab-
treibungen straflos bleiben. Dieses
Argument übersieht, dass es sich hier
um zwei vollkommen unterschiedli—
che Sachverhalte handelt.
Erinnern wir uns an die schwierige
Debatte zum Paragraf 218: Eine brei-
te Mehrheit der Abgeordneten des
Deutschen Bundestages war der
Überzeugung, dass das Leben des
Kindes nicht gegen den Willen der
Frau geschützt werden kann und dass
Beratung und praktische Unterstüt-
zung das Leben besser schützen als
Strafandrohung. Darum stellt der Pa-
ragraf 218 eine Abtreibung unter be-
stimmten Bedingungen straffrei.
Er ist also kein Argument für die
Präimplantationsdiagnostik, denn er
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zielt auf die unvergleichbare Konflikt—
Situation während einer Schwanger-
schaft. Er rechtfertigt keine Praxis,
die das Tor weit öffnet für biologi-
sche Selektion, für eine Zeugung auf
Probe.

X.

Kinder sind ein Geschenk. Ich weiß,
wie bitter es für viele ist, wenn sie
keine Kinder bekommen können.
Wenn es die Möglichkeit gibt, Kinder
künstlich zu erzeugen oder die geneti-
schen Anlagen eines Embryos zu tes-
ten - entsteht dann nicht leicht eine
Haltung, dass jede und jeder, der ei—
gene Kinder bekommen will, auch
das Recht dazu habe — und zwar so-
gar das Recht auf gesunde Kinder?
Wo bisher unerfüllbare Wünsche er-
füllbar werden oder erfüllbar schei-
nen, da entsteht daraus schnell ein
Anschein von Recht.
Wir wissen aber doch, dass es ein sol-
ches Recht nicht gibt. Noch so ver-
ständliche Wünsche und Sehnsüchte
sind keine Rechte. Es gibt kein Recht
auf Kinder. Aber es gibt sehr wohl
ein Recht der Kinder auf liebende El-
tern — und vor allem das Recht
darauf, um ihrer selbst willen zur
Welt zu kommen und geliebt zu wer-
den.

XI.

Autonomie, Selbstbestimmung und
Selbstverantwortung des Einzelnen
gehören spätestens seit der Auf-
klärung zu den großen Errungen-
schaften unserer Zivilisation.
Die Entscheidungsfreiheit des Einzel-
nen hat herausragende Bedeutung.
Das darf uns den Blick nicht dafür
verstellen, dass auch Selbstbestim-
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mung an Voraussetzungen gebunden
ist und dass sie Grenzen hat.
Wir sollten auch bedenken: Nicht je—
de zusätzliche Wahlmöglichkeit führt
automatisch zu mehr Freiheit. Das
gilt auch für den medizinischen Fort-
schritt. Was wie freie Selbstbestim-
mung aussieht, kann sich umkehren
in faktischen Zwang.
Das wird besonders deutlich, wenn
wir an das denken, was moderne Dia—
gnosemöglichkeiten für unseren Um-
gang mit Behinderungen bedeuten
könnten. Wird nicht in Zukunft im-
mer häufiger die Frage gestellt wer—
den, ob es denn nötig gewesen sei, ein
behindertes Kind zur Welt zu brin-
gen? Heute sei doch niemand mehr
dazu gezwungen.
Wird so Behinderung vorwerfbar
werden? Wird sie als Schädigung der
Gesellschaft verstanden werden?

XII.

Wie scheinbare Selbstbestimmung
neue Zwänge erzeugen kann, das
lässt sich an einem Beispiel aus jüng-
ster Zeit zeigen. In den Niederlanden
ist kürzlich die gesetzliche Grundlage
für aktive Sterbehilfe geschaffen wor-
den. Umfragen weisen darauf hin,
dass es auch bei uns für eine solche
Regelung eine weit verbreitete Stim-
mung gibt. Auch in dieser Diskussion
wird die Selbstbestimmung des Men.
schen, seine Autonomie, als wichtig-
stes Argument genannt.
Wo es um das Ende des eigenen Le-
bens geht, scheint dieses Argument
auf den ersten Blick besonders zu
überzeugen. Aber gilt nicht, was ein
Arzt vor kurzem so formuliert hat:
„Wo das Weiterleben nur eine von
zwei legalen Optionen ist, wird jeder
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rechenschaftspflichtig, der anderen
die Last seines Weiterlebens aufbür—
det“.
Was die Selbstbestimmung des Men-
schen zu stärken scheint, kann ihn in
Wahrheit erpressbar machen.
Dem steht das Argument entgegen,
man dürfe etwas nicht allein deshalb
verbieten, weil es zu ungewollten
schlimmen Konsequenzen oder auf
eine schiefe Bahn führen könne. Ent-
sprechende Regelungen könnten
Fehlentwicklungen verhindern.
Spricht aber nicht sehr viel gegen die
Hoffnung, dass Fehlentwicklungen
oder gar Missbrauch sich aufhalten
ließen? Das ist keine akademische
Frage. In den Niederlanden berufen
sich die Gegner des neuen Gesetzes
auf eine staatlich geförderte wissen-
schaftliche Studie. Sie hatte zum Er-
gebnis, dass es während der so ge-
nannten Erprobungsphase vor der ge-
setzlichen Regelung der aktiven Ster-
behilfe jährlich 1.000 Fälle gab, in
denen, ich zitiere, „lebensbeendende
Handlungen ohne ausdrücklichen
Wunsch“ des Getöteten vorgenom-
men worden sind.
Auch das sollte man sich vor Augen
führen, wenn man über aktive Sterbe-
hilfe spricht.

XIII.

Wenn ich es recht sehe, sind deshalb
so viele Menschen für aktive Sterbe-
hilfe, weil sie große Angst davor ha-
ben, am Ende ihres Lebens Leid und

Schmerzen nicht mehr auszuhalten,
ihnen hilflos ausgeliefert zu sein. Sie
haben Angst davor, alleingelassen zu
sein oder anderen zur Last zu fallen.

Sie haben Angst davor, Schmerzen
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nicht mehr ertragen zu können und
würdelos dahinzusiechen.
Ich verstehe diese Angst gut. Ich ha-
be sie auch.
Die aktive Sterbehilfe ist aber nicht
die einzig mögliche Antwort auf diese
verständliche Verzweiflung.
Ja, wir brauchen einen anderen Um-
gang mit dem Sterben und dem Tod.
Wir müssen wieder lernen: Es gibt
viele Möglichkeiten, sterbenskranken
Menschen beizustehen, sie zu trösten
und ihnen zu helfen. Oft ist schon
entscheidend, sie nicht allein zu las-
sen.
Die wirksamste medizinische Hilfe ist
in vielen Fällen eine gute Schmerz-
therapie. Mich hat tief beeindruckt,
was neulich einer der Pioniere der
deutschen Schmerztherapie, Prof.
Eberhard Klaschik, in einem Inter-
view dazu sagte:

„Ich behandle seit fast 20 Jahren Pa-
tienten, die nicht heilbar sind. Viele,
die zu uns kommen, sagen: So kann
ich nicht mehr leben, so will ich nicht
mehr leben, die Schmerzen sind zu
groß [...]. All diesen Patienten haben
wir helfen können.“

Viele Ärzte bestätigen diese Erfah-
rung. Wenn das so ist, dann ist der
Streit um die aktive Sterbehilfe die
falsche Debatte. Wir können und wir
müssen viel mehr als bisher für die
Schmerztherapie tun. Das ist ein
Feld, das lange Zeit sträflich vernach-
lässigt worden ist. Ich wünsche mir,
dass Deutschland bei der Schmerzfor—
schung und bei der Schmerztherapie
so schnell wie möglich vorbildlich
wird. Das ist nun wirklich zutiefst hu-
man und ist im Interesse eines jeden
von uns.
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Der Blick in die Niederlande oder
auch nach Großbritannien und in an-
dere Länder zeigt: Über den Umgang
mit dem Leben und mit den Möglich-
keiten des medizinischen Fortschritts
wird derzeit überall intensiv und mit
großem Ernst diskutiert. Zum Teil
werden bisher geltende Grundsätze
tiefgreifend verändert. Niemand
macht sich die Entscheidungen leicht.
Ich hielte es für gut, wenn wir uns, in
dem Maße wie Europa weiter zusam-
menwächst und wie wir uns unserer
gemeinsamen Werte versichern, in
Zukunft stärker auch über diese Fra-
gen austauschen würden.

XIV.

Eugenik, Euthanasie und Selektion:
Das sind Begriffe, die in Deutschland
mit schlimmen Erinnerungen verbun-
den sind. Sie rufen deshalb — zu
Recht — emotionale Abwehr hervor.
Trotzdem halte ich das Argument für
ganz falsch und irreführend, wir
Deutsche dürften bestimmte Dinge
wegen unserer Geschichte nicht tun.
Wenn wir etwas für unethisch und
unmoralisch halten, dann deshalb,
weil es immer und überall unethisch
und unmoralisch ist. In fundamenta-
len ethischen Fragen gibt es keine
Geografie des Erlaubten oder des Un—
erlaubten.
Richtig ist: Die Erfahrung, die wir
mit dem Nationalsozialismus gemacht
haben, speziell mit Forschung und

Wissenschaft im Dritten Reich, muss

für die ethische Urteilsfindung —
nicht nur bei uns — eine ganz wichti-

ge Rolle spielen. Wir erinnern daran
nicht, weil wir moralischer sein wol-

len als alle anderen. Nein, es geht
nicht um deutsche Sondermoral.
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Niemand darf vergessen, was damals
auch in Wissenschaft und Forschung
geschehen ist. Entwicklungen, die
schon vor 1933 und auch in anderen
Ländern begonnen hatten, konnten
dann ohne jede Grenze weiter gehen.
Eine entfesselte Wissenschaft forsch-
te — um ihrer wissenschaftlichen Zie-
le willen — ohne moralische Skrupel.
Ich erinnere immer wieder daran,
dass die Geschichte uns hilft — nicht
nur uns Deutschen — zu begreifen,
was geschieht, wenn Maßstäbe ver-
rückt werden, wenn Menschen vom
Subjekt zum Objekt gemacht werden.
Wer einmal anfängt, menschliches
Leben zu instrumentalisieren, wer
anfängt, zwischen lebenswert und le-
bensunwert zu unterscheiden, der ist
in Wirklichkeit auf einer Bahn ohne
Halt.
Die Erinnerung daran ist ein immer-
währender Appell: Nichts darf über
die Würde des einzelnen Menschen
gestellt werden. Sein Recht auf Frei-
heit, auf Selbstbestimmung und auf
Achtung seiner Würde darf keinem
Zweck geopfert werden. Eine Ethik,
die auf diesen Grundsätzen beruht,
gibt es freilich nicht umsonst. Es hat
einen Preis, wenn wir nach ethischen
Grundsätzen handeln.

XV.

Weil es hier im wahrsten Sinne des
Wortes um existenzielle Fragen geht,
muss ganz besonders gelten: Wenn
wir begründete Zweifel haben, ob wir
etwas technisch Mögliches tun dürfen
oder nicht, dann muss es so lange
verboten sein, bis alle begründeten
Zweifel ausgeräumt sind.
Ich kenne den Satz: „Die Anderen tun
es doch auch“. Aber wir sagen doch
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schon unseren Kindern, dass sie tun
müssen, was richtig ist, ganz gleich,
was andere machen. Und wir akzep-
tieren dieses Argument ja auch nicht
im Falle von Kinderarbeit, von Skla-
verei oder bei der Todesstrafe.
Das Gleiche gilt für das ähnliche Ar-
gument: „Wenn wir es nicht tun,
dann tun es die Anderen“. Dieses Ar-
gument ist Ausdruck ethischer Kapi-
tulation. Es scheint allerdings dann
besonders stichhaltig zu sein, wenn
es Ökonomisch aufgeladen wird:
Wenn wir dies und jenes nicht tun,
dann tun es andere — und die setzen
sich dann an die Spitze des Fort-
schritts, die verschaffen sich Stand-
ortvorteile, die verdrängen uns vom
Markt.
Mit diesem Argument müssten wir
zum Beispiel auch unbegrenzten Rüs-
tungsexport betreiben. Das tun wir
aber nicht. Zu Recht — und letztlich
auch nicht zu unserem Schaden.
Ich wiederhole: Ökonomische Interes-
sen sind legitim und wichtig. Sie kön-
nen aber nicht gegen die Menschen-
würde und den Schutz des Lebens
aufgewogen werden. Wer den Schutz
des Lebens an seinem Beginn aufgibt,
der wird das bald auch für das Ende
des Lebens geltend machen können.
Dann wird vielleicht gefragt: Können
wir uns den hohen Pflegeaufwand am
Ende des Lebens leisten? Wäre es
nicht ökonomisch vernünftiger, Alte
und Kranke willigten rechtzeitig in
die Sterbehilfe ein?
Ich weiß, dass niemand so etwas vor.

schlägt. Aber wir alle wissen auch,

dass beste Absichten oft nicht verhin-

dern können, dass schließlich ge-
schieht, was anfangs niemand wollte.
Und ich weiß auch, dass schon heute
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alte Menschen sich solchen Fragen
drangvoll ausgesetzt fühlen.

XVI.

Die Fortschritte in den Lebenswissen-
schaften wecken zum Glück auch die
berechtigte Hoffnung, dass wir vieles
verbessern können. Wir alle wün-
schen uns, dass Krankheiten immer
genauer erforscht und immer wirksa-
mer behandelt werden können. Gen-
technik und Genomforschung spielen
dabei eine wichtige Rolle.
Ja, ich bin zuversichtlich: vieles wird
besser werden. Aber glauben wir
nicht den falschen Propheten, die uns
sagen: alles wird gut.
Gegen alle Heilsversprechungen und
gegen alle Ohnmachtsgefühle sage
ich: Fortschritt nach menschlichem
Maß kennt seinen Wert und weiß um
seine Werte. Das Gegenteil von unbe-
grenztem Fortschritt ist nicht Still-
stand oder Rückschritt. Wer gegen ei-
nen Fortschritt um jeden Preis plä-
diert, der ist kein Gegner des Fort-
schritts.
Um unserer Freiheit willen müssen
wir fragen: Was von den vielen neu-
en Möglichkeiten ist gut? Was müs-
sen wir unbedingt versuchen? Was
dürfen wir keinesfalls tun?
Unser Umgang mit diesen Fragen
muss geprägt sein vom Respekt vor
dem Leben von Anfang an. Die Wür-
de des Menschen lässt sich gegen kei-
nen anderen Wert aufrechnen.
Das Leben erinnert uns immer wie-
der daran, dass wir Menschen — bei
allem Fortschritt — immer endliche
Wesen bleiben.
Wenn wir so tun, als seien unsere
Möglichkeiten grenzenlos, überfor-
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dem wir uns selber. Dann verlieren
wir das menschliche Maß.

XVII.

Die Fragen nach Leben und Sterben
betreffen uns alle. Damm dürfen sie
nicht allein die Sache von Experten
sein. Wir können unsere Antworten
nicht delegieren: Nicht an die Wissen-
schaft, nicht an Kommissionen und
nicht an Räte. Sie können uns gewiss
helfen, aber wir müssen die Antwor-
ten selber geben. Wir müssen über
diese Fragen streiten und dann gev
meinsam entscheiden.
Es geht um politische Entscheidun-
gen. Wer die Entscheidungen über
das, was gemacht werden soll, der
Wissenschaft überlassen will, der
verwechselt die Aufgaben von Wis-
senschaft und Politik in einem demo-
kratischen Rechtsstaat.
Wir brauchen eine fundierte und ge-
wissenhafte öffentliche Diskussion, in
der nichts unausgesprochen bleibt:
Weder die Absichten noch die Ziele,
weder die Hoffnungen noch die Ängs-
te, die sich mit den neuen Möglichkei-
ten verbinden.
Wir brauchen Aufklärung im besten
Sinn des Wortes. Aufklärung richtet
sich gleichermaßen gegen irrationale
Ängste und apokalyptische Vorstelo
lungen wie gegen pure technische
Machbarkeitsphantasien.
Wir müssen uns gemeinsam immer
wieder neu darauf verständigen, wel-
che Richtung wir dem Fortschritt ge-
ben wollen.
Wir müssen immer wieder neu ent-
scheiden, welche Grenzen wir über-
schreiten und welche Grenzen wir ak-
zeptieren wollen.
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Wir müssen immer wieder Wägen
und entscheiden, welche Möglichkei-
ten unser Leben wirklich freier ma-
chen und welche Möglichkeiten uns
bloß neuen Zwängen unterwerfen
oder gar in das Leben anderer ein-
greifen.
Die Zukunft ist offen.
Sie ist kein unentrinnbares Schicksal
und kein Verhängnis.
Sie kommt nicht einfach über uns.
Wir können sie gestalten — mit dem,
was wir tun und mit dem, was wir
nicht tun.
Wir haben viele, wir haben große
Möglichkeiten.
Nutzen wir sie für einen Fortschritt
und für ein Leben nach menschli-
chem Maß.
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ETHIK ALLGEMEIN

SCHWEITZER, Albert: Die Weltan-
schauung der Ehrfurcht vor dem Le-
ben. Kulturphilosophie III, dritter und
vierter Teil. Hg. v. Claus Günzler u. Jo-
hann Zürcher. — München: Beck, 2000
(Werke aus dem Nachlass). — 504 S.‚
ISBN 3—406—45346—5 Gewebe: DM
118.00, SFr 105.00, ATS 861.00. ._
Quellenverz. zur Dokumentationsab-
schrift; Quellen u. Literatur; Register
Albert Schweitzer war nicht nur der
„Urwalddoktor“ sondern Bachforscher,
Mediziner, Ethiker und Organist — wohl
eine der großen Persönlichkeiten des
20. Jahrhunderts, wie Albert Einstein.
Obgleich Hans Lenk erst kürzlich den
Ethik-Nachlass von Albert Schweitzer
hier besprochen hat (Ethica 8 (2000) 3,
279-299), mag ein anderer Blickwinkel
gerechtfertigt sein, zumal unvollendete
Werke zur Interpretation herausfor.
dem. Der Text liest sich von der ersten
bis zur letzten Zeile spannend und pa-
ckend. Erst zum Schluss fällt einem Me-
diziner wie mir auf, dass Albert
Schweitzer über Medizin allenfalls in
Fußnoten redet, viel weniger als über
Musik. In der modernen Medizin-Ethik
wird sein Prinzip der Ehrfurcht vor
dem Leben ja eher belächelt — dafür
sind jetzt die Grundsätze der Rezipro-
zität und Selbstbestimmung angesagt.
Albert Schweitzer macht klar, dass

Ethik „nicht aus Welterkenntnis" zu be-
gründen sei. Ethik ist nicht etwas, das

wir wissen, sondern etwas, das wir wol-
len können. Schweitzer versucht noch
ein universelles geistiges Prinzip zu fin-

den, von dem er die Ethik ableiten und
auf das er sie zurückführen kann. Mir
scheint er dabei stark biologistisch zu

argumentieren und unter dem Einfluss

F. Nietzsches zu stehen. Denn was er
als primär gegeben findet, ist der Le-
benswille, der sich aber schon immer
ambiguent in Liebe und Macht aufteilt.
Nach der Lektüre von Albert Schweitzer
hat man einen ganz anderen Eindruck,
nämlich den, dass Ethik sich aus der
Europäischen wie der Asiatischen Kul-
tur als Kulturleistung herleitet, wie um-
gekehrt Ethik notwendig ist, um das
Fortbestehen unserer Kultur zu si-
chern. Sein Buch setzt die Ethik dem Zi-
vilisationsdesaster zweier Weltkriege,
dem Nationalsozialismus und dem Holo-
caust entgegen. Der Text hört mit dem
August 1945 plötzlich auf. Keinem der
schwierigen Themen geht er aus dem
Weg, er bezieht sich — und zeitlich je
näher desto kritischer - ausdrücklich
auf Sokrates, Aristoteles, Konfuzius,
Kant, Hegel, Marx, Nietzsche, ohne de-
ren Arbeit er seine Ethik nicht formu-
liert hätte. Ethik ist bei Albert Schweit-
zer nicht nur ein Regelwerk menschli-
chen Zusammenlebens sondern enga—
giertes Handeln: „das Ethische besteht
darin, dass wir uns für die lebendigen
Individuen als einzelne und als solche
interessieren“. Diese Aussage gilt vor
allem für die Medizin und wird durch
die neueste Analyse in einer der angese-
hensten medizinischen Fachzeitschrif-
ten bestätigt: kognitive und emotionale
Faktoren sind — neben fachlichen — für
den therapeutischen Erfolg einer Arzt-
Patienten-Beziehung von entscheiden-
der Bedeutung (Lancet 357 (2001),
757-762). Frieder Keller, Ulm

LITERATUR

MIETH, Dietmar (Hg.): Erzählen und
Moral: Narrativität im Spannungsfeld
von Ethik und Asthetik. — Tübingen:
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Attempto, 2000. — 286 S, ISBN
3—89308—328—6 Brosch.: DM 58.00,
SFr 55.00, ÖS 423.00.
Der Sammelband dokumentiert eine
Vorlesungsreihe, die im Sommersemes-
ter 1999 im Rahmen des Studium Gene«
rale an der Universität Tübingen veran-
staltet wurde. Er eignet sich hervorra-
gend zur Einführung in ein aktuelles
Forschungsgebiet interdisziplinärer
Ethik im Spiegel von elf Beiträgen, die
jeweils einen interessanten Aspekt eines
vielschichtigen Themas beleuchten. In
philosophischen Kontexten ist von nar-
rativer Ethik heute vor allem in Verbin-
dung mit dem Kommunitarismus die
Rede, etwa im Werk von Alasdair Mac-
Intyre, der in After Virtue (1981) auf
die narrative Konstruktion von Identität
verwies und deren Bedeutung für einen
tugendethischen Ansatz unterstrich. An-
lässlich der Kommunitarismus-Libera-
lismus-Debatte wurde oft vergessen,
dass es vor der philosophischen Rehabi-
litierung des Erzählens bereits in den
70-er Jahren einen bedeutenden Rezep-
tionsschub von Theorien der Narrati—
vität innerhalb der Theologie gab, spezi-
ell in der theologischen Ethik.
Das Buch eröffnet vor allem den Ein-
blick in zwei bedeutende Tübinger
„Werkstätten“ des Gesprächs zwischen
Ethik und Literaturwissenschaft. Der
größere Teil der Arbeiten steht in einer
Beziehung zu dem von Dietmar Mieth
seit mehr als 25 Jahren entfalteten Pro-
jekt einer narrativen Ethik (vgl. S.
81 f.). Ein weiterer Tübinger Bezugs—
punkt theologisch—literamrwissenschaft-
licher Begegnungen verdankt sich den
zahlreichen Publikationen von Karl-Jo-
sef Kuschel. Beide Autoren sind zwar
zum Glück nicht zu Schuloberhäuptern
in einem doktrinären Sinn geworden,
haben jedoch eine stattliche Anzahl von
Veröffentlichungen verfasst und ange-
regt, deren Spuren in dem vorliegenden
Band zu finden sind.
Das zunächst überraschende Fehlen ei-
ner systematischen Entwicklung der
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Frage nach der ethischen Relevanz von
Narrativität wird vor allem durch den
programmatischen Eröffnungsaufsatz
von Marcus Düwell ausgeglichen (S.
11-3 5), der den postulierten Zusammen-
hang von Erzählen und Moral in das
umfassendere Spannungsfeld von Ethik
und Ästhetik einordnet. Seine Pro-
blemskizze vermittelt nicht nur einen
guten Überblick über das gegenwärtige
Interesse der Philosophie an ästheti-
scher Erfahrung, sondern präzisiert
auch die spezifisch moralphilosophi—
schen Erkenntnisinteressen und relati-
viert deren Einschränkung auf den
Aspekt des Narrativen. Ebenfalls von
allgemeinerem Zuschnitt ist der Beitrag
von Hille Haker (S. 37-64), die das Pro-
blem der moralischen Identität mit Mit-
teln von Narrativitätstheorien bearbei-
tet und sich besonders der Konzepte
von Charles Taylor (Sources of the Self)
und Paul Ricoeur (Soi-möme comme un
autre) bedient. Ein historisch einfluss-
reiches Paradigma der Verknüpfung
von Asthetik und Moral rekonstruiert
schließlich Christian Schenk in seiner
Untersuchung von Friedrich Schillers
kunsttheoretischen Schriften unter dem
Gesichtspunkt der moralphilosophi-
schen Hintergründe (S. 111-141).
Die anderen acht Aufsätze sind kennt-
nisreiche und einfühlsame Fallstudien
von Dietmar Mieth zu Milan Kundera
(S. 67-82), von Jürgen Brummack zu
J.M.R. Lenz (S. 83-110), von Warren
Reich zu Goethe (S. 143-165), von Do-
minik Pfaff zu Heinrich Heine (S.
167-184), von Hub Zwart (in englischer
Sprache) zu Herman Melville (S.
185-214), von Regina Ammich’eQuinn
zu Aleksandar Tiäma und Franz Kafka
(S. 215-236), von Karl-Josef Kuschel zu
Thomas Mann (S. 237-258) und von
Christoph Gellner zu Hermann Hesse
und Bertolt Brecht (S. 259-281). Die Le-
ser werden durch diese bunte Mischung
unter ethischen Vorzeichen (Identität,
Sorge, MenschäTier—Verhältnis, Gesetz,
Lebenskunst usw.) zu einer spannenden



Bücher und Schriften

Entdeckungsreise durch die Weltlitera-
tur eingeladen und dafür sensibilisiert,
dass die Stärke narrativer Ethik in der
exemplarischen Einzelfallanalyse, im
Aufspüren von „Verbindlichkeit im Un-
verbindlichen“ (Mieth) und eben nicht
in der totalisierenden Konstruktion ei-
ner erfahrungsarmen Supertheorie be-
steht. Wer theoretische Vertiefungen
sucht, findet in sämtlichen Beiträgen ge-
zielte Literaturhinweise, da fast alle
Mitwirkenden sich bereits in größeren
Monographien als Fachleute in ihrem
Themenfeld ausgewiesen haben. Der
Sammelband ist somit weit mehr als
nur eine Zusammenstellung isolierter
Perspektiven. Dem Herausgeber und a1-
len Autoren sowie dem Verlag und dem
Tübinger Universitätsbund ist für die
Veröffentlichung dieser Überlegungen
in einem übrigens sehr ansprechend ge-
stalteten Buch zu danken, das hoffent.
lich die Aufmerksamkeit für einen un-
konventionellen Bereich der Ethik neu
beleben wird.

Walter Lesch, Louvain-la-Neuve

MEDIZIN

METTNER, Matthias (Hg.): Wie men-
schenwürdig sterben? Zur Debatte um
die Sterbehilfe und zur Praxis der
Sterbebegleitung. — Zürich: NZN-Buch-
verl., 2000. — 380 8., ISBN
3—85827—127—6 Brosch.; Literaturemp-
fehlungen; Quellenhinweise
Unter der Überschrift „Wie menschen-
würdig sterben?“ bietet der Band eine
große Zahl von Aufsätzen, die sich mit
Fragen um medizinische, rechtliche,
psychologisch-psychiatrische und ethi-
sche Aspekte der Sterbebegleitung bzw.
Sterbehilfe auseinandersetzen. Es kom-
men Ärzte aus den Fachrichtungen vor
allem der Inneren Medizin, der Psychia-
trie und Psychotherapie, der Gerontolo-
gie, Mitarbeiter im Pflegedienst, Juri—
sten und Ethiker sowie Theologen zu
Wort. Das reiche Material ist in vier
große Abschnitte unterteilt. Der erste
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dient sozusagen einer Art Situationsbe-
schreibung: „Sterbe, wer will? Worum
es in der Debatte um die Sterbehilfe
geht“. Der zweite widmet sich stärker
den Voraussetzungen der politischen
und ethischen Diskussion: „Medizini-
sche, rechtliche und ethische Fragen
der Sterbehilfe“. Der dritte und der
vierte Abschnitt stellen eigentlich das
Ziel des Buches dar, das im Gesamt der
Optionen der Autoren die palliative und
pflegerische sowie spirituelle Begleitung
des Sterbens als Alternative zur aktiven
Sterbehilfe betrachtet: „Palliative Be-
treuung und Sterbebegleitung versus
Sterbehilfe“, „Leben und Sterben im Al—
ter“.
Es ist kaum möglich, in einer kurzen
Rezension die Fülle der in diesem Buch
angesprochenen Sichtweisen der Ster-
bebegleitung wiederzugeben. Der Ak-
zent des Buches liegt auf einer mehr be-
schreibenden, analysierenden und die
komplexe Materie entfaltenden Metho-
de, die den vielen Optionen in der Be-
gleitung von leidenden und sterbenden
Menschen nachgeht. Die Stärke liegt in
der Wiedergabe der widersprüchlichen
Erlebnisweisen, der Aspekte aus der
Sicht der Leidenden selbst, der Pflegen-
den und der behandelnden Ärzte, der
Angehörigen. Vor allem die empathi—
sehen Aufsätze des dritten und vierten
Teils betonen die Notwendigkeit eines
sachgerechten und menschlichen Enga-
gements in der Begleitung kranker, ster-
bender und alter Menschen. Hier wird
unbedingt kompetent aufgefordert, den
vielen Gesichtern von Leid, Schmerz
und Hilflosigkeit in Phasen menschli-
cher Krise Aufmerksamkeit zu widmen,
professionelle Hilfen zuteil werden zu
lassen. Die engagierten Beiträge aus
Sicht des Arztes (vgl. z. B. Frank Nager,
Arzt und Tod), aus der Sicht der Pflege
(vgl. z. B. Beatrice Marti, Die Lebensak-
tivität Sterben - Pflege und Betreuung
Sterbender), die Forderung, das Alter
als eine eigene Lebensphase mit eigen-
ständigen Problemen medizinisch und
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psychologisch wahrzunehmen und nicht
von raschen Vorurteilen aus zu bewer-
ten (vgl. Cecile Ernst, Depressionen im
Alter: unerkannt, unverstanden, unbe-
handelt), geben dem Buch die entspre-
chende Note. Was der Herausgeber
Matthias Mettner in seinem Beitrag
(Mitten im Leben) letztlich darstellt —
Kriterien der sinnvollen Bewältigung
der Krisenerfahrungen von Leid und
Tod in der Stufung von der Schmerz-
bekämpfung über das psychische Co-
ping bis hin zur spirituellen Verarbei-
tung -—, das steht im Hintergrund der
meisten der Beiträge. Dennoch ist das
Buch nicht einfach parteiisch, sondern
lässt auch eine engagierte Option für
die aktive Sterbehilfe zu (vgl. Franco
Cavalli, Geht es um einen Akt der Ge-
walt oder der Liebe?) und möchte diese
gleichfalls empathisch argumentierende
Stimme nicht einfach unterdrücken.
Auch die wirklich sensiblen Fragen,
wer etwa bei dementen Patienten Ent-
scheidung für oder gegen lebensverlän-
gemde Behandlungsmaßnahmen treffen
soll, welche Kriterien dafür relevant
sind, werden nicht ausgespart (vgl. Ro-
land Kunz, Leben erhalten — sterben
lassen? Wer entscheidet bei demenz—
kranken Patienten und Patientinnen?).
Der Band wird abgeschlossen durch die
Dokumentation wichtiger Stellungnah-
men zur Begleitung von sterbenden
Menschen: die medizinisch-ethischen
Richtlinien für die ärztliche Betreuung
sterbender und zerebral schwerstge—
schädigter Patienten der Schweizeri-
schen Akademie der Medizinischen
Wissenschaften, der Bericht der eid-
genössischen Arbeitsgruppe „Sterbehil-
fe“, die Stellungnahme der Evangeli
schen Kirche in Deutschland und der
Deutschen Bischofskonferenz „Im Ster-
ben: Umfangen vom Leben“, die Grund-
sätze der Bundesärztekammer zur ärzt.
lichen Sterbebegleitung. Schade ist,
dass die Themen der einzelnen Beiträge
nur recht unscharf voneinander abge-
grenzt sind, so dass viele Autoren schon
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Gesagtes wiederholen, wohl in eigener
Perspektive. Ein Verzeichnis weiterfüh-
render Literatur, von Quellenwerken
und der Autoren beschließt diesen wirk-
lich reichen Band, der die im Untertitel
angesprochene Aufforderung, dass die
„öffentliche Debatte um die Sterbehilfe“
fortgesetzt werden muss, selbst kompe-
tent und engagiert erfüllt.

Josef Römelt, Erfurt

PHILOSOPHIE

SCANLON, T. M.: What We Owe T0
Each Other. — Cambridge M.A.: The
Belknap Press of Harvard University
Press, 1998. — 420 S., ISBN
0—674—95089—5, E 21.95/3; 35.00
In What We Owe To Each Other kommt
jene Skizze einer kontraktualistischen
Moral zur Ausführung, die T. M. Scan-
lon erstmals vor knapp zwanzig Jahren
in einem vielbeachteten Aufsatz als Al-
ternative zum Utilitarismus präsentier-
te. Das Projekt besteht darin, auf der
Grundlage des Ideals wechselseitiger
Rechtfertigbarkeit zu rekonstruieren,
um was es in der Moral geht und war-
um uns so viel an ihr liegt.
Seine Moraltheorie hat Scanlon auf fol-
gende Formel gebracht: „Eine Hand-
lung ist falsch, wenn ihr Vollzug unter
den gegebenen Umständen von keinem
System von Prinzipien zur allgemeinen
Regelung von Verhalten, das niemand
vernünftigerweise als Grundlage einer
informierten, zwangslosen allgemeinen
Übereinkunft zurückweisen könnte, zu-
gelassen würde.“ (S. 153) Das ist kein
eingängiger Slogan und weder im Ver-
gleich zu Benthams Prinzip des größten
Glücks noch zu Kants Kategorischem
Imperativ sonderlich attraktiv. Unter
dem Dickicht der Qualifikationen, die
von Scanlons skrupulöser Arbeit zeu-
gen, steckt jedoch die attraktive Idee,
die Eigenschaft „moralisch falsch“ mit
„gegenüber anderen nicht rechtfertig-
bar“ zu identifizieren.
Verstanden als „moralisch falsch“ und
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deshalb „nicht rechtfertigbar“ ist diese
Gleichsetzung weder interessant noch
kontrovers. Scanlon liest sie aber in die
umgekehrte Richtung: Gegenüber ande-
ren nicht rechtfertigbar zu sein, ist die
beste Explikation davon, was es heißt,
moralisch falsch zu sein. Damit bietet
er eine gänzlich neue Alternative zu
den üblichen Positionen, die „moralisch
falsch“ grob gesagt damit identifizieren,
dass Gott oder der ideale Beobachter
oder die tugendhafte Person die betref-
fende Handlung missbilligen würden.
Es handelt sich dabei um konkurrieren-
de Theorien dazu, worum es in der Mo-
ral eigentlich geht. Dafür dass seine
Theorie dies besser erfasst, argumen—
tiert Scanlon in erster Linie mit der Au-
torität moralischer Gründe. Sein Kon-
traktualismus beantwortet die heikle
Frage, welchen Grund wir haben, mora-
lisch zu sein, damit, dass wir Grund ha.
ben, mit anderen unter Bedingungen 13.
ben zu wollen, die sich rechtfertigen
lassen. Der große Wert, mit anderen
unter Bedingungen zu leben, die hypo-
thetisch — es geht nicht um faktischen
Konsens — gerechtfertigt werden kön.
nen, gibt uns Grund, der Moral beson-
dere Wichtigkeit und Priorität gegen-
über anderen Werten zuzuschreiben.
T. M. Scanlons Buch fasziniert durch
das Zusammenspiel von Gesamtansicht
und Detail: Es bietet eine innovative
und überzeugende Vision des Morali-
schen und besticht zugleich durch seine
dichte und sorgfältige Argumentation.
What We Owe to Each Other wirft ein
neues Licht auf zahlreiche zentrale mo-
ralische Konzepte und diskutiert viele
klassische Fragen aus Metaethik und
normativer Ethik unter einer unge-
wohnten Perspektive. Ausgehend vom
Titel des grundlegenden Aufsatzes,
„Contractualism and Utilitarianism“

(1982), seien hier nur zwei zentrale

Punkte angeschnitten: Wie steht Scan-
lons Theorie zum Utilitarismus, und lSt

sie ein Kontraktualismus‘?
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Nehmen wir an, dass Scanlon Recht hat
und dass die moralische Falschheit ei-
ner Handlung nicht darin besteht, dass
sie von einem unparteiischen Gesichts-
punkt aus suboptimal ist, sondern dar-
in, dass sie gegenüber anderen nicht ge-
rechtfertigt werden kann. Damit ist
aber erst der „philosophische Utilitaris—
mus“ mit seinem Ideal des größten
Glücks ausgeschlossen: Es könnte sich
nämlich herausstellen, dass die Prinzi-
pien, die niemand vernünftigerweise
zurückweisen kann, utilitaristische
sind. Das würde uns wohl zu einem Re-
gelutilitarismus führen. Scanlon ver-
sperrt aber dem „normativen Utilitaris-
mus“ diese Hintertür, indem er bei der
Bestimmung, wann ein Prinzip vemünf.
tigerweise zurückgewiesen werden
kann, allein von der dem Einzelnen zu-
gemuteten Last ausgeht und keine utili-
taristischen Formen der Aggregation
zulässt. Zudem kann das Individuum
bei seinem Einspruch nicht nur sein ei-
genes Wohlergehen, sondern auch
Überlegungen von Verantwortlichkeit
und Fairness in Anschlag bringen. Sc-
anlon weiß, dass er sich damit dem Vor-
wurf der Zirkularität aussetzt und ver-
sucht, ihn nach Kräften abzuwehren.
Kontraktualistische Theorien der Moral
leiden bekanntlich daran, dass die na-
mengebende Idee des Vertrags gar kei-
ne Rolle spielt. Wenn in John Rawls
Theorie der Gerechtigkeit die Prinzipien
einer gerechten Gesellschaft zu bestim-
men sind, wird gefragt, welche Arran-
gements für ein Individuum unter dem
Schleier des Nichtwissens zu wählen ra-
tional wäre. Nicht die Vertragsidee, son-
dern die Idee rationaler Wahl ist ent-
scheidend. Scanlon dagegen geht — und
hier zeigt sich die Eigenständigkeit sei-
nes Ansatzes — explizit nicht von indivi-
dueller Rationalität unter hypotheti-
schen Bedingungen aus, sondern vom
Ziel, unter den tatsächlichen Umstän-
den Prinzipien einer Übereinkunft zu
finden, die andere, welche dieses Ziel
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teilen, nicht vernünftigerweise zurück-
weisen könnten. Er unterscheidet streng
zwischen „rational“, das als optimale
Verfolgung individueller Ziele verstan-
den wird, und „vernünftig“ (reason—
able), das auf die Anerkennung von
Gründen bezogen wird. Wie rationale
Wahl hat solche Rechtfertigbarkeit mit
der Idee eines Vertrags nichts zu tun.
Ein zweites notorisches Problem kon-
traktualistischer Theorien ist Anlass zu
entsprechenden Bedenken, ob wechsel-
seitige Rechtfertigbarkeit tatsächlich die
zentrale moralische Vorstellung sein
kann: Die Moral umfasst auch Wesen,
die gar nicht in der Lage sind, einen
Vertrag abzuschließen, etwa Babys, Tie-
re, und nach dem Verständnis mancher
auch unbelebte Objekte der Natur. Ob-
wohl die Idee der hypothetischen Recht-
fertigung einzig bei ersteren noch Sinn
macht, bestreitet Scanlon natürlich
nicht, dass Tierquälerei oder die mut-
willige Zerstörung der Natur moralisch
falsch sind. Wenn aber Leidensfähigkeit
oder natürliche Schönheit direkt morali-
sche Gründe liefern, stellt sich die Fra-
ge, wozu der Umweg über die Idee der
Rechtfertigbarkeit dient.
Die Antwort ist, dass es in Scanlons
Theorie zweierlei moralische Gründe
gibt: Solche, die direkt auf Eigenschaf-
ten der betroffenen Objekte und Hand-
lungen zurückgehen, sowie solche, die
mit dem Ideal der Rechtfertigbarkeit ge-
genüber anderen zu tun haben. Letztere
sind auf Menschen beschränkt — Scan-
lon fürchtet den Vorwurf des Spezies-
mus nicht — und bilden jenen distinkten
Kernbereich der Moral, für den die Be-
zeichnung What We Owe To Each Other
steht. Die Ergiebigkeit dieses Ansatzes
zeigt sich nicht zuletzt in der auf-
schlussreichen Diskussion des Verhält-
nisses zwischen dieser Moral von „was
wir einander schuldig sind“ und der
Moral im weiteren Sinne. Ob hingegen
die Idee des Vertrages für die Moral-
theorie überhaupt irgendwie fruchtbar
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gemacht werden kann, ist ernsthaft zu
bezweifeln, wenn sogar Scanlons Kon-
traktualismus — meines Erachtens die
radikalste und zugleich attraktivste Ver-
sion dieses Ansatzes — seinen Namen
nicht verdient.

Norbert Anwander, Zürich

WIRTSCHAFT

ULRICH, Peter/MAAK, Thomas (Hg.):
Die Wirtschaft in der Gesellschaft.
Perspektiven an der Schwelle zum 3.
Jahrtausend. — Bern; Stuttgart; Wien:
Paul Haupt, 2000 (St. Galler Beiträge
zur Wirtschaftsethik ; 27). — 174 S.,
ISBN 3—258—06156—4 Brosch.: DM
39.00, SFr 35.00, ATS 285.00
Anlässlich des 100-Jahre—Jubiläums der
Universität St. Gallen hat das dortige
Institut für Wirtschaftsethik eine Vor-
tragsreihe organisiert, deren Beiträge
nun in diesem Band vereinigt vorliegen.
Wie bei derartig feierlichen Anlässen
üblich, hatte man alte und sehr alte
Männer von einigem Renommee ein-
geladen. Auf diese Weise liegt hier eine
repräsentative Versammlung großer Na-
men („bedeutende Vordenker unserer
Zeit“, 7) vor: nämlich Horst Afheldt,
Richard Sennett, Claus Offe, Axel Hon-
neth, Jürgen Habermas und nicht zu-
letzt die beiden Herausgeber Peter Ul-
rich und Thomas Maak (letzterer der
einzige Jüngere). Der Titel des Bandes
mit dem kursiv gesetzten „in“ ist eine
polemische Anspielung auf Niklas Luh-
manns Buch „Die Wirtschaft der Gesell-
schaft“; diese Anspielung wird jedoch
nicht aufgelöst und der Name Luh-
manns wird in diesem Band nicht er-
wähnt, obwohl verschiedentlich eine
systemtheoretische Sicht angesprochen
und abgelehnt wird. Denn einen soll die
versammelten Autoren das Kriterium
der Lebensdienlichkeit des Wirtschaf-
tens; und damit ist natürlich das Leben
der Menschen gemeint. Man muss ein-
gestehen, dass der eindrucksvollste Bei-
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trag derjenige von Jürgen Habermas ist,
der unter dem nicht sehr signifikanten
Titel „Euroskepsis, Markt Europa oder
Europa der (Welt-)Bürger?“ (151-171)
steht; denn es geht um wesentlich mehr
als nur um Europa. Die Überlegungen
von Habermas stehen im Zusammen-
hang der Diagnose sich globalisierender
Märkte. Diese Diagnose ist illusionsre-
sistent, indem sie erstens die Mechanis-
men der Globalisierung benennt, die ei-
ne nationalstaatliche Einhegung des ka-
pitalistischen Marktes, insbesondere in
der Form der beschleunigten Bewegun-
gen global vernetzter Finanzmärkte, un-
möglich erscheinen lässt, die zweitens
aber auch bestimmte Hoffnungen einer
universalistischen Ethik erstmals in der
Geschichte des Kapitalismus nicht zu
behindern, sondern zu ermöglichen
scheinen. So kommt Habermas zu dem
Befund, der fast wie ein Einspruch ge-
gen den Titel dieses Sammelbandes
klingt: „Heute sind eher die Staaten in
Märkte als die Volkswirtschaften in
staatliche Grenzen eingebettet.“ (154)
Dadurch, auch das sieht Habermas
nüchterner als mancher dem Wunsch-
denken verfallene Verteidiger des Sozi-
alstaates, ist dieser fundamental gefähr.
det: Habermas macht die „Entmächti—
gung des Nationalstaats“ und damit die
wachsenden Legitimitätsdefizite dieser
Errungenschaft der letzten 200 Jahre
überdeutlich. Das Finanzkapital hat kei-
ne „Anwesenheitspflicht“ in bestimmten
Territorien, und die Staaten können es
nicht mehr zur Erfüllung ihrer sozial-
staatlichen Aufgaben besteuern, ohne
die Gefahr der Exit—Option heraufzube-
schwören. Was also ist zu tun? Darauf
gibt es nach Habermas vier Antworten:
Die neoliberalistische Propagierung ex-
zessiver Globalisierung, die paradiesi-
sche Zustände jenseits eines entsa-
gungsvollen Wegs durch ein „Tal der
Tränen“ verheißt, die territorialstaat-
lich fundierte Opposition gegen die Glo-
balisierung, die Habermas mit guten
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Gründen für nicht aussichtsreich hält,
den defensiven „dritten Weg“, der das
Heil darin erblickt, jeden Einzelnen von
uns als Unternehmer seines eigenen
Humankapitals in einer Gesellschaft der
Risikoträger zu interpretieren und den
Habermas die „weltmarktorientierte Le-
bensform“ nennt (164) und schließlich
der offensive „dritte Weg“, dessen
Chancen in der Entwicklung einer
„Weltinnenpolitik“ liegen, die die Hand-
lungsfähigkeit gegenüber den Märkten
zurückzugewinnen versucht. Dieser
letzte Weg scheint sein Rationale darin
zu haben, dass alle Deregularisie—
rungsemphatik vergisst, dass das Medi-
um „Macht“ nicht vollständig durch das
Medium „Geld“ ersetzt werden kann.
Daher favorisiert Habermas am Ende —
im Hinblick auf die Europa-Thematik —
ein Modell eines über Europa und seine
Einigung hinausreichenden Republika-
nismus.
Eindrucksvoll ist auch die rein ökono-
misch operierende Analyse der Entwick-
lungstrends der Globalisierung, die
Horst Afheldt unter dem Titel „Welt-
weiter Wohlstand für alle? Für nie-
mand? Oder für wenige?“ (35-85) vor-
gelegt hat. Er zeigt, wie die Erfolgsstati—
stiken der neoliberalen Globalisierungs—
befürworter bei Heranziehung anderer
Bezugsgrößen zu Misserfolgsgeschich—
ten werden. Insbesondere weist er
nach, dass die Wachstumsraten, be-
rücksichtigt man das Wachstum der
Weltbevölkerung, in den letzten 50 Jah-
ren gefallen und nicht gestiegen sind.
Das aber liegt nicht an Handelshemm-
nissen (deren Beseitigung ja eine zentra-
le Forderung der Neoliberalen ist);
denn der Welthandel hat sich in den
letzten 100 Jahren mit dem doppelten
Faktor vervielfältigt als die Weltwirt-
schaft allgemein, und zwar mit zuneh-
mender Beschleunigung. Ferner zeigt
er, dass die Nettorealverdienste (in
Deutschland) geringer steigen als das
Bruttoinlandsprodukt, dagegen die Ver-
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mögensgewinne und Gewinne der Un-
ternehmen stärker als dieses. Für die
Menschen also, dieser Schluss ist aus
all den Fakten erlaubt, sinkt der Wir-
kungsgrad der Wirtschaft; denn immer
mehr finanzielle Mittel müssen aus den
gesellschaftlichen Aufgabenbereichen
(soziale Sicherung, Bildung, Infrastruk-
tur) abgezogen und in die Wirtschaft
reinvestiert werden. Langfristig werden
die Steuereinnahmen (wegen der Exit-
Option des Kapitals) aus Unternehmen
gegen Null gehen, mit anderen Worten,
die Staatsausgaben werden nur noch
von den Arbeitnehmern bestritten, wie
ja der Daimler-Chef Schrempp schon
1996 stolz verkündete, dass sein Unter-
nehmen bis zur Jahrtausendwende in
Deutschland keinen Pfennig Ertrags-
steuern mehr zahlen werde, und 1999
hat Daimler dementsprechend mit der
Verlegung des Firmensitzes gedroht,
falls sich daran etwas ändern sollte.
(75) Afheldt demaskiert dementspre-
chend das Bild vom schlanken Staat als
den „ausgehungerten“ Staat. (74) Die
Prognose Ahfeldts fällt folglich düster
aus: „An die Stelle von Solidarität, die
eine Grundvoraussetzung für jeden So—
zialstaat ist, tritt Erbarmungslosigkeit.“
(84)
Enttäuschend ist der Beitrag von Claus
Offe: „Staat, Markt und Gemeinschaft“
(105-129), in dem er nach der Devise
des alten Notar Bolamus (F. J. Degen-
hardt: „Er war immer ein bisschen
dafür und ein bisschen dagegen“) dafür
plädiert, von allen drei Prinzipien
(Staat, Markt, Gemeinschaft) ein biss-
chen zu nehmen und es zusammenwir-
ken zu lassen. Nur „Philosophen oder
Ideologen“ (116, wiederholt 127) glaub-
ten Rezepte zu kennen, wie die „Antino-
mien“ der Ordnung gelöst werden könn-
ten. Hoppla, das gab es doch schon ein-
mal: da stand einer — 1806 - vor Jena
und wollte die Stadt niederbrennen las-
sen, weil dort so viele Philosophen
wohnten und er nannte sie „Ideologen“.
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Diese napoleonisch-ungebildete Identifi—
kation von Philosophen und Ideologen
hat also bis zu heutigen Sozialwissen-
schaftlern überlebt. Eindeutig philoso-
phisch, ich denke sogar im Offeschen
Sinne, ist der programmatische Einlei-
tungsaufsatz der Herausgeber unter
dem Titel „Lebensdienliches Wirtschaf-
ten in einer Gesellschaft freier Bürger“.
(11—34) In ihm entfalten die Autoren die
Idee der Lebensdienlichkeit als Sinn—
und als Legitimationskriterium des
Wirtschaftens. Ihr Vorschlag ist der ei-
nes „republikanischen Liberalismus“.
Markt und Staat bedürfen nach den Au-
toren beide einer Zivilisierung in einer
„Gesellschaft freier und gleicher Bür-
ger“. (24) Anhand einer Liste mit 27
Komponenten veranschaulichen die Au-
toren ihre „Grundmodelle der Bürger-
gesellschaft“. (25)
Der Beitrag von Richard Sennett, „Der
flexibilisierte Mensch“ (87-104) fasst
gut lesbar zusammen, was man schon
1989 in seinem Buch „Der flexible
Mensch“ lesen konnte. Der Beitrag von
Axel Honneth fasst ebenfalls zusam-
men, was der Autor „in den letzten Jah-
ren an verschiedenen Orten systema-
tisch entwickelt“ (131) hat. Diese Zu-
sammenfassung stellt er unter den Titel
„Anerkennung oder Umverteilung?“.
(131-150) Damit knüpft er an einen
Aufsatz von Nancy Fraser aus dem Jah-
re 1995 an und versucht, den Anerken-
nungsbegriff präziser zu fassen; der Zu-
sammenhang mit dem Thema des Ban-
des bleibt indessen offen. Das eigentli—
che Gewicht und die Bedeutung des
Bandes machen die Beiträge von Haber-
mas, Afheldt und Ulrich/Maak aus, wo-
bei Habermas zwischen der düsteren
Prognose Afheldts und dem unerschro-
ckenen Idealismus von Ulrich/Maak
den illusionslosen diagnostischen Blick
mit dem Mut eines kontrafaktischen
Dennochs zu verbinden weiß.

Kurt Röttgers, Hagen
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